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L iebe Leserin, lieber Leser,
die meisten von Ihnen und Euch werden das ken-
nen : das Engagement für Frieden, Abrüstung und
Gerechtigkeit geschieht meist in der Zusammenar-
b eit mit anderen Gruppen . D as erfordert die B e-
reitschaft zum Kompromiss, denn oft treffen dab ei
sehr unterschiedliche Handlungsansätze , Politik-
verständnisse und Zielvorstellungen aufeinander.
Die »reine Lehre« der eigenen Gruppe wird deshalb
in der Regel nicht die Grundlage der gemeinsamen
Arbeit sein (können) . Gerade Pazifistinnen und Pa-
zifisten sind in solchen Bündniskonstellationen b e-
sonders gefordert, hab en sie doch sehr klare , weit
reichende und radikale Zielvorstellungen von ei-
ner Welt ohne Waffen, Militär, Krieg und Gewalt.
D a mu ss dann geprüft werden, ob die »Üb erset-
zung« der Grundsatz- und Fernziele in die b erühm-
ten »kleinen Schritte« und Nahziele gelungen ist.
Ein M aßstab kann dab ei die auf Gandhi zurückge-
hende Maxime sein, dass nicht der Zweck die Mittel
heiligt, sondern im Gegenteil die Wahl des Mittels
dem Ziel entsprechen muss . Und wenn die Prüfung
und B ewertung ergibt, dass sich Ziel und Mittel
nicht entsprechen, dann muss ge stritten werden −
so wie an zwei Stellen in die sem Heft :

B ei Ralf Siemens »bimmeln alle Alarmglo cken« ,
wenn er in einem Schreib en der Zentralstelle KDV
an Verteidigungsminister Struck (o der müsste man
nicht ehrlicherweise vom »Kriegsminister« spre-
chen?) den S atz lie st : »Wir sind sicher, dass die Zeit-
und B erufssoldaten der Bundeswehr demokrati-
sche s B ewusstsein haben und dass sie auf dem B o-
den des Grundgesetze s tätig sind . « Wenn das ge-
meinsame Engagement in der Zentralstelle KDV
für das richtige Ziel der Ab schaffung der Wehr-
pficht vom Vorstand mit einem solchen Argument
umgesetzt, »üb ersetzt« wird , dann ist offener Streit
hö chst notwendig. (ab Seite 14)

Eb enso , wenn man b ei einer Aktion den Ein-
druck hat, dass Inhalte zu Gunsten von »Verkaufb ar-
keit« geopfert werden − siehe den offenen Brief aus
Trier und die Reaktionen dazu . (a b Seite 28)

Apropo s Gandhi : Im Artikel »Zum Weltverständ-
nis gewaltfreien Handelns« im letzten bzw. ersten
Heft wurde sein Name konsequent falsch geschrie-
b en, das »h« stand dort im ersten Wortteil anstatt im
zweiten; dafür fehlte e s b eim Nachnamen de s Au-
tors de s genannten Texte s fälschlicherweise völlig,
so dass wir es wenigstens j etzt einmal richtig
schreib en : Thomas Nauerth . Entschuldigung !

Stefan K. Ph ilipp
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er Pazifismus in Europ a, namentlich in
Ö sterreich und D eutschland , entstand En-

de de s 1 9 . Jahrhunderts als Kritik an bürgerlichen
und sozialistischen Vorstellungen üb er die Ursa-
chen von Gewalt, Krieg und Frieden . Seither wurde
die Dynamik de s p azifistischen Diskurses nicht nur
geprägt durch die Kritik an der internen Entwick-
lung der Militär- und Kriegsge schichte de s 2 0 . Jahr-
hunderts, sondern auch von ihrer Einb ettung in
unterschiedliche gesamtge sellschaftliche Problem-
konstellationen .

Für das Europ a der letzten hundert Jahre waren
das :
� D er europ äische Imperialismus bis 1 9 14 (bür-

gerliche , sozialistische , p azifistische Friedens-
programme)

� D er Sieg der b olschewistischen Revolution in
Russland nach 1 9 1 7 (Ausdifferenzierung de s
p azifistischen Diskurses)

� D er Nationalsozialismus in Europ a (Zerschla-
gung de s europ äischen Pazifismus)

� D er Kalte Krieg zwischen 1 9 4 6 und 1 9 89 (Sp an-
nungsverhältnis zwischen Friedensforschung
und Pazifismus)

� Permanenter Weltkrieg gegen den internatio-
nalen Terrorismu s (Regre ssion der we stlichen
» Sicherheitspolitik« auf die Ideologie des »ge-
rechten Kriege s« , vulgo : Präventivkriege)

� Großeurop a: Zivil- o der Militärmacht (EUVer-
fassung/europ äischer Militärisch-Indu strieller
Komplex)

Jede dieser für eine b estimmte Phase hegemo-
nialen Problemkonstellationen und j eder dieser
militärpolitischen Problemdiskurse gab en dem Pa-
zifismusthema einen j eweils anderen Stellenwert,
eine j eweils andere friedenskulturelle Resonanz .
Die j eweils vorherrschenden Themen schufen eine
Gesamtrahmung für die Wahrnehmung und Dis-
kussion p azifistischer Probleme und schob en da-
bei unterschiedliche Problemlö sungsperspekti-
ven in den Vordergrund .

Allerdings wäre es eine erhebliche Verkürzung
der Problemstellung, wenn ihr »subj ektiver As-
pekt« ausgeklammert würde . D enn der Verlauf frie-
densgefährdender Prozesse hängt eben nicht nur
ab von b estimmten Macht-, Herrschafts- und Wirt-

Knut Krusewitz

Zur Aktualität des Pazifismus
im 2 1 . Jahrhundert
Oder: Hat der Pazifismus noch die richtigen Antworten
auf die Friedensprobleme der Gegenwart ?

schaftsverhältnissen, von Krisen, Wendepunkten
und Kriegen, sondern auch von der Fähigkeit ein-
zelner Menschen, solche Prozesse erkennen und
erklären zu können, um aktiv in sie einzugreifen .

D as Theorie-Praxis-Programm

Tatsächlich gab der Pazifismus richtige Antwor-
ten, beeindruckende sogar, wenngleich die s D a-
tum bereits einige Zeit zurückliegt. D arüb er b e-
lehrt ein meines Wissens b eispiello se s p azifisti-
sches D okument. Die Rede ist vom »Handbuch der
Weltfriedensströmungen der Gegenwart« , das der
zwanzigj ährige Student Walter Fabian und sein
einundzwanziger Kommilitone Kurt Lenz im März
1 9 2 2 herausgaben . Ein Reprint veröffentlichte Wal-
ter Fabian 1 9 8 5 im Bund-Verlag. Dies Handbuch
hat von seiner B edeutung nichts eingebüßt, weil
das dort vorgestellte p azifistische Theorie-Praxis-
Verständnis wegen seine s inner- und weltgesell-
schaftlichen Ansatzes für den heutigen Friedens-
diskurs no ch allemal eine B ereicherung ist.

D as unter dem Eindruck de s Ersten Weltkriege s
entwickelte Theorie-Praxis-Programm be stand au s
drei großen Themenb ereichen :

1 . Wege zum Pazifismus : Geschichte des Pazifis-
mus , Wissenschaften, Religionen, Ethik, D emokra-
tie , Sozialismus , Revolution .

2 . Verwirklichung de s Pazifismus : Abrü stung,
Kriegsdienstverweigerung, Ethik, Völkerrecht,
Weltarbeitsrecht, Weltgerichtshof.

3 . Praxisgebiete des Pazifismu s : Innere Politik,
Auswärtige Politik, Weltwirtschaft.

Eine solche Herangehensweise an die großen
Friedensprobleme war damals zukunftsweisend .
Nach einem weiterem Weltkrieg, nach Auschwitz,
nach Hiro shima und Nagasaki, nach den Kriegen
gegen Vietnamkrieg und Irak sollten uns die groß-
artigen Arb eiten der damaligen PazifistInnen er-
mutigen, alte und neue Herausforderungen, mit
denen wir heute konfrontiert sind , ähnlich kom-
plex zu b earb eiten .

Fehlender Ausstieg
aus der Zwangslogik der Gewalt

Unabhängig davon, ob wir die Friedensproble-
me unserer Epo che erkennen und erklären kön-
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nen, wird der Pazifismus auf ab sehb are Zeit weder
seine inner- noch seine weltge sellschaftliche B e-
deutung einbüßen .

Hauptgrund : Die ökonomischen, politischen
und militärischen Ursachen, die ihn im 1 9 . Jahr-
hundert hervor brachten, hab en zwar nach zwei
Weltkriegen, dem Holocaust und einem Kalten
Krieg ihre Formen verändert.

Ab er die Herrschenden in den we stlichen D e-
mokratien versuchen auch zu B eginn des im 2 1 .
J ahrhunderts nicht, sukze ssive aus der Zwangslo-
gik gewaltgestützter politischer Metho den au szu-
steigen . Im Gegenteil .

Was Karl Georg Zinn dieser Tage üb er die glo-
b ale Rolle der USA ermittelte , b e schreibt, nehmen
wir alle s in allem, auch die glob alen Intere ssen
mächtiger EU-Länder, namentlich die der Bunde s-
republik.

D er Untergang des Sowj etimperiums, so Zinn,
hab e die weltgeschichtlich einmalige Situation ge-
schaffen, wonach nur no ch eine glob ale Hegemo-
nialmacht existiere , die USA. Sie verfüge üb er die
militärischen und de shalb auch die politischen Mit-
tel, ihre Intere ssen und Wertvorstellungen welt-
weit durchzusetzen . Um ab er die se Hegemonial-
stellung aufrecht zu erhalten, müssten die USA ihre
militärische Stärke auf dem erreichten Überlegen-
heitsnive au halten . D eshalb liege e s nicht in ihrem
Interesse , massiv abzurü sten, und zwar auch dann
nicht, wenn sich andere Länder zu entsprechen-
den Vereinb arungen b ewegen ließen .

D enn die Interventionskompetenz bzw. die B e-
drohungsstärke der USA re sultiere aus der faktisch
vorhandenen, nicht aus einer rein potenziellen mi-
litärischen Stärke . Dieser b eispiello se S achverhalt
mache verständlich, warum die USA auch künftig
ihre Rüstungsausgaben und ihren militärischen
Personalbe stand nicht an einer konkreten B edro-
hungslage au srichten würden, sondern an den Er-
fordernissen zur Aufrechterhaltung ihrer weltwei-
ten Vormachtsstellung. (Karl Georg Zinn, Der Ka-

pitalism us und die neue Hegemo n ialstellung der
USA . Zur Rolle vo n Öko no m ie, Politik und Militär

zu Beginn des 21. Jahrh underts, in: ders. , Zu-
kunftswissen, Ha mburg 2002, S. 1 09f.)

Clausewitz hat Konjunktur, Kant »is out«

D as ist keine Verteidigungslogik mehr, sondern
die Logik imperialer Interventionsfähigkeit.

Ab er gerade deshalb muss sich die hegemoniale
Rüstungspolitik mit Blick auf die amerikanischen
Steuerzahler und Wähler, aber auch die Weltöffent-
lichkeit als Verteidigungserfordernis tarnen .

Zu die sem Zweck hab en die alten B ellizisten der
Öffentlichkeit unmittelb ar nach Ende des System-
konflikts neue B edrohungen präsentiert. Und zwar
keineswegs die amerikanischen . D enn die serien-
mäßige Pro duktion von B edrohungsanalysen b e-
gann in der Bundesrepublik 1 9 9 2 mit den Verteidi-

gungspolitischen Richtlinien (VPR) , setzte sich in
USA Mitte 1 9 9 5 mit der Neuakzentuierung der Na-
tional Security Strategies (NS S) fort und endete
einstweilen 2 0 0 3 mit dem Krieg au slö senden Kon-
strukt von den irakischen Massenvernichtungswaf-
fen .

Wen wundert es , dass die B ellizisten in den USA
und Europ a inzwischen entzückt sind üb er ihre In-
szenierung einer Renaissance de s Kriege s als politi-
schem Mittel . C arl von Clausewitz hat wieder Kon-
junktur, Immanuel Kant »is out« .

Pazifistische Herausforderungen

D as strukturkonservative Verhältnis von Kapita-
lismu s und politisch-militärischer M acht, das b ei-
den ein b esondere s Maß an Frieden gefährdender
B eharrungskraft verleiht, bringt in Kriegszeiten
immer auch seine p azifistisch argumentierenden
KritikerInnen hervor. D afür b ot zuletzt die Inter-
vention der USA und Großbritannien in den Irak
den einschlägigen Anschauungsunterricht.

Ihre Kritik an dieser Intervention lautete stich-
wortartig :
� Konstruierter B edrohungsanlass
� Missachtung der UNO-Charta
� Angriffskrieg
� Verstöße gegen das Kriegsvölkerrecht
� Kriegsverbrechen
� Umweltzerstörung
� Willkürherrschaft de s Okkup ationsregime s
� Brutalisierung der Truppe
� Folter

D as ist eine Seite des Strukturkonservatismus .
Seine andere ist eine in der Nachkriegszeit b eispiel-
lo se Auszehrung der sozialstaatlichen Solidarität
und B ereicherungsmentalität in den kapitalisti-
schen Gesellschaften .

D as nötige ideologische Instrumentarium hat-
ten neoliberal-konservative Vordenker eines neu-
en Akkumulationsregime längst b ereit gestellt.
Jetzt wurde es sowohl in den entwickelten Ländern
wie in den von ihnen b eherrschten internationalen
Organisationen – Weltb ank, IWF, OE CD − , ange-
wendet :
� Primat der Währungsstabilität und Haushalts-

strenge
� Privatisierung
� Senkung der Staatsquote
� Flexibilisierung der Arb eit
� Steigerung der Pro duktivität
� Senkung der Lohn- und so genannten Lohn-

neb enko sten
� Abb au von Transferleistungen (Sozialleistun-

gen) und schließlich
� be schleunigter Trend zur Glob alisierung der

Kapitalb ewegung mit dem Ziel, die Produkti-
onsko sten durch Wahl der weltweit ko sten-
günstigsten Standorte zu senken . (Gilbert Zie-
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bura: Euroliberalism us, Rena tio nalisierung
oder eine demokra tische Alterna tive, in: Beira t

für gesellschafts-, wirtschafts- und umweltpoli-
tische Alterna tiven (BEIGE WUM), Hrsg., Wege
zu einem a nderen Europa, Köln 199 7, S. 79f.)

Die wohlfahrtsstaatliche D eregulierung des ka-
pitalistischen Systems schafft im Inneren ein Klima
für die B ereitschaft, nicht mehr die Frieden gefähr-
denden Konsequenzen die ses Herrschafts- und
Wachstumsregimes zu sehen, sondern nur no ch
die eigenen Wohlstandsintere ssen zu verteidigen .

D araus folgerte die ser Tage auch ein Konservati-
ver wie Norbert Blüm : »Ich glaub e , dass auch wir
auf D auer nicht in Frieden leb en können und auch
unsere B e schäftigungsprogramme nicht in den
Griff b ekommen, wenn nicht die Welt in Ordnung
kommt. Wenn das Gefüge zwischen Arm und Reich
so bleibt, wie es ist, wird e s keinen Frieden geb en . «
(Ma in-Post, Nr. 1 08, 1 1. Ma i 2004, S. 2)

Pazifismus bleibt folglich obj ektiv auf der Agen-
da. D as heißt allerdings nicht, wir könnten gleich-
sam qu a Amt richtige Fragen stellen und entspre-
chende Antworten geb en . E s wäre schon einige s
gewonnen, wenn wir uns darauf verständigen
könnten, was wichtige p azifistische Herausforde-
rungen sind , bevor wir versuchen, sie zu erklären .

Etwa die Frage nach dem Zu sammenhang von
gerechter Verteilung, Hunger, Gewalt und Krieg,
nach Sinn und Unsinn von b estimmten Pro duktio-
nen und der hierfür notwendigen Arbeit. D enn j e
infamer die Verteilungsstrukturen auf der Erde
werden, desto gefährdeter ist der Weltfriede . Karl
Georg Zinn, einer der nicht eb en zahlreichen b e-
eindruckenden deutschen Ökonomen der Gegen-
wart, warnte b ereits vor einem Viertelj ahrhundert,
die weitere »Verelendung der Dritten Welt« führe
»zu einer Intensivierung militärischer und terrori-
stischer Auseinandersetzungen« . (Karl Georg
Zinn: Die Ka tegorien »produktiv« und » unpro-
duktiv« in der Öko no m ie, in: A us Politik und Zeit-
gesch ich te. Beilage zur Wochenzeitung Das Parla-
men t, B 1 7/1980 (26. April 1980), S. 3 7)

Wenn glob ale Verteilungsgerechtigkeit zur Her-
stellung menschenwürdiger Arbeits-, Leb ens- und
Politikverhältnisse von außerordentlicher prakti-
scher B edeutung für eine dauerhafte Weltfriedens-
ordnung ist, lässt sich die Frage stellen : Tragen die
dominierenden gesellschaftlichen Interessen und
Werte sowie ihre Rechtfertigungen in den Mit-
gliedsländern der EU, der OE CD und der NATO zu
einer Welt ohne Gewalt, Ausb eutung und Krieg b ei
o der stellen sie selb st eine ständige B edrohung de s
Friedens dar?

Sind die westlichen Demokratien
friedensfähig?

Ich mö chte mit einer p azifistischen Frage stel-
lung einleiten, die seit der Weimarer Republik an-

scheinend nicht mehr zu den zentralen Themen p a-
zifistischen D enkens und Handelns gehört.

E s ging damals um die p azifistische Kritik
sowohl am »demokratischen« wie am »sozialisti-
schen« Frieden . Heute , da wir über einen »zukunfts-
fähigen europ äischen Frieden« nachdenken wol-
len, könnte man die Frage stellung vielleicht so for-
mulieren :
� Sind entwickelte kapitalorientierte Wachs-

tumsge sellschaften de s 2 1 . Jahrhunderts fried-
fertiger als ihre imperialistischen Vorläufer de s
sp äten 1 9 . Jahrhunderts ,

� herrscht also , wo die NATO-Staaten regieren,
bereits dauerhaft Frieden, und

� wenn nein, was b esagt dann die Rede vom »de-
mokratischen Frieden« , die inzwischen auch
als OE CD-Handbuch für »Prevent Violent Con-
flict-Guideline s« vorliegt? (OECD, Hrsg. , The
DAC Gu idelines. Helping Preven t Violen t Co n-

flict, Paris 2001)

B ereits eine oberflächliche Durchmusterung
der Friedensfähigkeit we stlicher D emokratien
nach Ende des O st-West-Konflikts ergibt einen de-
primierenden B efund . D anach hab en sie in nur
dreizehn Jahren ohne Selb stverteidigungsgrund
schon sieb en Mal Krieg geführt : Gegen Irak 1 9 9 1 ,
in Somalia 1 9 9 3 , in B o snien 1 9 9 4/9 5 , im Irak 1 9 9 8
(Operation »D e sert Fox«) , gegen Jugo slawien 1 9 9 9
(NATO) , gegen Afghanistan 2 0 0 1 (NATO) und ge-
gen Irak 2 0 0 3 (USA/Großbritannien) .

D as ist ein erheblicher Widerspruch zum vor-
herrschenden Selb stbild , wonach ihr »demokrati-
scher Frieden« auf dem Weltmarkt für Sicherheits-
pro dukte aller Art inzwischen konkurrenzlo s sei .

D en Widerspruch vertieft die EU mit ihrer »Eu-
rop äischen Sicherheitsstrategie« (2 0 0 3 ) , deren
Philo sophie sich auch im »Vertrag der Verfassung
für Europ a« wiederfindet. Diese » Sicherheitsstrate-
gie« b asiert auf der Annahme , die EU
� mit künftig 2 5 Mitgliedsstaaten,
� 45 0 Millionen Einwohnern,
� zirka einem Viertel des Welt-Brutto sozialpro-

dukts,
� zwei Millionen Soldaten und
� 1 60 Milliarden Euro Militärausgab en

mü sse fortan b ereit sein, ihren Teil der Verant-
wortung für die glob ale Sicherheit zu üb erneh-
men .

D ab ei wird auch in diesem Fall mit einem »er-
weiterten Sicherheitsb egriff« gearb eitet, der ne-
b en militärischen B edrohungen auch politische ,
ökonomische und ökologische Risikopotenziale
einb ezieht. Mit dieser Metho de wird ein Krisenma-
nagement gewählt, das auf unzulässige Weise zivi-
le , ökologische und militärische Sicherheitsproble-
me vermengt. (EU-Co m m issio n, A secure Europe
in a better World: European Security Stra tegy,
Brussels 12. Dechember 2003, S. 1 f.)
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D er »Vertrag üb er eine Verfassung für Europ a«
sieht die Verpflichtung der EU-Mitgliedsstaaten
vor, ihre militärischen Fähigkeiten schrittweise zu
verb e ssern . Zudem verpflichtet er zur Einrichtung
eines »Europ äischen Amts für Rü stung, Forschung
und militärische Fähigkeiten« .

Zu dessen wichtigsten Aufgab en sollen
� Maßnahmen zur Stärkung der industriellen

und technologischen Grundlage des Verteidi-
gungssektors gehören

� sowie die Unterstützung de s Ministerrats b ei
der B eurteilung der Verb esserung der militäri-
schen Fähigkeiten . (Europä ischer Ko n ven t,
Vertrag über eine Verfassungfür Europa, Brüs-
sel 18. Juli 2003, CONV 850/03)

Die EU auf Kriegskurs

M an kann unschwer vorhersehen, dass die Eu-
rop äische Rüstungsagentur zu diesem Zweck un-
terschiedlich b egründete Gefahren und B edro-
hungen ermittelt, denen eine s gemeinsam sein
wird : Die hegemoniale Struktur des transnationa-
len Kapitalismus , der Kern der Glob alisierung, darf
niemals ursächlich zusammen gebracht werden
mit glob alen B edrohungen . Die Ideologen der ka-
pitalorientierten Glob alisierung werden einen
Teufel tun, den Hauptgrund für die zunehmenden
Gegensätze zwischen armen und reichen Ge sell-
schaften als B edrohung de s Weltfriedens zu identi-
fizieren .

D enn sie wissen, dass ihre Auftraggeb er die
Nutznießer der neolib eralen Funktionsb edingun-
gen de s Weltmarkte s sind − und weil sie wissen,
warum deshalb ein gerechter, friedlicher Intere s-
senausgleich verhindert wird .

Wer folglich zukünftig die wirtschaftlichen und
militärischen Fähigkeiten der EU als machtpoliti-
sche s Instrumentarium einsetzen will, tut das mit
der Ab sicht, gemeinsam mit den USA eine Weltord-
nung aufrecht zu erhalten, deren Profiteure b eide
sind − und dauerhaft auf Ko sten von 8 0 Prozent der
Menschheit bleiben wollen .

E s ist nur eine Frage der Zeit, wann die se segens-
reiche Rü stungsagentur ihre Security Guidelines
veröffentlicht, die fe stlegen, unter welchen Sicher-
heitsannahmen sich die EU zu Präventivschlägen
nach US-Vorbild mandatiert.

Ziehen wir eine Zwischenbilanz :
� D avon, dass die kapitalistischen D emokratien

sich nach Ende des Kalten Kriege s vom b ellizis-
tischen Erb e der Vergangenheit b efreit hätten,
kann keine Rede sein .

� Sie schaffen weiterhin nur einen Frieden, dem,
wie gehabt, seine Konflikt- und Kriegsursachen
immanent bleib en .

� Statt die verhängnisvolle Hegemoniallogik des
US-Kapitalismus zu durchbrechen, will der eu-
rop äische sie no ch verstärken .

Die Ideologie
vom »demokratischen Frieden«

Die ser B efund steht im eklatanten Widerspruch
zu den Verheißungen frühbürgerlicher Friedens-
vorstellungen solcher Klassiker wie Adam Smith,
Immanuel Kant und John Stu art Mill, auf sich die
Vertreter des »demokratischen Friedens« no ch heu-
te b erufen .

Die se Verheißungen b esagten − in Zu sammen-
fassung − folgende s :

Die industrie-kapitalistische Gesellschaft würde
sich von den vorangegangenen feudalen, theokrati-
schen o der militanten Gesellschaften we sentlich
in dem Punkt unterscheiden, dass Macht nun fried-
lich, ohne physische Gewaltanwendung ausgeübt
werden konnte .

D amit verbunden war die Hoffnung, der wirt-
schaftliche Lib eralismus im Sinne des Laissez-fair-
Konzepts würde merkantilistische und imperialis-
tische Gewinnvorstellungen verdrängen und eine
friedliche Weltordnung etablieren, die hö chstens
durch b egrenzten selektiven Protektionismus ge-
regelt werden müsse .

Regieren würden rationale , technokratische In-
dustrielle und B ankiers , Profit träte an die Stelle
von kolonialer Ausplünderung, Mehrwert, so
glaubte man, ließe sich fortan durch rein ökonomi-
sche Mittel erzielen, und der Markt beziehungswei-
se die Arbeitsteilung würden sich, sob ald sie erst
einmal Wirklichkeit geworden seien, selb st regulie-
ren .

M acht hatte außerdem eine transnationale Di-
mension . D er Staat würde schwach bleib en, infolge
der massiven glob alen Wirkungen de s Indu strialis-
mus , de s Kapitalismus und der Wissenschaften
vielleicht sogar ab sterb en . Und weil Europ a sich
transnational indu strialisierte , würde es sich
zwangsläufig zum Zentrum »einer Weltwirtschaft
und Weltge sellschaft« entwickeln, die dem Krieg
seine wesentlichen Ursachen entzogen habe . (Mi-
chael Ma nn, Gesch ich te der Mach t, Fra nkfurt-New
York 1998, S. 153 f.)

Die hier skizzierte Version eine s »lib eralen Frie-
dens« endete in den M assengräb ern de s Ersten
Weltkriege s, üb erlebte ab er als Ideologie vom »de-
mokratischen Frieden« , den die Herrschenden in
den Mitgliedsstaaten der NATO , der OE CD und der
EU für alternativlo s halten .

Kritik an der sozialistischen
Friedensauffassung

Auf diesem Hintergrund üb errascht, dass für die
Klassiker de s Sozialismus der Zu sammenhang zwi-
schen Kapitalismus , D emokratie und Friedens-
fähigkeit kein Thema war, das sie systematisch b e-
arb eitet hab en .

Karl Marx und Friedrich Engels waren zwar der
Ansicht, die sozialistische Ge sellschaft werde in ei-
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ner sp äteren Zukunft den Krieg b eseitigen . Ab er in
der Perio de des Kapitalismus hielten sie den Krieg
für ein Mittel der Politik, mit dem bürgerliche und
sozialistische Politiker rechnen mü ssten .

Zudem beurteilte der Marxismu s j eden Krieg
nach den Interessen de s internationalen Proletari-
ats, und so sollen die sozialistischen Arb eiter aller
Länder zu j edem Krieg eine einheitliche Auffas-
sung vertreten . (A rth ur Rosenberg, En tsteh ung
und Gesch ich te der Weimarer Republik, Frankfurt
am Ma in 1983, S. 78 )

Dieses klassentheoretisch b egründete Kriegs-
verständnis findet sich sp äter in zahlreichen D oku-
menten der II . Internationale wieder. So b eispiels-
weise in der b erühmt gewordenen Ab schlussreso-
lution de s internationalen Sozialisten-Kongresses ,
der im August 1 9 07 in Stuttgart stattfand .

»B egünstigt werden die Kriege durch die b ei
den Kulturvölkern im Interesse der herrschenden
Klassen systematisch genährten Vorurteile des ei-
nen Volke s gegen das andere , um dadurch die Mas-
sen des Proletariats von ihren eigenen Klassenauf-
gab en sowie von den Pflichten der internationalen
Klassensolidarität abzuwenden . Kriege liegen also
im We sen des Kapitalismus ; sie werden erst aufhö-
ren, wenn die kapitalistische Wirtschaftsordnung
beseitigt ist oder wenn die Größe der durch die mi-
litärtechnische Entwicklung erforderlichen Opfer
an Menschen und Geld und die durch die Rü stun-
gen hervorgerufene Empörung die Völker zur B e-
seitigung diese s Systems treibt.

D aher ist die Arbeiterklasse , die vorzugsweise
die Soldaten zu stellen und hauptsächlich die mate-
riellen Opfer zu bringen hat, eine natürliche Geg-
nerin des Kriege s, der im Widerspruch zu ihrem
Ziele steht : Schaffung einer auf sozialistischer
Grundlage b eruhenden Wirtschaftsordnung, die
die Solidarität der Völker verwirklicht. « (»A bschlus-
serklärung«, in: Pro tokolle, Buchhandlung Vor-
wärts, Hrsg. , Berlin 190 7 In terna tio naler Sozialis-
ten-Ko ngress, 190 7, S. 64-65)

Die PazifistInnen in der Weimarer Republik kri-
tisierten b eide Friedensauffassungen . Und zwar
au s minde stens zwei Gründen .

Sie verwarfen deren Annahmen üb er gerechte
und ungerechte Krieg als durchsichtige macht−
und intere ssegebundene Konstrukte ; Kriege wur-
den für sie eb en nicht dadurch erträglicher, wenn
sie im Namen des internationalen Proletariats statt
im Namen Gotte s geführt werden sollten .

Zum anderen kritisierten sie die Vorstellung,
wahlweise der Wirtschaftslib eralismu s o der der
Wirtschaftssozialismus würde automatisch zur Ab-
schaffung aller Kriege führen .

Für eine p azifistische Kritik an der heutigen
Ideologie vom »demokratischen Frieden« taugen
b eide Annahmen no ch weniger, weil die UN-Char-
ta die Gedankenfigur vom »gerechten« Krieg im

Jahr 1 945 völkerrechtswidrig stellte und die Auffas-
sung, Kriege würden einfach ab sterb en, völlig un-
historisch ist.

Fazit

Was b ereits für die PazifistInnen in der Weima-
rer Republik galt, gilt erst recht für uns : Wir können
weder auf bürgerliche no ch auf sozialistische Frie-
densvorstellungen rekurrieren, sondern müssen
p azifistische b egründen .

Eine solche Fragestellung hätte mit den histori-
schen Ursachen zu b eginnen, die erklären könn-
ten, warum westliche D emokratien auch nach ih-
rem Sieg über den internationalen Klassenfeind
unfähig bleib en, eine Weltordnung ohne Gewalt,
Naturraubb au , Ausbeutung und Krieg zu ge stalten .

Durch ein solche s Problemdesign würde auch
der intere ssierten Öffentlichkeit der Pazifismu s
wieder nachhaltiger als europ äische s und mensch-
heitliches Proj ekt bewu sst.

Prof. Dr. Kn u t Krusewitz ist Mitglied der DFG- VK
und war bis zu seiner Emeritierung Hochsch ulleh-
rer an der TU Berlin im Fach bereich Umwelt und
Gesellschaft.

Dieser Beitrag ist die schriftliche Fassung eines Re-
fera tes bei einem Sem inar der Bertha-vo n-Suttner-
Stiftung im Ma i in Kassel.
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Franz-Roger Reinhard

Friedensdienst in Palästina
Ein Erfahrungsbericht über das Leben im »Freilandgefängnis«

er Ökumenische Rat der Kirchen (ÖRK)
mit Sitz in Genf hat im Septemb er 2 0 0 1 ein

B egleitprogramm für Freiwillige Friedensdienste
in Palästina und Israel ins Leb en gerufen : EAPPI –
Ecumenical Accomp animent Programme in Pale s-
tine and I srael . D as Programm hat zum Ziel, israeli-
sche und p alästinensische gewaltfreie Aktionen zu
b egleiten und zu unterstützen und durch vereinte
B emühungen im B ereich Öffentlichkeitsarb eit auf
ein Ende der israelischen B esatzung Palästinas hin-
zuwirken .

Die Freiwilligen können und sollen nicht die
fehlenden UN-Schutztruppen ersetzen . Ihre Aufga-
b e ist die B egleitung und Förderung der gewaltfrei-
en Friedensgruppen auf beiden Seiten de s Konflik-
tes . Sie nehmen an deren Aktionen teil und vermit-
teln nach ihren Möglichkeiten . Sie beob achten ins-
b esondere die Alltagssituationen, denen die Men-
schen in den b esetzten Gebieten au sge setzt sind .
D azu gehören die vielen Kontrollpunkte der B e sat-
zungsmacht auf dem Weg zur Schule , zur Arb eit
o der ins Krankenhaus . Die Freiwilligen werden
Zeugen von Hauszerstörungen und der Verwü s-
tung von Olivengärten auf der Route de s Tren-
nungszaunes bzw. de s Mauerb aues durch die is-
raelische Regierung. In ihren B erichten werden
die alltägliche Gewalt und die Verletzungen von
Menschenrechten und internationalem Recht do-
kumentiert und sichtb ar gemacht. D amit soll die öf-
fentliche B erichterstattung in den Heimatländern
der Freiwilligen ergänzt und ein B eitrag zur B e-
wusstseinsbildung geleistet werden . Zugleich
kann hiermit ein Zeugnis gegeben werden, dass ein
gewaltfreier Einsatz für Gerechtigkeit und Frieden
auch unter den extremen B edingungen de s Nahen
O stens sinnvoll sein kann .

Zu den unterschiedlichen deutschen Trägern
de s Programme s gehört auch die katholische Frie-
densb ewegung Pax Christi, als deren Mitglied und
mit deren b e sonderen Unterstützung ich für drei
Monate aufgebro chen bin . (Mehr zum Progra mm
im In ternet: www. wcc-coe. org; www. eappi. org)

Leben zwischen Mauern und Blockaden

Von Februar bis April war S awahreh mein Ein-
satzort. Ich lebte und arb eitete in die sem ö stlichen

Jerusalemer Vorort zusammen mit zwei Teamge-
fährtinnen aus den USA bzw. Schweden .

Wir waren von dem örtlichen Bürgerkomitee
eingeladen worden zur Unterstützung seine s ge-
waltfreien Widerstande s gegen die Mauer.

S awahreh und Abu Dis sind arabisch-muslimi-
sche Kommunen und ein Brennspiegel der gegen-
wärtigen E skalation, hervorgerufen durch die Ein-
schließung von M auer und Straßenkontrollen . D as
Ungeheuer au s B eton schlängelt sich durch die Ort-
schaften, ein sichtb are s Symb ol der andauernden
Strangulierung de s p alästinensischen Volke s durch
die israelische B esatzung . Hier ist die Jahrtausende
alte Verbindung zwischen Jeru salem und Jericho
durchschnitten, der Zugang zur » Stadt de s Frie-
dens« (B edeutung de s Namens Jerusalem) blo c-
kiert. Die Menschen stecken in einer buchstäblich
ausweglo sen Lage .

Von den Hügeln S awahrehs können die B ewoh-
ner das Tote Meer sehen . Ab er sie können nur bis
zum nächsten Checkpoint gehen . Sie sehen die Alt-
stadt von Jeru salem mit der goldenen Kuppel de s
Felsendome s ; aber ohne b e sondere Erlaubnis sind
die Einwohner des Ortes ausge schlo ssen von den
wichtigen Angeb oten ihres Oberzentrums .

Die Mauer und der breite Trennungsstreifen,
den ich j eden Tag wachsen sehen musste , soll den
Bürgern I sraels Schutz vor Terroranschlägen durch
Palästinenser geben . In Wirklichkeit trennt er
nicht Israelis von Palästinensern, sondern Palästi-
nenser von Palästinensern und provoziert neue An-
schläge .

Die Menschen in S awahreh nennen die Mauer
offen eine Ap artheidsmauer. Sie fühlen sich zuneh-
mend einge schlo ssen in einem Freiluftgefängnis .
Ihr gesamtes Leben, von der Wiege bis zur B ahre ,
ist betroffen von der » Schandmauer« . D as kann ich
am Schicksal der Familie Z . b e schreiben, in das wir
für einige Zeit einbezogen waren, nachdem sie uns
einen Teil ihrer Wohnung gegen Miete üb erließ .

Die neun Ge schwister − die Eltern sind b ereits
ge storben − wohnen no ch ganz eng zusammen als
eine Nachb arschaft. Die Männer haben mit B eginn
der zweiten Initfada im Herb st 2 0 0 0 ihre Arb eit
und damit ihr Einkommen verloren . Einzig Hassan
schafft es auf wechselnden Schleichwegen, in Jeru-
salem einfache Arb eiten zu finden . Ob schon über
4 0 Jahre alt, ist er no ch nicht verheiratet. Er wagt in
diesen aussichtslo sen Zeiten nicht, eine Familie zu
gründen . D er Älte ste , Mohamed , versorgt zusam-
men mit seiner Frau S amiha die Ziegen, die um und
zwischen den Häusern ihr karge s Futter suchen .
Schaf- und Ziegenhaltung ist für viele Menschen in
S awahreh zur einzigen Leb ensgrundlage gewor-
den und führt sie zurück in die Leb ensweise ihrer
Vorfahren . D er Weidegrund der Familie reichte
einst bis in die judäische Wüste . Ihre Olivenb äume
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auf der anderen Seite des Tale s sind durch den M au-
erb au nicht mehr zugänglich .

Hussein erwartet mit seiner Frau sein zweite s
Kind . B eide machen sich Sorgen darüb er, welche
Klinik sie zur Entbindung erreichen können, die al-
le nur no ch schwer und ungewiss zu erreichen
sind .

Mou ssa lebt meist getrennt von seiner Frau
Ihkla, die als Jerusalemer Bürgerin im Westteil von
S awahreh, Jab al Mukabber, zu Hause ist und als Leh-
rerin arb eitet. D ort kann Moussa mit dem West-
b ank-Personalausweis nur illegal und heimlich mit
seiner Frau und seinem Sohn Ali zu sammen sein .
Sein Antrag auf Familienzusammenführung in Je-
rusalem wird von den israelischen B ehörden
schon seit Jahren nicht b earb eitet. So lange bleibt
Sohn Ali ohne Ausweisp apiere und ohne soziale
Ansprüche wie z . B . den auf einen Schulbe such .
Von solcher Art Familientrennung sind hier an die
8 0 0 Familien b etroffen .

Mahmoud ist Student älteren Seme sters , der nie
weiß , ob die nahe gelegene Al-Quds-Universität in
Abu Dis geöffnet o der gerade wieder ge schlo ssen
ist. Ein regulärer Studienbetrieb ist durch die vie-
len Sperren und Kontrollen seitens der B e satzung,
ab er auch durch Streik- und B oykottmaßnahmen
der Palästinenser sehr erschwert.

D er Jüngste der Familie kam gerade aus dem is-
raelischen Gefängnis zurück, wo er zwei Jahre fest-
gehalten wurde . Sein Bruder Hassan war während
der ersten Intifada sechs Jahre in israelischen Ge-
fängnissen . Praktisch gibt es keine Familie , von der
nicht wenigstens ein Mann die se Erfahrung ge-
macht hat.

Während Halima verheiratet ist und drei Kinder
hat, versorgt die mit vierzig Jahren ungewöhnli-
cherweise nicht verheiratete Fatimeh die ganze Fa-
milie . Vormittags unterrichtet sie an der Mädchen-
schule im Ortsteil Sheik S ‘ aad , der nur durch einen
langen Fußweg erreicht werden kann . Durch die
Sperranlagen und die Straßenblo ckaden sind die
dort leb enden Menschen sowohl von der West-
b ank als auch von Jeru salem abgeschnitten . Ihnen
bleibt das Leb en im Gefängnis o der, so möglich,
das Verlassen ihrer Häuser. Etwa ein Drittel der ur-
sprünglich 3 . 0 0 0 Einwohner sind b ereits weggezo-
gen .

Checkpoints − Orte der Erniedrigung

Die Straßenkontrollen, die so genannten Check-
points, die wir täglich zu p assieren hatten o der zur
B eob achtung aufsuchten, bilden nicht nur eine
enorme Einschränkung der B ewegungsfreiheit
der B evölkerung . Sie sind ein Ort der Erniedrigung
für die Menschen auf ihren Wegen zur Arb eit, zur
Universität, zur Klinik o der einfach zu ihren Ver-
wandten . So sind sie immer wieder der Willkür der
meist sehr jungen Polizisten und Soldaten der B e-
satzer ausgeliefert. Wir mu ssten deren gewaltsame

Üb ergriffe und menschenverachtende Praxis b ei
der Kontrolle b ezeugen und dokumentieren .

Die Situ ation am täglich beob achteten Üb er-
gang in S awahreh e skalierte während dessen wo-
chenlanger totalen Schließung nach der Ermor-
dung von Scheich Jassin in Gaza. Die Menschen wa-
ren gezwungen, den Checkpoint üb er steile und
schwer b egehb are B erge zu umgehen . D ab ei wur-
den sie die meiste Zeit von den Soldaten verfolgt
und b edroht, nicht selten ge schlagen . Immerhin
führt die Hauptverbindung vom südlichen Teil der
Westb ank, von Hebron und B ethlehem nach Jeri-
cho , Ramallah und die nördlichen Städte über die-
sen stark b efahrenen Kontrollpunkt.

Nur sehr selten war uns eine helfende B eglei-
tung o der Vermittlung an diesen Orten möglich .
Gleichwohl wurde unsere Anwe senheit von den
B edrängten po sitiv wahrgenommen . »E s ist gut,
dass ihr da seid« , b ekamen wir oft zu hören . In unse-
rem Einsatz an den Checkpoints fanden wir uns zu-
sammen mit den israelischen Frauen von »Mach-
som Watch« . Die se oft berufstätigen Frauen hab en
sich die B eob achtung ihrer Landsleute zur tägli-
chen Aufgab e gemacht. Sie sind in der israelischen
Gesellschaft nicht gerade ange sehen, haben ab er
auf das Verhalten der Soldaten an den Kontroll-
punkten mehr Einfluss als wir. Sie äußerten uns ge-
genüb er immer wieder ihr Entsetzen üb er das , was
sie sehen mussten, und sie waren sehr b e sorgt üb er
die verheerenden Auswirkungen der B esatzung in
Palästina auf die eigene Ge sellschaft.

Unüb ersehb ar war die Üb erforderung der Sol-
daten, denen die Macht an den Checkpoints gege-
b en wurde . Ihre mangelnde Au sbildung konnte
durch die Ausrüstung mit der Waffe nicht kaschiert
werden . Ich bin no ch heute erschüttert von der
häufig gehörten Antwort der B ewaffneten auf mei-
ne Nachfragen bezüglich des j eweiligen Tagesb e-
fehle s : »Wir hinterfragen unsere B efehle nicht ! «
Vermutlich sind die jungen M änner nicht vollstän-
dig unterrichtet worden über die Gesetzeslage .
Auch in der israelischen Armee gibt es die Ver-
pflichtung, einem unmenschlichen B efehl nicht zu
gehorchen .

Zum Alltag in S awahreh und Abu Dis gehören
leider auch die Hauszerstörungen und die Zer-
störung ganzer Ob st- und Ölgärten . Wir sind Zeu-
gen solcher b arb arischer Akte geworden, die im
Zuge der Au sdehnung jüdischer Siedlungen in der
Nachb arschaft und dem B au der Trennungsanla-
gen von der israelischen Regierung b e schlo ssen
werden . An irgendeine Art von Kompensationsleis-
tungen an die so schwer in ihrer Existenz b etroffe-
nen Menschen ist dab ei no ch nie gedacht worden .

Widerstand und Hoffnung

Blüht no ch Hoffnung im Ange sicht der M auer?
Unter den b e schriebenen Umständen seinen Alltag
zu b estreiten, gleichsam sein Üb erleb en für sich
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und seine Familie zu sichern, erschien mir als b e-
sondere Form des gewaltfreien Widerstande s der
Menschen in S awahreh . Obwohl der Druck im Ke s-
sel steigt und niemand weiß , wie es nach der Voll-
endung de s Mauerb au s weitergehen kann, gibt es
keine Neigung zu Gewaltanwendung. D ass Jugend-
liche gelegentlich den Armeefahrzeugen nächtlich
kleine Straßenblockaden b ereiten o der b ei D e-
monstrationen gerne Steine in Richtung der Solda-
ten werfen, widerspricht dem nicht. E s gibt no ch
viele Menschen in S awahreh, die auch nach 37 Jah-
ren B e satzung nicht resigniert hab en und sich wei-
gern, ihre Stadt für immer zu verlassen .

Wir waren an der Vorbereitung zweier D emon-
strationen gegen die Mauer b eteiligt, die das örtli-
che Komitee organisiert hatte . Wir fanden uns vor
der Mauer in Abu Dis zusammen mit anderen Inter-
nationalisten und vielen israelischen Friedensakti-
visten . Die D emonstration am 2 3 . Februar wurde
nach friedlichem Verlauf schließlich gewaltsam
unter Einsatz von Tränengas und Granaten der B e-
satzer aufgelö st. Während die Soldaten an-
schließend den Ort durchkämmten und weiter-
scho ssen, verbreiteten sie Angst und Schrecken un-
ter den Einwohnern .

D as erwähnte Bürgerkomitee versucht, Brü-
cken zu schlagen über die M auer. E s lädt israelische
Bürger zu einem B e such in S awahreh ein, organi-
siert Jugendtreffs zwischen I sraelis und Palästinen-
sern .

Die Hoffnung der Palästinenser ruht nicht zu-
letzt auf der Hilfe durch die europ äische Staatenge-
meinschaft, trotz Enttäuschung über deren Unent-
schlo ssenheit gegenüb er der Unterstützung Israels
durch die USA.

Ich setze meine Hoffnung in die israelischen
Kriegsdienstverweigerer j eden Alters und Range s .
Ich vertraue der wachsenden Zusammenarb eit der
meisten israelischen Friedensgruppen mit p alästi-
nensischen Menschenrechtsorganisationen . B e-
sonders b eeindruckt bin ich von der B egegnung
mit Menschen vom »Families Circle« . Hier treffen
sich Familien von b eiden Seiten des Konfliktes , die
Opfer der Gewalt zu beklagen haben . Sie sind aus
dem Teufelskreis der Rache ausgestiegen, nach-
dem sie ihr Leid geteilt und als ein gemeinsames er-
fahren hab en . Sie arbeiten nun für Verständigung
und Versöhnung.

Hoffnung habe ich ange sichts der gemeinsamen
Erziehung von israelischen und p alästinensischen
Kindern in verschiedenen Einrichtungen im Lan-
de , b e sonders in Jeru salem .

Möglichkeiten und Grenzen eines Frie-
densdienstes : . . . eine Rinne graben im
ausgetrockneten Land

D as Teilhab en am Leben der Menschen in Paläs-
tina unter den sehr erschwerten B edingungen hat

mir nahe gelegt, den Konflikt in Naho st etwas an-
ders zu sehen : E s geht um menschenwürdiges Le-
b en und Zusammenleb en zuerst. Und dazu gehört
das Land ; no ch immer geht es um Land und nicht
um den Kampf der Kulturen o der Krieg gegen den
Terrorismus .

Die praktizierte Solidarität in den drei Monaten
meines Einsatzes galt in erster Linie den B etroffe-
nen der andauernden israelischen B e satzung. War
sie de swegen einseitig? D as Programm schreibt
den Freiwilligen Unp arteilichkeit im Konflikt als
Voraussetzung vor. Die Solidarität gilt den Opfern
auf b eiden Seiten wie den StreiterInnen für gewalt-
freie Friedensarb eit. Immer gilt e s, Menschenrech-
te zu verteidigen .

Meine »Seite« ist ein gerechter Au sgleich und die
israelische B e satzung als Zentrum der Diskussion .
Eine offensichtliche Einseitigkeit, eine deutliche
Asymmetrie b esteht zwischen Israel und Palästina
b ezüglich der militärischen und wirtschaftlichen
Macht. Israel ist als einziger staatlicher Akteur in
b esonderer Verantwortung für die Entwicklung
heraus aus der S ackgasse .

Nach meiner Üb erzeugung ist eine veränderte
Wahrnehmung de s Konfliktes in der Weltöffent-
lichkeit notwendig, die von den israelischen »Vor-
gaben« der Tagesordnung b e stimmt ist. E s braucht
einen neuen Rahmen für eine dauerhafte und ge-
rechte Lö sung, die der p alästinensischen Forde-
rung nach einem gerechten Frieden genauso Raum
gibt wie dem israelischen B edürfnis nach Sicher-
heit. D as schließt einen regionalen Frieden und re-
gionale Entwicklung durch Integration ein . So kön-
nen beide nur gewinnen, nachdem längst klar ist,
dass keiner den anderen Kontrahenten b e siegen
kann .

Die Rolle der Freiwilligen im Friedensdienst als
Nichtp artei im Konflikt ist nicht leicht durchzuhal-
ten . Gleichwohl ist sie Grundlage j eden möglichen
Erfolges .

Die be sondere Stärke des Freiwilligendienste s
erlebte ich in der Nähe zu den Menschen . D as Tei-
len des Alltags für einige Zeit ist ein nicht unwe-
sentlicher Teil der Solidarität und de s bezeugten
Friedenswillens . Anteil nehmen und zuhören, das
Erfahrene aushalten mit den B etroffenen, das ist
der immer mögliche B eistand .

Und sicher geht es nicht darum, sich zwischen
die heißen Fronten zu werfen .

Vielleicht ist die Arb eit der Freiwilligen wie das
Anlegen einer Rinne im au sgetro ckneten Land , da-
mit das Wasser den Weg zu den Menschen findet,
wenn der ersehnte Regen kommt. . .

Fra nz-Roger Reinhard steh t gerne für Veranstal-
tungen und Diskussio nen zur Verfügung:
Masbecker Heideweg 4, 48329 Ha vixbeck, eMa il:
maroreinhard@ web. de, Telefo n: 0250 7/7951
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Michael Schmid

Friedliche westliche Gesellschaften?
Krieg fördert Grausamkeit,
aber auch ohne Krieg ist Gewalt an der Tagesordnung

ahrscheinlich weil Bilder oft mehr sagen
als lange Texte , empören sich derzeit große

Teile der Welt üb er Folterungen, welche US-ameri-
kanische und britische Soldaten und Soldatinnen
an irakischen Gefangenen verübten und die durch
Foto s sichtb ar werden .

D ab ei sind Menschenrechtsverletzungen aller
Art in Kriegen an der Tagesordnung. Soldatinnen
und Soldaten sind extremen Gefühlen von Angst
und B edrohung au sge setzt. Sie wurden zur Tötung
des Feinde s ausgebildet. Sie müssen Feinde töten .
Sie hab en zu tun mit Widerstand von Feinden . Sie
machen traumatisierende Erfahrungen . Kommen
dann no ch direkte Anweisungen o der zumindest
Anspielungen der militärischen Führung hinzu ,
den in internationalen Konventionen getroffenen
würdevollen Umgang mit dem gefangenen Gegner
zu unterlaufen, kann dies von Soldatinnen und Sol-
daten durchaus als Rechtfertigung zum hem-
mungslo sen Au sleb en ihrer sadistischen Phantasi-
en verstanden werden . Die s war offensichtlich
j etzt im Irak der Fall . Die Foto s sind dann wohl D o-
kumente , eine Art von Trophäe , die von der eige-
nen Macht zeugen . An ihnen kann man sich »b erau-
schen« .

Krieg fördert Grausamkeiten

Für den renommierten US-Psychologen Philip
Zimb ardo sind die Misshandlungen irakischer Ge-
fangener durch amerikanische Soldaten und Solda-
tinnen kein Zufall . Die Situation im Irak bringe die
Soldaten und Soldatinnen regelrecht dazu , Gräuel-
taten zu verüb en . »Die allgegenwärtige Ursache ist
das Üb el des Krieges« , schreibt der Psychologe , »die
vorgeschob ene Geschichte von der »Nationalen Si-
cherheit« und den üb ertrieb enen Ängsten vor dem
Terrorismus , die durch zehn »glaubwürdige« Ter-
rorwarnungen erzeugt worden sind . Sie verwan-
deln unsere Nation in eine Kultur der Opfer und
unsere Soldaten in brutale Quäler anderer Men-
schen . «

Offensichtlich spielt im Krieg die Herkunft von
Soldatinnen und Soldaten eine ziemlich unterge-
ordnete Rolle . E s ist der Krieg selb er, in dem es dar-
um geht, den Gegner zu schädigen, der Menschen
dazu bringt, Grau samkeiten zu b egehen . D e shalb
ist es auch pure Heuchelei, wenn sich nun ausge-
rechnet Kriegs-Präsident Bush und sein williger
Helfer Blair üb er die Gräueltaten ihrer Soldaten
und Soldatinnen gegenüb er irakischen Gefange-

nen empört zeigen . Insb esondere die US-Adminis-
tration und die britische Regierung sind für die
Gräueltaten in ihren Militärs verantwortlich und
müssen zur Rechenschaft gezogen werden .

Wenn es der Krieg ist, der zu Grausamkeiten
führt, greift natürlich die angesichts der kursieren-
den Skandalbilder aus dem Abu Ghraib-Gefängnis
häufig ge stellte Frage viel zu kurz, was das für Men-
schen sind , die als Soldatinnen und Soldaten au s
westlichen D emokratien derartige Grausamkeiten
an den Tag legen können .

Westliche Gesellschaften voller Gewalt

E s ist auch nicht so , dass wir Menschen in westli-
chen demokratischen Gesellschaften per se friedli-
cher und zu Grausamkeiten weniger in der Lage
sind als Menschen aus anderen Kulturkreisen . Hier
entwickeln sich selb stverständlich nicht alle Men-
schen von vorne herein von der Wiege an zur puren
Friedfertigkeit. Ja, es geht b ei uns no ch weit weni-
ger friedlich zu , als es allgemein den Anschein hat.
E s gibt offene direkte Gewalt, die b esonders dann,
wenn sie tö dlich ist − wie etwa b ei dem Amoklauf
eine s Schülers in dem Erfurter Gymnasium o der
b ei der Ermordung eines Ausländers o der eine s
Kinde s − großes Entsetzen hervorruft. O der auch
wenn unser Bunde skanzler öffentlich eine Ohrfei-
ge b ekommt.

E s gibt ab er in unserer Ge sellschaft no ch ganz
andere Formen von Gewalt, die kaum in Bilder zu
fassen und oft fast unsichtb ar sind . So werden gera-
de durch Formen p sychischer Gewalt Menschen
verletzt, erniedrigt, verleumdet, gequ ält und ver-
folgt. »Mobbing« und » Stalking« sind unter anderem
B egriffe , mit denen solche Formen von Psychoter-
ror b ezeichnet werden . Üb er 1 , 5 Millionen Men-
schen sind in D eutschland allein von Mobbing b e-
troffen . Die Folgen die ser p sychischen Gewaltfor-
men können ebenso wie direkte körperliche Ge-
walt zu schweren körperlichen und seelischen
Schädigungen führen, j a bis zum To d reichen . So
soll j eder sechste vollendete Selb stmord auf Mob-
bing zurückzuführen sein . Ein riesengroßes Pro-
blem also , das ab er zumeist irgendwo unter der
D ecke schwelt.

Ursachen der Grausamkeiten

Wie kommt e s zu einem derartigen Au smaß an
Grausamkeiten?
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zunächst Selb sthass erzeugt, schließlich Hass auf
andere : »D as Fremde ist das Eigene , das wir nicht als
das Eigene anerkennen dürfen, was uns durch die
Eltern schlecht gemacht wurde . « Und weil ein klei-
nes Kind , um zu üb erleb en, nicht anders kann als
die Sichtweise der Eltern zu üb ernehmen, muss e s
all das , was die Eltern an ihm missachten, selb st
missachten . Und wenn die Eltern beispielsweise
nicht ertragen können o der wollen, dass das Kind
schwach ist, wenn es »groß« , »brav« o der »vernünf-
tig« sein muss , wird es gegen die eigene Schwäche
in sich Hass entwickeln .

Wenn Eltern kalt reagieren, weil das Kind die se
o der j ene Leb ensäußerung von sich gibt, dann ist
das für Kinder ein sie b edrohender Terror. Wenn
Eltern Kinder nicht in ihrem eigenen Sein anneh-
men, in ihrer Leb endigkeit, ihren spielerischen Sei-
ten, das Lächeln eines S äuglings, wenn sie das ab-
lehnen, dann verletzt die s tief.

Eigene Opfererfahrungen
hinterlassen Hassgefühle

Mit die sen Verletzungen, mit die sem Schrecken
kann man nicht leb en . Man verwandelt ihn in etwas
anderes . Ein solcher Mensch lässt sein Herz in Kälte
erstarren, um die Lieb e nicht fühlen zu müssen .
D er Verlu st von Leb endigkeit, Kreativität und Lie-
b esfähigkeit führt häufig zu Hass und Gewalt. Hass
in einem Menschen ist der Hass darauf, selb er Op-
fer geworden zu sein, und dab ei das Opfer in einem
selb er nicht erkennen zu dürfen . E s wird darauf b e-
standen, andere zum Opfer zu machen . D a braucht
man nie zu wissen, dass man selb st Opfer war. Um
zu erkennen, dass man Opfer war, müsste man j a
seine Eltern so sehen, wie sie wirklich sind , das, was
war, das, was mit einem ge schehen ist. D as kann
man nicht. E s ist ein Teufelskreis , meint Arno Gru-
en .

B ei Menschen, die eigene Erfahrungen als Opfer
von verletzendem Verhalten in erster Linie durch
ihre Eltern gemacht haben, bleib en also oft Hass −
und Rachefantasien übrig, welche sich unter b e-
stimmten Umständen auf neue Opfer entladen . So
kann sich der Selb sthass oft gegenüb er Schwäche-
ren entladen . Menschen können unter b estimmten
Umständen zu Rechtsradikalen werden, die Frem-
de , b ehinderte o der obdachlo se Menschen hassen
und verfolgen . Ein Mensch ab er, der seinen eige-
nen Schmerz nicht erleb en darf und kann, weil er
dazu angehalten wurde , ihn als schwach abzutun,
wird ihn in anderen Leb ewesen suchen müssen .

D a gibt es Menschen, die einen erinnern an das
eigene Mitgefühl, das einmal vorhanden war. Und
ausgerechnet diese Menschen können nun nicht
mehr ertragen werden, die mü ssen gequält, ernied-
rigt und herab setzt werden, weil sie gefährlich für
einen sind . D enn sie gefährden einen Menschen,
der seine leb endigen, kre ativen Gefühle b egrab en
musste , weil sie etwas in ihm wecken . Und so sind

* Arno Grue n, 1 9 2 3 in B e rlin geb o ren, 1 9 3 6 E migratio n in die U SA.
Pro mo tio n als Psycho analytiker. Tätigkeit als Pro fes s o r und Thera-
p eut an ve rs chie de ne n Unive rs itäte n und Kliniken, d aneb e n s e it
19 5 8 p sycho analytis che Privatp raxis . S e it 1 979 leb t und p raktizie rt

Arno Gru en in d er S chweiz . Z ahlre iche Fachpublikatio nen und
Buchve rö ffe ntlichunge n .

D er Psycho analytiker Arno Gruen* zeigt auf,
dass Kinder oft verletzt werden, in erster Linie
durch ihre eigenen Eltern . Eltern geb en weiter, was
ihnen selb st angetan wurde . Sie b e strafen ihre Kin-
der für das , was sie lernten, in sich selber abzuleh-
nen und zu hassen, nämlich Verletzlichkeit und
Hilflo sigkeit.

E s ist also oft die Angst vor der Freiheit, die Angst
vor eigenen Gefühlen, die verdrängt wird , dann
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es häufig gerade j ene Menschen, welche kreativ
sind und neue Ideen hab en und verwirklichen, die
Opfer von Mobbing und Stalking werden .

Die Attraktivität der Machtgefühle

D as ohnmächtige Verhalten de s Opfers korres-
pondiert mit Gefühlen der M acht b eim Täter. Ge-
fühle von Macht können ausge spro chen attraktiv
sein . Und so kann es kommen, dass ein solcher
Mensch andere erniedrigen, quälen o der verstüm-
meln kann, um de s eigenen verdrängten und
verneinten Schmerze s habhaft zu werden .

Zugleich wird er dieses Tun leugnen, um seine
eigene seelische Verstümmelung zu verb ergen .
Diese Verleugnung ab er macht aus Opfern Täter,
und sie führt ferner dazu , dass wir alle bis zu einem
gewissen Grad Schwierigkeiten haben, Opfer und
Täter zu unterscheiden : die Opfer werden als Täter
und die Täter werden als Opfer gesehen . D as
Nicht-wahrhab en-dürfen de s in der eigenen Le-
bensgeschichte erlebten Schmerzes führt zu einer
Verleugnung de s Schmerzes anderer. Die se Ver-
wechslung, so Gruen, ist charakteristisch für unse-
re Kultur.

D as Fatale dab ei ist also oftmals die völlige Ver-
kehrung aller Wertmaßstäb e , mit der menschen-
verachtende Handlungen, Verrat, Missbrauch,
Quälerei und S adismus gerechtfertigt werden kön-
nen . D er Hass gegen andere wird nicht mehr als
zerstörerischer Akt ge sehen, sondern als etwas , das
sein »mu ss« . Menschen werden verfolgt, gej agt,
getötet, weil die Jäger, Verfolger und Mörder sich
im Recht fühlen .

Als Fazit lässt sich fe sthalten, dass es in unseren
demokratischen Ge sellschaften eine Art zivilisato-
rischer Hemmschwelle gibt, welche im Allgemei-
nen offene direkte Gewaltanwendung mehr o der
weniger untersagt und mit Strafe b edroht. Und in-
sofern gibt e s auch einigermaßen erfolgreiche Er-
ziehungs- und Sozialisationsproze sse , welche offe-
ne Gewaltanwendung eher nicht zu sehr zum Zuge
kommen lassen . Und andererseits gibt es weniger
offen sichtb are , denno ch sehr breit gefächerte
» Schlachtfelder« , auf denen Menschen mit p sychi-
scher Gewalt ihre Grausamkeiten gegen andere
au sagieren, andere demütigen und quälen . E s geht
also gar nicht so friedlich zu in unseren we stlichen
D emokratien, wie gemeinhin angenommen wird .
Zivilisatorische Errungenschaften zur Üb erwin-
dung direkter körperlicher Gewalt sind zwar ein
Fortschritt, ab er sie sind no ch längst kein eindeuti-
ges Indiz für eine friedvolle Gesellschaft.

Arno Gruen geht im Übrigen von einem b e-
trächtlichen Teil der B evölkerung aus − etwa 3 0
Prozent − der eine Kindheit hatte , die das Eigene
wirklich gefährdet, einmauert, zum Fremden
macht. D emgegenüb er hätten nur etwa 3 0 Prozent
eine Kindheitsentwicklung, in der das Eigene von
den Eltern gesehen und gefördert wird .

F or u m Pazi fi s mus

Was also tun?

Ange sichts de s damit verbundenen großen
Leids müssen wir weiter daran arb eiten, Kriege ,
M assenmorde und Folter zu üb erwinden . D azu
gehört, die für die se Verbrechen Verantwortlichen
klar zu b enennen und zur Verantwortung zu zie-
hen .

Wichtig ist weiter, auf alle Formen von Gewalt
zu achten, b esonders sensib el sein gegenüb er ver-
deckter Gewaltau sübung, diese aufspüren, Stel-
lung beziehen, »nein« zu ihr sagen und die Opfer
nicht alleine ihrem Schicksal üb erlassen . E s geht
darum, eine konsequente Haltung einzunehmen
gegenüb er Menschen, die Hass gegen andere Men-
schen ausagieren . Konsequente Haltung heißt
nicht be strafen, sondern eine Haltung, die sagt :
»D as kannst Du nicht tun . « Die B otschaft mu ss kom-
promisslo s , klar und üb erzeugend sein, sie muss
lauten : »D as kannst du auf keinen Fall tun, das wer-
den wir nicht dulden . « D as heißt auch, Zivilcourage
zu üb en .

Von großer B edeutung ist e s ebenfalls , den Hass
und die Gewalt in sich selb er aufzuspüren, dafür
sensib el zu werden und die mühsame Arb eit auf
sich zu nehmen, diese s Gewaltpotenzial in seiner
schädlichen Wirkung nach innen und außen zu-
mindest einzudämmen . B e sser no ch: zu üb erwin-
den .

Und dann, um no chmals an Arno Gruens grund-
legenden Gedanken anzuknüpfen, sollten wir un-
seren Kindern, den Kindern unserer Ge sellschaft
und auf dem gesamten Erdb all eine sehr hohe B e-
achtung schenken . Im Umgang mit Kindern liegt
ein Schlü ssel für die Entwicklung von Frieden und
Gerechtigkeit. Nur wenn es gelingen wird , mög-
lichst viele Kinder in Umfeldern aufwachsen zu las-
sen, in denen ihnen Liebe und Achtung geschenkt
wird , wird Gewalt üb erwunden werden können .
Kinder brauchen Lieb e und Zuwendung, um üb er-
leb en zu können, und weil sie dies so dringend
b enötigen, können sie e s nicht aushalten, wenn El-
tern und andere wichtige B ezugspersonen kalt und
ablehnend werden . E s ist also gut, dem Kind lieb e-
voll entgegenzukommen, mit Achtsamkeit und ehr-
lichen Gefühlen . D ann fühlen sich die Kinder ge-
schätzt und anerkannt in ihrem Sein und können
ihr wahre s Selb st entwickeln .

Michael Sch m id istF or u m Pazi fi s mus -Redakteur.

Literaturhinweise
Arno Gruen : Verratene Liebe − Falsche Götter. Stuttgart
2 0 0 3
Arno Gruen: D er Fremde in uns . München 2 0 0 2
Arno Gruen/D oris Web er: H ass in der Seele . Verstehen,
was uns b ö se macht. Freiburg im Breisgau 2 0 0 1
Arno Gruen : D er Verlu st des Mitgefühls . Üb er die Politik
der Gleichgültigkeit. München 1 9 97
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stellen und – indirekte – Vorwürfe des Verteidi-
gungsministers zurückzuweisen . Nach Ihren Äuße-
rungen in den letzten Tagen ist das ab er nötig.
Wenn die Wehrpflicht ein »Schutzwall« gegen die
Gefahr der Misshandlungen von Gefangenen sein
soll, heißt das do ch im Umkehrschluss , dass Sie den
freiwilligen Soldatinnen und Soldaten der Bunde s-
wehr solche Taten zutrauen würden . In der Konse-
quenz Ihrer Argumentation scheint es Ihnen als zu-
ständigem Minister nur üb er die Wehrpflicht zu ge-
lingen, die Truppe von Folter und Misshandlungen
abzuhalten . Ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie
das ernsthaft meinen können .

D er »Kölner Stadt-Anzeiger« zitiert Sie mit den
Worten : »Ich glaube , dass unsere Wehrpflichtigen
ein ge sunde s demokratisches B ewu sstsein in die
Armee bringen und dass sie erkennen würden : So
b ehandelt man keine Menschen . « Wir können dem
nur entgegenhalten : Wir sind sicher, dass die Zeit-
und B erufssoldaten der Bunde swehr demokrati-
sche s B ewusstsein haben und dass sie auf dem B o-
den des Grundgesetzes tätig sind . Ihr Selb stver-
ständnis sagt ihnen : Menschenwürde darf nicht
mit Füßen getreten werden . Die Personalgewin-
nungszentren der Bunde swehr wie auch die Inne-
re Führung tragen dafür Sorge . [siehe dazu den
Beitrag vo nJürgen Rose in diesem Heft a ufSeite 19
− d. Red. ]

D as Internationale Rote Kreuz hat die amerika-
nische Regierung seit April letzten Jahres regelmä-
ßig üb er die Vorgänge in den Gefängnissen infor-
miert. Offensichtlich wurden die Untersuchungen
der Vorfälle aber in einer Weise durchgeführt, dass
die Truppe nicht den Eindruck hatte , falsch gehan-
delt zu hab en . Vermutlich wird e s sogar etliche Ein-
gaben von Soldaten geb en, die auf die Misshand-
lungen der Gefangenen hinweisen . Sie werden von
den Verantwortlichen im Pentagon so b ehandelt
worden sein wie die B erichte des Internationalen
Roten Kreuzes .

Sie selb st stellen immer wieder unter B eweis,
wer für das demokratische B ewusstsein in der
Truppe zu ständig ist. Nicht Wehrpflichtige hab en
einen General Günzel ge stoppt, sondern Sie als Ver-
teidigungsminister hab en klar und deutlich einge-
griffen . Nicht die Studenten an der Bunde swehr-
universität hab en die wissenschaftlichen Ansich-
ten ihre s Profe ssors über den Einsatz von Folter an
die Öffentlichkeit gebracht, sondern Sie als Vertei-
digungsminister hab en unmissverständlich deut-
lich gemacht, dass solche Üb erlegungen in einer
D emokratie nichts zu suchen haben .

Wir sind in der Frage der Wehrpflicht unter-
schiedlicher Meinung . Wir meinen, D eutschland
kann und sollte auf die se Wehrform verzichten, Sie
setzen sich für deren B eibehaltung ein . Lassen Sie
uns mit Argumenten streiten, die angeme ssen sind .

F or u m Pazi fi s mus

Führende Sozialdemokraten haben das Be-
kanntwerden von Folterungen irakischer Ge-
fangener durch US-amerikanische und briti-
sche Besatzugstruppen dazu benutzt, ihrem
Festhalten an der Wehrpflicht ein weiteres
absurdes Argument hinzuzufügen. Militär-
minister Peter Struck bezeichnete die Wehr-
pflicht als »Schutzwall« dagegen, dass Solda-
ten Gefangene misshandeln oder foltern.

Die Zentralstelle KDV, eine gemeinsame
Einrichtung von 2 7 Organisationen für das
Recht und den Schutz der Kriegsdienstver-
weigerer, nahm diese Äußerungen zum An-
lass , Struck − und praktisch gleich lautend
SPD-Generalsekretär Benneter, Verteidi-
gungsausschuss-Vorsitzendem Robbe (SPD)
und CDU-Generalsekretär Meyer, der die
Struck' sche Linie übernahm − in einem
Schreiben die Absurdität seiner Argumentati-
on deutlich zu machen. Allerdings argumen-
tiert die Zentralstelle KDV darin in einer Art
und Weise, die aus p azifistischer und antimi-
litaristischer Sicht auf grundsätzliche Beden-
ken stoßen muss .

Es wird der Brief der Zentralstelle KDV
vom 2 7. Mai an Struck dokumentiert sowie ei-
ne Stellungnahme von Ralf Siemens , der die
Kamp agne gegen Wehrpflicht, Zwangs-
dienste und Militär als Delegierter bei der
Zentralstelle KDV vertritt. Ziel dieser Veröf-
fentlichung ist es , eine Diskussion über die
Gefahren und Grenzen pragmatisch-takti-
scher Argumentationen anzustoßen, zu der
auch die Leserinnen und Leser von Forum Pa-
zifismus durch die Einsendung von Beiträ-
gen und Leserbriefen eingeladen sind.

D a ich nicht nur Redaktionsleiter von
F or u m Pazi fi s mus bin, sondern auch die

DFG-VK − und gelegentlich den Versöhnungs-
bund − bei der Zentralstelle KDV vertrete und
deren stellvertretender Vorsitzender bin, ist
eine weitere Vorbemerkung nötig: D as
Schreiben an Struck ist unterzeichnet von der
Vorsitzenden B arbara Kramer. Wie auch
sonst üblich wurde der Text aber innerhalb
des Vorstandes vereinbart. Zu einem ersten
Entwurf hatte ich zwar meine massiven
Bedenken deutlich gemacht, konnte mich
aber wegen Urlaubs in den weiteren und
abschließenden Diskussionsprozess nicht
einbringen.

Stefan Philipp

Die Gefahren des Pragmatismus

Sehr geehrter Herr Bundesminister,
es gehört j a eher nicht zu den Aufgab en der Zen-

tralstelle KDV, sich vor Zeit- und B erufssoldaten zu

Brief der Zentralstelle KDV an Peter Struck
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ie »Zentralstelle für Recht und Schutz der
Kriegsdienstverweigerer au s Gewissens-

gründen« (Zentralstelle KDV) , deren Vorstand
auch Stefan Philipp angehört, hat Ende Mai 2 0 04 ei-
nen Brief an den Bundesminister Peter Struck, den
Vorsitzenden de s Verteidigungsausschusse s , Rein-
hold Robb e , und die Generalsekretäre von SPD und
CDU, Klaus Uwe B enneter und Laurenz Meyer, ge-
schrieb en . D er Inhalt des Briefe s hat e s in sich .

E s mu ss kein guter Stil sein, wenn ein solche s
Schreib en von einem Mitgliedsverb and öffentlich
und kritisch kommentiert wird . Vielfach ist es der
»b essere« Weg, intern zu klären, was zu klären ist.
Ab er nicht in diesem Fall . E s ist verb andsüb ergrei-
fend zu diskutieren, wie und mit welchen Argu-
menten die zentrale KDV-D achorganisation gegen-
über politischen Entscheidungsträgern auftritt.

D as Spektrum der 2 7 Mitgliedsorganisationen
reicht von eindeutig antimilitaristisch und/o der
p azifistisch ausgerichteten üb er klassische , häufig
kirchlich eingeb ettete Kriegsdienstverweigerer-
verb ände bis hin zu Gewerkschafts- und Parteiju-
gend . Auf Grund dieser heterogenen Struktur wäre
es unredlich, dem Vorstand vorzuwerfen, er sei
nicht antimilitaristisch genug. D arum geht e s
nicht. Als zentraler D achverb and hat die Zentral-
stelle KDV ab er eine Verantwortung nicht nur ge-
genüb er den Mitgliedsorganisationen, sondern
auch gegenüber der Öffentlichkeit. Sie nimmt eine
(allgemein anerkannte) Lobbyfunktion gegenüb er
Politik und Öffentlichkeit wahr. Diese Po sition
wird missbraucht, wenn sich ihre Stellungnahmen
überwiegend o der gar au sschließlich dem Argu-
mentationsstil der herrschenden Politik anp assen .
Dies führt in die realpolitische Falle . Wer b eispiels-
weise argumentiert, dass »heute« keine sicherheits-
politische Situation vorliege , die die Wehrpflicht
noch rechtfertigt, sagt damit auch, »früher« hab e e s
eine sicherheitspolitische Legitimation gegeb en .

Wer sich auf die se Eb ene einlässt, um »ernst genom-
men« zu werden, wird in einer anderen Situ ation
auf einmal do ch die Wehrpflicht »leider, leider« ak-
zeptieren . Innerlich zerrissen, wie manche grüne
PolitikerInnen ihre Zustimmung zum Angriffs-
krieg gegen Jugo slawien verkauften, wird man die
Zwangsrekrutierung dann zuminde st als notwen-
dige s Üb el akzeptieren .

Wenn, wie im Sommer 2 0 0 3 , die Mitgliedsorga-
nisationen von der Zentralstelle KDV zur Unter-
stützung und B ewerbung eine s Aufrufs mit der
Üb erschrift »Veraltet und ungerecht. Ende der
Wehrpflicht – j etzt ! « geb eten werden, läuten alle
Alarmglo cken . Aha, die Wehrpflicht ist also altmo-
disch. Und auch no ch ungerecht ! Aber erst heute .
Im Text heißt es : »Die heutigen friedens- und si-
cherheitspolitischen Anforderungen an die Bun-
deswehr kommen ohne Wehrpflicht au s« und »die
allgemeine Wehrpflicht kann nicht mehr gerecht
organisiert werden . « B eide Aussagen sind schlicht
falsch, Folge unreflektierter Üb ernahme herr-
schender Standpunkte . D eshalb no ch mal deutlich :
Die Wehrpflicht ist nie »gerecht« organisiert wor-
den, in keiner Phase ihre s B estehens , weder in
D eutschland no ch anderswo . Und wer meint, dass
die Wehrpflicht auf Grund de s O st-West-Konflikts
alternativlo s und deshalb legitimiert war, sollte
sich fragen, ob die Alt-B RD angegriffen worden wä-
re , wenn sie statt einer Wehrpflicht- eine Freiwilli-
genarmee mit weniger Soldaten unterhalten hätte .

D ass sich solche Mythen üb er die Wehrpflicht
halten, ist Folge des deutschen Militarismu s . Die
Wehrpflicht war ein D ogma, so selb stverständlich
wie das S alz in der Suppe . Um die Wehrpflicht auch
ins 2 1 . Jahrhundert hinüb erzuretten, wird von ih-
ren Protagonisten zuweilen tief in die Prop aganda-
kiste gegriffen . Jüngstes B eispiel hierfür ist Wehr-
minister Struck. Vor dem Hintergrund der öffentli-
chen Entrüstung über Folterungen und Misshand-

Ralf Siemens

». . . da läuten alle Alarmglocken! «
Stellungnahme zum Brief der Zentralstelle KDV an Minister Struck

Wie wenig Ihre B ehauptung B estand haben
kann, zeigt ein Blick zurück in die Geschichte . E s
waren gerade Wehrpflicht-Armeen, die an grausa-
men Kriegen und Menschenrechtsverletzungen
beteiligt waren . Die ru ssische Armee in Afghani-
stan, die US-Armee in Vietnam und die franzö sische
Armee in Algerien waren Wehrpflichtigenstreit-
kräfte . Selb st Hitler hat sich der Wehrpflicht b e-
dient, um mit und in dem Zweiten Weltkrieg furcht-
b are Verbrechen zu b egehen . Wehrpflicht per se
hat mit D emokratie nichts zu tun, die Einstellung

der politisch für die Streitkräfte Verantwortlichen
ab er sehr viel .

Wir b egrüßen den Weg, den die Regierungsko a-
lition eingeschlagen hat, die Wehrpflicht in einer
breiten, ge sellschaftlichen Disku ssion auf den
Prüfstand zu stellen und die Argumente für und ge-
gen sie abzuwägen . An die ser Diskussion, die auf si-
cherheitspolitischer Eb ene zu führen ist, b eteili-
gen wir uns gerne .
Mit freundlichen Grüßen
B arb ara Kramer, Vorsitzende

0 2
I I / 2 0 04
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lungen, die US-amerikanische und britische Solda-
ten nicht nur im Irak zu verantworten hab en,
äußerte Struck sich gegenüb er dem »Kölner Stadt-
Anzeiger« in einem Interview: »Ich glaub e , dass un-
sere Wehrpflichtigen ein gesundes demokrati-
sche s B ewusstsein in die Armee bringen und dass
sie erkennen würden : So b ehandelt man keine
Menschen . Die Wehrpflicht wäre ein zusätzlicher
Schutzwall gegen solche Vorkommnisse . «

1 )

Struck,
in S achen Wehrpflicht offensichtlich mit dem Rü-
cken an der Wand , instrumentalisiert die öffentli-
che Aufgeregtheit üb er die Folterbilder zugunsten
der Wehrpflicht.

2 )

D as dumme Gerede vom »Schutzwall«

Gegen die Auffassung, die Wehrpflicht sei ein
solcher »Schutzwall« , ließe sich vieles einwenden .

Historisch: Soldaten b egehen Kriegsverbre-
chen, misshandeln, foltern, morden, vergewalti-
gen, unabhängig davon, ob sie zwangsrekrutiert
o der freiwillig Soldat wurden . Die Wehrmacht war
eine Wehrpflichtarmee , die US-amerikanischen
Soldaten im Vietnam-Krieg waren üb erwiegend
Wehrpflichtige , die russische Armee in Afghani-
stan und Tschetschenien ebenfalls , nicht zu verge s-
sen die franzö sische Wehrpflichtarmee im Algeri-
en-Krieg: In keinem die ser Kriege hab en Wehr-
pflichtige einen » Schutzwall« darge stellt. Sie waren
oft genug Täter, die sich an grausamsten Verbre-
chen b eteiligt hab en .

Militärp sychologisch : Entscheidend ist das
Feindbild , das in den Köpfen der Soldaten veran-
kert ist und durch militärische Erziehung verankert
wird . Eine Armee , die Angriffskriege und Interven-
tionen führen soll, b edarf einer anderen Motivati-
on und Sinnstiftung als eine , die regulär angegrif-
fen wird . E s b edarf in der Regel zu sätzlicher Anrei-
ze . Sie braucht eine we sentlich stärkere ideologi-
sche Unterfütterung, wenn sie den einzelnen Sol-
daten keine lohnende materielle B eute verspre-
chen kann . Im zweiten Weltkrieg hab en die deut-
schen Soldaten im Kampf gegen den Widerstand
der Zivilb evölkerung ihre größten Verbrechen b e-
gangen, insb esondere im O sten und auf dem B al-
kan, ab er auch an allen übrigen Fronten . ZivilistIn-
nen waren potenzielle »B anditen« und durften ent-
sprechend » sonderb ehandelt« , d .h . ohne j ede
Rechtsgrundlage ermordet werden . Auch im ge-
genwärtigen Krieg im Irak spielt e s eine entschei-
dende Rolle , mit welcher Einstellung die B e sat-
zungssoldaten gegenüb er der Zivilb evölkerung
auftreten . D a Zivilpersonen vielfach als potenzielle

»Terroristen« wahrgenommen werden, drohen ih-
nen willkürliche Verhaftungen, Misshandlungen,
Folter und Tötung, ohne Unrechtsb ewusstsein der
TäterInnen .

3 )

Die se vorgenannten Feststellungen finden sich
im Ansatz auch in dem Brief wieder, den die Zen-
tralstelle KDV an die Politiker versandt hat. Ab er sie
machen nur den deutlich kleineren Teil au s und
werden durch die zu kritisierenden Passagen zur
Makulatur.

Passage 1 au s dem Brief an den Wehrminister:
»Wir können dem nur entgegenhalten : Wir sind

sicher, dass die Zeit- und B erufssoldaten der Bun-
de swehr demokratisches B ewusstsein hab en und
dass sie auf dem B o den de s Grundge setzes tätig
sind . Ihr Selb stverständnis sagt ihnen : Menschen-
würde darf nicht mit Füßen getreten werden . Die
Personalgewinnungszentren der Bundeswehr wie
auch die Innere Führung tragen dafür Sorge . «

Worauf die Zentralstelle KDV diese Sicherheit
stützt, ist in dem B rief nicht ausgeführt. Üb er das
Selb stverständnis von Zeit- und B erufssoldaten
o der üb er ihr demokratische s B ewusstsein gibt e s
keine soziologischen Untersuchungen, j edenfalls
keine , die der Öffentlichkeit zugänglich sind . Wird
die Menschenwürde nicht schon dadurch mit
Füßen getreten, dass Menschen gezwungen wer-
den, sich dem Gewaltapp arat Militär einzuglie-
dern? Ist es Ausdruck von demokratischem Ver-
ständnis und Verfassungstreue , wenn sich bis auf
einen (! ) Zeit- und B erufssoldaten niemand in der
Truppe gegen den völkerrechts- und somit grund-
ge setzwidrigen Angriffskrieg gegen Jugo slawien
bzw. gegen die Unterstützung eines Angriffs-
krieges der USA gegen den Irak zur Wehr setzte ? Ist
der Umgang mit Totalverweigerern in der Truppe ,
die bis zu 1 0 0 Tage , in Einzelfällen auch darüber
hinau s, in Einzelarre st gesteckt werden, Ausdruck
eines »demokratischen B ewusstseins« , das die Men-
schenwürde und die Gewissensfreiheit achtet?
Rechtfertigt das beharrliche Festhalten der Truppe
an mehr als 3 0 Kasernen- und Verb andsnamen, die
nach »Helden« des 2 . Weltkrieges b enannt sind , die-
ses Vertrauen? Ist der Zentralstelle KDV unbekannt
geblieb en, dass das Konzept der Inneren Führung
innerhalb der Truppe nie unumstritten war und
mit der Zunahme der Auslandseinsätze wieder stär-
ker unter Druck geraten ist? B elegen nicht die aktu-
ellen Einsätze der Bunde swehr im Rahmen der
Operationen Enduring Freedom und Active Ende a-
vour, dass Bunde sregierung, Bunde stag und Bun-
de swehr ab ermals den B o den von Grundge setz
und Völkerrecht verlassen hab en?

4)

1 ) Ausgab e vo m 1 3 . 0 5 . 2 0 0 4

2 ) B e i de r in D euts chland geführte n D eb atte wird kaum ein Wo rt
d arüb e r verlo re n, d as s in den U SA Ausb ildungsz entre n existie re n,
die s eitJ ahrz ehnte n Folte rkne chte nicht nur mittel- und süd ameri-
kanis cher D iktature n in ents p re che nde n Te chnike n zur »Auf-
s tandsb ekämp fun« ausb ilden . S truck s e tzte in e inem Ge s p räch
mit S andra M ais chb e rger in ihre r n-tv S endung no ch e ine n drauf,
in d em e r unwide rs p ro che n b ehaup te n d arf: »E in deuts cher S ol-
d at folte rt niem anden . « (www. b mvg . de/archiv/re de n/minis ter/
0 4 0 5 1 3_m ais chenb erger. php [sic!]) .

3) Vgl . Pres s einfo de r Kamp agne vo m 1 3 . 0 5 . 2 0 0 4, unte r: www. kam-
p agne . d e/Pres s e/Pres s e 2 0 0 4/0 4_ 1 0 . php

4) Re chtsgrundl age für die Bund eswehr-E ins ätz e gege n den inte rn a-
tio nale n Terro ris mus is t Artikel 5 1 de r Charta der Vere inte n N atio-
ne n in Ve rb indung mit d er Res olutio n de s Sicherheits rate s 1 3 68
und d er nach wie vo r geltende , vo m NATO-Rat eb enfalls am 1 2 .
S ep te mb e r 2 0 0 1 fes tge stellte »Bündnis fall« . D a die Ans chl äge vo m
1 1 . S e p temb e r 2 0 0 1 als e in Angriff auf die U SA gewe rtet we rde n,
gre ife d as »naturgegeb ene Re cht zur individu ellen o de r kollekti-
ve n S elb stve rteidigung« . Allerdings d arf die s e s Verteidigungs-
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In unserer Pre sseinformation fragten wir Struck
noch rhetorisch, ob er die zuhauf offiziell doku-
mentierten Vorfälle von Misshandlungen und Ver-
stöße gegen die Grundsätze der Inneren Führung
im Truppenalltag verge ssen hab e . Nun, offensicht-
lich muss der Adre ssatenkreis der Frage erweitert
werden .

1 9 9 9 wurde eine detaillierte »Marterfib el« b ei ei-
nem Ob erleutnant der Bundeswehr entdeckt, im
Herb st 2 0 0 3 wurde zufällig b ekannt, dass ein Un-
teroffizier über 1 8 Monate in mindestens 5 1 Fällen
Untergeb ene misshandelt hat, 1 9 9 6 drehten sieben
Soldaten in Hammelburg ein Video , in dem sie Hin-
richtungen, Vergewaltigungen und Folterungen
darstellten . Vorwürfe gegen Soldaten der Bundes-
wehr, während des Somalia-Einsatze s 1 9 9 3/ 1 9 9 4
festgenommene Somalier misshandelt zu hab en,
konnten nie ausgeräumt werden . Ist nicht auch
dann die Menschenwürde berührt, wenn Soldatin-
nen durch eigene »Kameraden« missbraucht und
vergewaltigt werden? Sollte e s nicht nachdenklich
stimmen, wenn in Folge der »Friedenseinsätze« auf
dem B alkan die Zwangspro stitution und der Men-
schenhandel blühen?

5 )

Au s eigenen Erfahrungen als Soldaten der Bun-
deswehr, ab er auch au s unserer Praxis der Wehr-
pflichtb eratung für Soldaten und Re servisten seit
1 9 9 1 wissen wir, dass dem Wehrbe auftragten nur
ein geringer Teil der Verstöße gegen die Menschen-
würde mitgeteilt wird . Aus Angst vor Repre ssion,
au s B equemlichkeit, ab er auch aus dem Gefühl her-
au s, dass es innerhalb de s Militärs »normal« sei, b e-
leidigt, erniedrigt zu werden und (strukturelle) Ge-
walt zu erfahren, unterbleibt eine förmliche Einga-
be . Wehrpflichtige , die in der militärischen Hierar-
chie ganz unten stehen, hab en no ch nie das Offi-
zierskorp s kontrollieren können, nicht einmal an-
satzweise . Zu fordern ist, unabhängig von der
Wehrpflichtentwicklung, eine verstärkte Kontrol-
le de s nach außen abge schotteten App arats Bun-
deswehr. D ass sie die ser Kontrolle b edarf, sollte ei-
gentlich außer Frage stehen .

Re alpolitisch hätte übrigens darauf verwie sen
werden können, dass »Linke« , wenn sie denn einen
Dienst leisten, zum Zivildienst gehen und »Rechte«
zur Bundeswehr.

6)

Auch das klingt nicht danach,

dass Wehrpflichtige die D emokratie hinter die Ka-
sernentore tragen . Nach den Planungen Strucks
wird zukünftig nur no ch j eder achte Soldat in der
»Wehrpflichtarmee« Bunde swehr tatsächlich auch
Grundwehrdienstleistender sein . Auf einen jun-
gen Heranwachsenden, der in der für ihn völlig un-
gewohnten fremden und militärischen Umgebung
herumkommandiert wird , kommen also sieb en
Soldaten, die freiwillig dienen,

7)

die ab er von dem
einen demokratisiert werden sollen?

Die innere, undemokratische Verfassung
der Bundeswehr

Passage 2 aus dem Brief an den Wehrminister :
»Sie selb st stellen immer wieder unter B eweis ,

wer für das demokratische B ewusstsein in der
Truppe zuständig ist. Nicht Wehrpflichtige hab en
einen General Günzel gestoppt, sondern Sie als Ver-
teidigungsminister hab en klar und deutlich einge-
griffen . Nicht die Studenten an der Bundeswehr-
universität hab en die wissenschaftlichen Ansich-
ten ihres Profe ssors üb er den Einsatz von Folter an
die Öffentlichkeit gebracht, sondern Sie als Vertei-
digungsminister hab en unmissverständlich deut-
lich gemacht, dass solche Üb erlegungen in einer
D emokratie nichts zu suchen hab en . «

Verantwortlich für den inneren Zu stand der
Truppe ist in der Tat der Minister. Unter B eweis
stellt Struck, dass er immer dann handelt, wenn
sich öffentlich Druck gegen die Bundeswehr auf-
b aut. Fehlt dieser, kümmert er sich auch nicht. Er
hat keine Initiative ergriffen, Namen von Liegen-
schaften der Bunde swehr, die nach Schlachtorten
des 1 . Weltkrieges o der nach »Helden« aus b eiden
Weltkriegen b enannt sind , zu tilgen . Auch unter-
bindet er nicht, dass in der Bundeswehr Traditio-
nen mit Soldaten der Wehrmacht, die konkret an
Kriegsverbrechen und an der massenhaften Er-
mordung von ZivilistInnen b eteiligt waren, ge-
pflegt werden . Jüngstes B eispiel hierfür ist das
Pfingsttreffen de s »Kameradenkreises der Gebirgs-
truppe« , der rund 6 . 4 0 0 ehemalige Wehrmachts-
und aktive sowie ehemalige Bunde swehrsoldaten
in sich vereint. Allj ährlich wird der »großen Lei-
stungen der Gebirgstruppe im Zweiten Weltkrieg«
gedacht. D as »ehrende Totengedenken« mit Unter-
stützung der Bundeswehr, so der Vorsitzende de s
»Kameradenkreise s« , Brigadegeneral a. D . Co qui,
schließe »Kriegsverbrecher nicht au s« .

8)

re cht n ach der VN-Charta nur s o lange ausgeüb t werden, s o d er
Art. 5 1 , »b is de r Sicherheits rat die zur Wahrung de s Weltfrie de ns
und de r inte rnatio nalen Siche rheit e rfo rde rliche n M aßn ahmen
getro ffen hat. « D as S elb stve rteidigungs re cht d arf nur s o l ange aus-
geüb t werd en, b is d er S iche rhe its rat de r Ve reinten N atio nen tätig
wird . D ie s wird unterbunde n, we il die U SA, ab er auch die B RD ,
ke in Inte re ss e hab en, ihre militäris chen Eins ätz e durch die VN re-
geln zu l as s en . E in eindeutiger Ve rs to ß gege n d as Völke rre cht,
eb ens o eindeutig ein B ruch de s Artikels 2 5 des Grundges e tz e s ,
wo nach die » allgeme ine n Regeln de s Völke rre chtes B es tandte il
de s Bund es re chte s (sind) « .

D ie Bunde sm arine b e te iligt s ich an de r NATO-O p eratio n Active
E nd e avour im M ittelme er und in d er Straß e vo n Gib raltar. Im Rah-
men vo n E nduring Fre e do m kö nnen laut Vo raus-M and at d es Bun-
de stage s b is zu 3 . 1 0 0 S old ate n im ge s amte n NATO-G eb ie t, d er
» arab is che n H alb ins el, Mittel- und Z entralas ien und No rd-O s tafri-
ka s owie d er angrenz end en S e egeb iete« e inge s e tz t we rden .

5 ) Auf uns e rer H o mep age hab e n wir e ine Auflis tung vo n »E inz elfäl-
le n« der J ahre sb e richte dokumentiert : www. kamp agne . d e/The-
men/BW_M o nito ring . php

6) Zu dies e r Fe s ts tellung kam d as S ozialwis s ens ch aftliche Ins titut
de r Bunde swehr b e reits 19 9 3 . Arb e itsp ap ie re , H eft 7 7. H e inz-Ul-
rich Kohr: Re chts zur Bundeswehr, links zum Zivildiens t?

7) D as Pe rs o nals trukturmo dell s ieht b ei eine m G e s amtumfang vo n
2 5 0 . 0 0 0 S old atInne n 3 0 . 0 0 0 D ienstp o sten für Grundwehrdie ns t-
le is te nd e vo r. Für »fre iwillig zus ätzlich Wehrdie ns t Leis te nde« wer-
de n 2 5 . 0 0 0 Po s ten ve rans chl agt. Re chtlich zwar Wehrp flichtige ,
sind sie ab er de facto Fre iwillige und müs s en deshalb in de r ö f-
fentliche n D eb atte auch als s olche b en annt we rde n . S truck s elb s t
weist d arauf hin, d as s s ie »mit ihre r durchs chnittlichen D iens tz eit
vo n rund 2 1 M o n ate n . . . in viele n Staate n b e re its als Kurz diener
z ählen . « (Re de Strucks anl ässlich de r Wehrp flichttagung de s 1 1 .
B eirats für Frage n de r Inne re n Führung am 2 5 . M ai 2 0 0 4 . )

8) Frankfurter Runds ch au , 1 . Juni 2 0 0 4
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Im Fall Günzel hat Struck innerhalb weniger

Stunden re agiert. Dies stimmt. Ab er warum wird
der Frage nicht nachgegangen, wie so j emand in-
nerhalb der Bundeswehr Karriere machen und u . a.
im Jahr 2 0 0 0 zum Kommandeur des unter Au s-
schluss p arlamentarischer Kontrolle einge setzten
»Kommando s Spezialkräfte« werden kann? Günzel
ist kein unb eschrieb ene s Blatt. Äußerungen aus
demJahr 1 9 9 5 , dass er von seiner Truppe »Disziplin
wie b ei den Sp artanern, den Römern o der bei der
Waffen-S S« erwarte

9)

o der dass er gegen Natur-
schützer, die sich ihm und seiner üb enden Truppe
1 9 9 6 im Naturschutzgebiet des sächsischen S and-
steingebirges entgegenge stellt hab en, nur aus
Rücksicht gegenüb er der Pre sse nicht mit Gewalt
vorgegangen ist

1 0)

, hab en zu keinem Karriereknick
geführt. Ab er immerhin : Ein 5 9-j ähriger General
wurde entlassen . Im übrigen hat das im Brief so
ho ch gelobte »demokratische B ewu sstsein« der
Zeit- und B erufssoldaten versagt. D enn üb er Gün-
zel hat sich zu keiner Zeit ein Kamerad b eschwert,
und auch im aktuellen Fall sorgte kein Soldat für das
B ekanntwerden des Skandals , sondern der wegen
seiner antisemitischen Rede in der Kritik stehende
CDU-Abgeordnete M artin Hohmann selb st: Er war
es , der zu seiner Verteidigung einem Fernsehteam
Günzels Solidaritätsschreib en zeigte .

Völlig lo sgelö st vom eigentlichen Vorgang wird
Struck für sein Vorgehen im Fall de s an der Mün-
chener Bundeswehr-Ho chschule lehrenden Mi-
chael Wolffsohn gelobt. Die , wie die Zentralstelle
KDV formuliert, »wissenschaftliche« Ansicht Wolff-
sohns , »Folter o der die Androhung von Folter für le-
gitim« zu halten, tat er nicht vor Studenten kund ,
sondern am 5 . Mai vor dem TV-Publikum in der Sen-
dung »Maischb erger« auf »n-tv« . Auf die einsetzende
verhaltene öffentliche Kritik, von Struck war dazu
nichts zu vernehmen, re agierte Wolffsohn, indem
er sich darauf b erief, seine »Üb erlegungen« seien
»wissenschaftlich-theoretischer« Natur gewe sen .
Erst eine ganze Wo che sp äter verurteilte Struck in
der gleiche Talkshow die se Folter-Äußerung und
kündigte medienwirksam Konsequenzen an . Weni-
ge Tage darauf teilte das Wehrministerium mit,
dass e s keine disziplinarische M aßnahme einleiten
werde , da sich der Universitätsprofe ssor »wissen-
schaftlich« , damit im Rahmen de s Grundrechts der
Freiheit auf Forschung und Lehre , ge äußert hab e .
D as war e s .

Ungenügender und damit falscher Ansatz

Passage 3 au s dem Brief an den Wehrminister:
»Wir b egrüßen den Weg, den die Regierungsko a-

lition einge schlagen hat, die Wehrpflicht in einer

breiten, gesellschaftlichen Diskussion auf den
Prüfstand zu stellen und die Argumente für und ge-
gen sie abzuwägen . An dieser Diskussion, die auf si-
cherheitspolitischer Eb ene zu führen ist, b eteili-
gen wir uns gerne . «

Ja, eb en nicht. Die Diskussion ist do ch bitte
schön nicht auf »sicherheitspolitischer Eb ene« zu
führen . Dieser Aspekt kann sehr wohl berücksich-
tigt werden . Aber e s ist, gelinde formuliert, irritie-
rend , wenn die Zentralstelle aus freien Stücken er-
klärt, diese »breite , gesellschaftliche Diskussion«
auf die sen einzigen Aspekt reduzieren zu wollen .

Schludrigkeit oder Anbiederung?

Was also b ewog die Zentralstelle , ein solche s
Schreib en an den Wehrminister, an die Generalse-
kretäre der b eiden großen Parteien und an den Vor-
sitzenden de s Verteidigungsausschusse s zu schi-
cken? Zumal zu einem Zeitpunkt, als der inhaltliche
Anlass des Schreib ens b ereits zwei Wo chen alt war.
Ist e s einfach einer Schludrigkeit geschuldet? Wohl
kaum – denn das Fachwissen derer, die ein solche s
Schreib en üblicherweise in der Zentralstelle ab seg-
nen, hätte minde stens zur Korrektur der haarsträu-
b enden Au ssagen führen müssen .

Wenn Schludrigkeit au sfällt, dann hat e s sich um
ein gezielte s Schreib en gehandelt. Die ser Eindruck
drängt sich geradezu auf. Anbiederung an die poli-
tischen Entscheider, um angehört zu werden, um
hie und da eine offene Tür zu finden und als Ge-
sprächsp artner akzeptiert zu werden . Lobbyismus
muss ab er da seine Grenzen finden, wo aus dem
Stehen ein Kniefall wird , wo es unterlassen wird ,
Wahrheiten zu nennen .

Pragmatisch ausgetragene Diskurse b e schrän-
ken sich auch nur auf »pragmatische« Inhalte . Ziel
dieser Herrschaftstechnik ist es , die se Disku ssions-
eb ene auch nicht zu verlassen . In der Wehrpflicht-
deb atte heißt das : ökonomische , juristische , sicher-
heitspolitische , militärspezifische und Prop agan-
daargumente werden ausgetauscht − ausgeblendet
bleiben der Grundrechte verletzende und aufhe-
b ende Charakter der Wehrpflicht, das mangelhafte
D emokratie- und das autoritäre Staatsverständnis
der Wehrpflichtbefürworter, die mit der Wehr-
pflicht verbundene Militarisierung von Teilen der
Ge sellschaft ; die dahinter stehende B ereitschaft
zum Krieg . Die Kernfrage , mit welchem Recht der
Staat in die Grundrechte eingreifen und sie aufhe-
b en darf, um eigene Staatsbürger zum Töten zu
bringen und dem Getötetwerden au szuliefern,
wird nicht diskutiert. D ass auch die Zentralstelle
KDV mit die sem Brief einen solchen »Herrschafts-
diskurs« stützt, sich dab ei auch noch fälschlicher-
weise schützend vor Zeit-und B erufssoldaten stellt,
ist skandalö s .

Als Vertreter der Kamp agne gegen Wehrpflicht,
Zwangsdienste und Militär hab e ich auf Verb ands-
tagungen mehrfach Kritik am pragmatisch au sge-

9) Sü ddeuts che Z e itung, 6 . N ovemb e r 2 0 0 3 .

1 0) »We nn ich meine m Falls chirmj äge rb ataillo n ges agt . . . hätte : Kame-
rade n, tre tet nach hinte n zur Paus e weg und lö st dies es Problem,
e s wäre in fünf Minuten gelö s t gewe s e n . ( . . . ) Wir hab en, ich hab e
s ehr die Faus t in der Tas che geb allt, um einen s olchen B e fehl nicht
zu geb e n . Wir wollen eb en nicht die s e B ilde r in de r Pres s e . « Z itie rt
n ach : O tto Köhler in Freitag vo m 14 . Nove mb er 2 0 0 3 , S eite 4
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ir schreib en den März 1 9 69 . Vor den im
Moltke-S aal der Führungsakademie der

Bunde swehr versammelten Offizieren fordert der
stellvertretende Inspekteur de s deutschen Heeres ,
Generalmaj or Hellmut Grashey, die Bunde swehr
müsse die Rolle eine s »Ordnungsfaktors« in der Ge-
sellschaft wahrnehmen . Ein Jahr zuvor hatten mit
demselb en Anspruch die Obristen in Athen die
M acht an sich gerissen und den NATO-Verbünde-
ten Griechenland in eine Militärdiktatur verwan-
delt. In den Augen Grasheys trägt die »Innere Füh-
rung« die Hauptschuld an der, wie er lamentiert,
»inneren Not der Streitkräfte« . Ohnehin nur als ei-
ne Konze ssion an die Sozialdemokraten einge-
führt, müsse die Bundeswehr, so Grashey weiter,
»diese Maske nun endlich ablegen, die wir uns da-
mals vorgehalten hab en . «

Wie sich die Zeiten gleichen : In der »Welt am
Sonntag« vom 2 9 . Februar die se s Jahres nämlich
wird Generalmaj or Hans-Otto Budde , so eb en von
Verteidigungsminister Peter Struck zum Inspek-
teur de s deutschen Heere s ernannt, mit den Wor-
ten zitiert : »Wir brauchen den archaischen Kämp-
fer und den, der den High-Tech-Krieg führen
kann . « Was der General damit meint, verdeutlicht
unverblümt sein Kampfgefährte aus gemeinsamen
Fallschirmj ägertagen – unter alten Kameraden
kann man j a offen reden . Kongenial also ergänzt
der : »Die sen Typus müssen wir uns wohl vorstellen
als einen Kolonialkrieger, der fern der Heimat b ei
die ser Existenz in Gefahr steht, nach eigenen Ge-
setzen zu handeln . « D enn, so fährt er fort : »Eine
»neue Zeit« in der Militärstrategie und Taktik ver-
langt natürlich einen Soldatentypen sui generis :
D er »Staatsbürger in Uniform« . . . hat ausgedient. «
Ob solcher Gelehrigkeit eine s Nachfolgers im Geis-
te würde der General Grashey wohl vor Freude in
seinem Grab rotieren . Und die Traditionalisten-Ka-
marilla in der Bundeswehr klatscht stehend B eifall .

Welches Leitbild gilt ?

Die ganze Tragweite des nur als skandalö s zu b e-
zeichnenden Vorfalls erschließt sich erst, wenn
man b erücksichtigt, dass dem Leitbild vom Solda-
ten als »Staatsbürger in Uniform« im Rahmen der
»Inneren Führung« die zentrale B edeutung zu-
kommt. Die »Innere Führung« wiederum bildet
gleichsam das »Grundgesetz« für die Bunde swehr
als militärischer Macht innerhalb der demokra-
tisch verfassten Bundesrepublik D eutschland . Wer
also , wie ge schehen, den »Staatsbürger in Uniform«
als ob solet b ezeichnet und der »Inneren Führung«
das Fundament entzieht, be schädigt massiv die Re-
putation der Bunde swehr als einer dem demokrati-
schen Staat loyal dienenden Institution . Und
zugleich setzt er nichts weniger aufs Spiel als die In-
tegration der Streitkräfte in die pluralistische Ge-
sellschaft. B esonders deutlich illustriert die s das
auf archaisches Kämpfertum angestimmte Hohe-
lied . D enn solches steht in diametralen Gegensatz
zu der Zielsetzung, die der Spiritus rector der »Inne-
ren Führung« , General Wolf Graf von B audissin,
verfolgte . Die sem nämlich ging e s um die Zivilisie-
rung des Militärs o der, wie er einst formulierte , um
die »Entmilitarisierung de s soldatischen Selb stver-
ständnisses« .

Um die s zu erreichen, musste und mu ss die Kon-
zeption der »Inneren Führung« drei entscheidende
Problemfelder ab decken, nämlich das innermi-
litärische , das binnenge sellschaftliche sowie das
internationale .

Die Überwindung des Untertanengeistes

Was zunächst das Militär selb st b etrifft, garan-
tiert »Innere Führung« dem zivilen Bürger im mi-
litärischen Dienst der Bunde swehr seine ihm qua
Verfassung verbrieften grundlegenden Menschen-

Jürgen Rose

Unter »alten Kameraden« hat der
»Staatsbürger in Uniform« ausgedient
Die »Kampfmotivation« scheint wichtiger als die »Innere Führung«

richteten Kurs der Zentralstelle KDV und einzelner
Mitgliedsverb ände vorgetragen . Leider hat mich
der Brief der Zentralstelle KDV in meiner Kritik b e-
stätigt : Die Fixierung des Handelns auf den prakti-
schen Nutzen führt zwangsläufig auch im D enken
zu einer Aufweichung des kritischen Ansatze s . Wer
sich nur noch nach der Medientauglichkeit aus-
richtet und danach , bloß keinem politischen Ent-
scheidungsträger auf die Füße zu treten, um dessen

Türklinke vielleicht noch einmal drücken zu kön-
nen, verliert den inneren Antrieb im Engagement
gegen die Wehrpflicht.

Als Mitgliedsverb and distanzieren wir uns aus-
drücklich von diesem Schreib en .

Ralf Siemens ist Delegierter der Kampagne gegen
Wehrpflich t, Zwangsdienste und Militär bei der
Zen tralstelle KDV.
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und Bürgerrechte , die er im Ernstfall unter Einsatz
seiner Gesundheit und seines Leb ens j a verteidi-
gen soll . In Anbetracht der Funktionsimperative ,
die in der tendenziell »totalen Institution« de s Mi-
litärs vorherrschen, ist die s allerdings eine gewag-
te , j a revolutionäre Idee . »Innere Führung« will die
in einem auf der strikten Geltung von B efehl und
Gehorsam b asierenden, an streng hierarchischen
Ordnungsmu stern organisierten System herr-
schende Unterdrückung menschlicher Individu a-
lität üb erwinden . Zugleich soll durch die Etablie-
rung de s Leitbilde s vom kritischen, zu eigenem Ur-
teil b efähigten und zivilcouragierten Staatsbürger
in Uniform der elende Untertanengeist im Militär
ein für allemal verschwinden .

Ein revolutionärer Ansatz

Zum zweiten definiert »Innere Führung« ein
grundlegend neues Verhältnis von Militär und Ge-
sellschaft. D as deutsche Militär vergangener Zeiten
war von einer elitär-solidarischen Gesinnung, dem
so genannten Korp sgeist, geprägt, der zu j enem
verhängnisvollen D enken vom Staat im Staate „
führte . D as tatsächlich Revolutionäre des Ansatzes
de s Generals von B audissin zur Militärreform b e-
steht vor allem darin, dass das Militär demokra-
tietauglich und komp atib el mit einer pluralisti-
schen Ge sellschaft gemacht werden soll, indem die
althergebrachte , aus der Geschichte wohl b ekann-
te B orniertheit militaristischen Gedankentums
üb erwunden wird . Solchermaßen soll der ge sell-
schaftspolitischen Selb stisolation respektive Isola-
tion der Streitkräfte entgegengewirkt und die Inte-
gration der Streitkräfte in den demokratisch-plura-
listischen Staatsaufb au und ihre Üb ereinstimmung
mit einer offenen, pluralistischen Gesellschafts-
form gefördert werden .

Frieden soll der »Ernstfall« sein

Drittens schließlich vermied Graf B audissin, der
nicht nur General der Bundeswehr, sondern auch
Professor für Friedens- und Konfliktforschung
war, in seinen Üb erlegungen zu Struktur und Ver-
fasstheit der neuen deutschen Armee von B eginn
an j egliche Reduktion auf ausschließlich die natio-
nale Dimension . Ganz dezidiert konzipierte er die
Bundeswehr im Rahmen einer europ äischen Si-
cherheitsarchitektur, d . h. unter internationaler
Perspektive . »Innere Führung« geht von der funda-
mentalen Erkenntnis aus , dass im Nuklearzeitalter
nicht mehr der Krieg, sondern der Frieden der
Ernstfall ist. D er Soldat hat in erster Linie für die Er-
haltung de s Friedens einzutreten, das Schlachtfeld
ist nicht mehr der Ort, wo er sich zu b ewähren hat.
Krieg kann nicht mehr als normales Mittel der Poli-
tik gelten, sondern e s kann nur no ch um die letzte
Verteidigung der Existenz gehen . D as D enken in
Kategorien der Kriegführungsfähigkeit ist ob solet,

entscheidend kommt e s auf die Friedenstauglich-
keit des Militärs an . An die ser Erkenntnis führt auch
unter den Vorzeichen de s neuartigen Risiko spek-
trums nach dem Ende des Kalten Krieges kein Weg
vorb ei . D en militärischen Sieg gegen den interna-
tionalen Terrorismus erringen und die Proliferati-
on von Massenvernichtungswaffen mittels Präven-
tivkriegsstrategien eindämmen zu wollen, stellt ei-
ne tö dliche Illusion dar.

Traditionalisten auf dem Vormarsch

Die se revolutionär zu nennenden Ansätze der
Militärreform B audissins sind in den seit Grün-
dung der Bundeswehr vergangenen fast fünfzig
Jahren gründlich verschüttet worden . D en Tradi-
tionalisten, die von Anfang an die neuen deutschen
Streitkräfte als eine »optimierte Wehrmacht« plan-
ten, ist e s gelungen, die »Innere Führung« umzubie-
gen zum zwischenmenschlichen Führungs- und
Motivationskonzept – zur reinen Sozialtechnik al-
so . Mittlerweile herrscht innerhalb der Bunde s-
wehr ein durchaus beliebige s Verständnis , mitun-
ter auch völlige s Unverständnis üb er die »Innere
Führung« . Die Lage ist nicht ganz unähnlich der Si-
tuation ausgangs der 60er Jahre . Allerdings voll-
zieht sich der Wandel geräu schlo ser und von der
Öffentlichkeit fast unbemerkt, wie die seit Jahren
zu b eob achtende Symbio se von politischem D e sin-
tere sse und militärischer Ignoranz zeigt.

Die D efizite auf dem Gebiet der »Inneren Füh-
rung« sind zahlreich und vielschichtig. Erstens ha-
b en unter der D evise »Kampfmotivation« politi-
sche und militärische Führung seit den 8 0erJahren
in weiten Teilen der Bunde swehr in b ewusster Ab-
grenzung vom gesellschaftlichen Wertepluralis-
mus ein traditional geprägtes , wehrmachtinspi-
rierte s militärisches Selb stverständnis durchge-
setzt. Ihren vorläufigen Kulminationspunkt fand
diese Gegenreform in der »neotraditionalisti-
schen« Etablierung eines »Kämpfer-Kultes« , der die
Kriegstüchtigkeit der Bundeswehr als Maß aller
Dinge definierte . Im Kern erhebt die traditionalisti-
sche Po sition die Vorstellung vom Soldaten als ei-
nem kriegsnah ausgebildeten, allzeit b ereiten,
selb stlo s dienenden und unb edingt gehorchenden
Kämpfertypen zur fraglo s zu akzeptierenden
Norm .

In die sem Kontext wurde der ursprüngliche Ge-
halt der »Inneren Führung« völlig deformiert und
p artiell in sein Gegenteil verkehrt. Die deprimie-
rende Erkenntnis dabei : Politik und Parlament
wurden ihrer Verantwortung nicht gerecht, auf Li-
b eralität und Pluralität in der Bundeswehr zu ach-
ten . Die Konsequenz b esteht darin, dass die Bun-
de swehr von ihrem demokratienotwendigen zivil-
ge sellschaftlichen Integrationsb ezug lo sgelö st
und auf ein Motivationskonzept de s Kämpfer-Kults
reduziert wird .

Zweitens wurde unter dem Vorwand , dass Ver-
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fassungsp atriotismus und rationales Werteb e-
wusstsein nicht zur Sinnvermittlung soldatischen
Dienens ausreichten, dem Konzept der »Inneren
Führung« ein konservativ-re aktionäre s Erziehungs-
konzept entgegenge setzt. Die se s Konzept verweist
auf angeblich zeitlo s gültige soldatische Tugenden,
es verherrlicht die militärische Gemeinschaft, e s
betont die Erziehung zu formaler Disziplin und
stellt die Liebe zum Vaterland ins Zentrum der Sinn-
vermittlung .

Drittens blieb die Chance zur inneren D emokra-
tisierung der Bundeswehr bis dato nahezu unge-
nutzt. D enn zuminde st in Friedenszeiten ließen
sich die internen Strukturen und Verfahren der
Streitkräfte sehr weitgehend demokratisieren bzw.
an demokratischen Normen und Werten ausrich-
ten . »Innere Führung« nämlich zielt darauf ab , üb er-
kommene Herrschaftsverhältnisse im Militär
durch de ssen D emokratisierung bis zu j enem Gra-
de abzulö sen, der mit den Erfordernissen der Auf-
tragserfüllung sowohl im Friedensbetrieb als auch
unter Einsatzb edingungen vereinb ar ist. Eventuel-
le B eschränkungen hinsichtlich der D emokratisie-
rung der Bundeswehr dürfen einzig und allein mit
unumgänglichen funktionalen Erfordernissen zu
begründen sein .

Viertens hab en in dem seit Gründung der Bun-
deswehr existierenden Konflikt zwischen den »Re-
formern« , die sich der Konzeption der Inneren Füh-
rung, wie sie General von B audissin einst formu-
liert hat, verpflichtet fühlen, und den »Traditiona-
listen« , die das Militär als eine Organisation »sui ge-
neris« mit einem spezifischen militärischen Werte-
ko dex verstehen, letztere auf breiter Front an B o-
den gewonnen . Unter anderem zeigt sich die s an ei-
ner weit gehenden Entintellektu alisierung der
Streitkräfte , am de solaten Zu stand der politischen
Bildung, am ständig sinkenden Anteil von B erufsof-
fizieren mit universitärem Bildungsab schluss
sowohl in der Laufb ahn der Truppenoffiziere als
auch im Generalstab sdienst. B ei der Entscheidung
über die Üb ernahme zum B erufsoffizier können
gute B eurteilungen durch Vorge setzte ohne wei-
teres ein fehlendes Universitätsdiplom ersetzen .
Insgesamt ist sowohl im Offiziers- als auch im Un-
teroffizierkorp s ein b emerkenswerter Mangel an
staatsbürgerlicher Allgemeinbildung und politi-
scher Urteilskraft festzustellen .

Fünftens ist das Leitbild vom kritisch mitden-
kenden, eigenständig urteilenden Staatsbürger in
Uniform weit gehend ersetzt worden vom techno-
kratisch agierenden Offiziersfunktionär. Anstatt
Verfassungsp atriotismus , freie s, unabhängige s
D enken und offene , auch öffentliche Disku ssion zu
fördern und zu fordern, wird einem falsch verstan-
den Primat der Politik, einem rein personalen Loya-
litätsverständnis und einem rigiden Korp sgeist ge-
huldigt. An die Stelle von aufrechtem Gang, Mut
und Zivilcourage sind Opportunismu s, Stromlini-
enförmigkeit und Karrierismus getreten .

Sechstens wurde von verantwortlichen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitikern bis dato nahezu
ignoriert, daß angesichts der (wünschenswerten ! )
zunehmenden Integration der Bundeswehr in mul-
tinationale Streitkräftestrukturen eine Veranke-
rung des Reformkonzepts der Inneren Führung„
auf der Eb ene der angestrebten Europ äischen Ver-
teidigungsunion unab dingb ar ist. E s b esteht die
akute Gefahr, daß Kernb estände der »Inneren Füh-
rung« von politischer und militärischer Seite als
disponib el betrachtet werden und im Rahmen mul-
tinationaler Streitkräfte strukturen unwiederbring-
lich verloren gehen .

D as Versagen der politischen Führung

Die mangelnde Umsetzung des epo chalen Re-
formkonzepts der »Inneren Führung« ist evident
und zugleich b e sorgniserregend . Die eingangs in-
kriminierten Einlassungen de s Inspekteurs de s
deutschen Heere s legen nur ein b esonders ein trau-
rige s Zeugnis davon ab . B e säße der Verteidigungs-
minister eine üb er Sonntagsreden hinausreichen-
de Sensibilität für die Relevanz der »Innere Füh-
rung« und ein Ge spür dafür, was im Hinblick auf
die innere Verfassung der Bundeswehr auf dem
Spiele steht, er würde nicht zögern, im Fall Budde
das zu tun, was einer seiner sozialdemokratischen
Vorgänger im Amte , Helmut Schmidt, mit dem un-
seligen Grashey tat : nämlich ihn in den vorzeitigen
Ruhe stand zu verb annen . Inde s steht solches von
der Bunde sregierung nicht zu erwarten . D enn wer
selb st qua direkter und indirekter B eteiligung an
diversen völkerrechtswidrigen Kriegen b ereits de s
öfteren am »Abgrund des Verfassungsbruchs« (D ei-
seroth) stand , nein vielmehr diese Grenze , was den
Geist der Verfassung angeht, längst üb erschritten
hat, von dem also steht kaum zu erwarten, dass er
einschreitet, wenn einer der hö chsten Generäle ,
die die se Armee zu bieten hat, die Verfassungs-
grundlage der Bundeswehr unterminiert. D er
Volksmund liefert hierfür kurz und prägnant das
Motto : »Wie der Herr, so ' s Gescherr« . Und derwei-
len lacht sich das Lo denmantel-Geschwader der
Traditionalisten, wo sich die alten Kameraden und
B rüder im Geiste vom Schlage eine s Karst, Schnez,
Grashey, Schultze-Rhonhof, Uhle-Wettler, Günzel,
Gudera et. al . formieren, ins Fäu stchen . Eine Ar-
mee , geführt von solchen Generälen, braucht
wahrlich keine Feinde mehr.

Jürgen Rose ist Diplo m-Pädagoge und Berufsoffi-
zier der Bundeswehr im Ra nge eines Oberstleut-
nan ts. Als »Staa tsbürger in Un iform « n im m t er m it
diesem Beitrag sein Grundrech t a uf freie Mei-
n ungsäußerung wahr, a uch (und gerade) wenn
sich diese Mein ung n ich t m it der der politischen
und m ilitärischen Führung der Bundeswehr de-
cken dürfte.
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Helga Dieter

Die Instrumentalisierung
der Toten von Srebrenica
Eine differenzierte D arstellung entlarvt die Mythen

Zum in der letzten Ausgabe veröffentlichten
Beitrag von Clemens Ronnefeldt »Krieg ist
keine Lösung – Alternativen sind möglich.
Mythen über den Krieg und B austeine für ei-
ne Friedenspolitik« erreichte uns eine Kritik:
Die Zusammenhänge um die Ermordung tau-
sender Muslime im bosnischen Srebrenica
199 5 seien zu kurz dargestellt. Gerade das
Stichwort »Srebrenica« diene oft der Legiti-
mierung so genannter »humanitärer Inter-
ventionen« , weshalb es aus friedenspoliti-
scher Sicht differenziert dargestellt werden
müsse. Wir veröffentlichen deshalb gerne
diesen ausführlichen Beitrag von Helga
Dieter, der erstmals im Jahrbuch ' 02/03 des
Komitees für Grundrechte und Demokratie
veröffentlicht wurde (Köln 2 0 03) .

ie Entwicklungen im ehemaligen Jugo sla-
wien, die zum Fall von Srebrenica führten,

können hier nur in grob en Strichen nachgezeich-
net werden . Mein Interesse ist auf die Frage gerich-
tet, wie es möglich war, dass in Srebrenica inner-
halb von drei Tagen die Gewalt in einen Massen-
mord e skalieren konnte , dem offensichtlich keine
langfristig strategische Planung zugrunde lag. Lässt
sich das Geschehen in Srebrenica letztlich nur als
Konsequenz aus einer entfe sselten Kriegsdynamik
b egreifen?

Anlässlich einer umfangreichen Untersuchung
de s »Niederländischen Instituts für Kriegsdoku-
mentation (Nio d)« zum Fall von Srebrenica soll an
die fatalen Folgen der we stlichen militärge stützten
Einmischung erinnert werden . Die zählebigen Bil-
der üb er die Ereignisse von Srebrenica in unseren
Köpfen machen eine Disku ssionen darüber
schwierig. Jeder Hinweis auf das Zu sammenwir-
ken der verschiedenen Akteure und die darin wur-
zelnde Dynamik bei den kaltblütigen Massener-
schießungen von Srebrenica wird vorschnell als
pro-serbische Legitimationsstrategie denunziert.

Die Toten von Srebrenica und die deut-
sche Debatte um eine Kriegsbeteiligung

Seit 1 9 9 3 ist in D eutschland eine heftige D eb atte
entbrannt, in der sich »linke« und »grüne« Aktivis-
ten der Friedensbewegung – teils mit öffentlich zur

Schau gestellten Gewissensqualen – zur Unterstüt-
zung eine s Militäreinsatzes in B o snien durchran-
gen . D ab ei spielte ein Foto von muslimischen Ge-
fangenen im Lager Omarska, das an Bilder von KZ-
Häftlingen erinnerte , eine wichtige Rolle . (Die nie-
derländische Nio d-Untersuchung hat ergeb en,
dass das Foto nicht aus Omarska stammt. E s sei für
Prop agandazwecke von den B o sniaken lanciert
worden und hab e im We sten seine Wirkung nicht
verfehlt.)

Am 3 0 . Juni 1 9 9 5 be schlo ss der Bundestag als
letzter NATO-Mitgliedsstaat den ersten Kampfein-
satz der Bunde swehr. D as Drohpotenzial einer NA-
TO-Intervention sollte damals die bo snisch-serbi-
sche Führung zur Kapitulation zwingen . D as Ko m i-
tee für Grundrech te und Demokra tie appellierte
damals an die Abgeordneten: »Die Verstärkung des
militärischen Engagements , sowie die fortschrei-
tende Entwicklung der UN zur Kriegsp artei kön-
nen keinen Frieden im ehemaligen Jugo slawien
herb eizwingen . . . . Die deutsche Öffentlichkeit soll
an die Vorstellung gewöhnt werden, dass die
Bundswehr in Zukunft b ereit ist, weltweit »Flagge
zu zeigen« . « Die » Grünen« waren b ei dieser Ab stim-
mung gesp alten . D er heutige Außenminister Jo sef
Fischer stimmte gegen den Einsatz . Zwei Wo chen
sp äter, nach dem Fall von Srebrenica, schrieb er in
einem Brief an seine Parteifreunde (3 0 . 07. 1 9 9 5 ) :
»Wie also geht eine Politik der Gewaltfreiheit mit
dieser neuen Form von Faschismu s um, denn
genau darum handelt es sich . . . . Ich bin der Üb er-
zeugung, wir müssen ange sichts der Lage der dort
eingeschlo ssenen Zivilb evölkerung für den mi-
litärischen Schutz der UN-Schutzzonen sein« . Frei-
mut Duve sprach von der »Rampe von Srebrenica« .

Während de s Ko sovo-Krieges der NATO empör-
ten sich einige prominente KZ-Üb erleb ende öf-
fentlich üb er Vergleiche der Gewalt in Bürgerkrie-
gen mit dem Völkermord in Auschwitz und wie sen
diese unverhältnismäßigen Vergleiche zurück. Sre-
brenica wird seitdem als Chiffre für Kriegsverbre-
chen verwendet, mit der die Praxis »humanitärer«
Militärinterventionen in aller Welt b eispielhaft b e-
gründet wird .

Hierb ei interessiert es wenig, welches Zusam-
menwirken von politischen und militärischen Ent-
scheidungen die Gewalt in Srebrenica eskalieren
lassen hat, dass e s zu den Massenerschießungen
kommen konnte . Symptomatisch dafür, dass zwar
viele üb er Srebrenica reden, ab er kaum j emand
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Genaueres wissen will, ist der Umstand , dass die of-
fiziellen Untersuchungsb erichte üb er die Ereignis-
se in Srebrenica weder in Bibliotheken no ch in
Friedensforschungsinstituten vorhanden sind .

Je nach politischen Interessen werden die
Opferzahlen zu Prop agandazwecken manipuliert.
Um auf den NATO-Krieg und die möglichen »Kolla-
teralschäden« b eim Angriff auf Jugo slawien einzu-
stimmen, fütterte »Verteidigungsminister« Schar-
ping Anfang 1 9 9 9 die Kriegsprop agandamaschine
mit Lügen . Er vervierfachte die Zahl der Getöteten
in Srebrenica und sprach von 3 0 . 0 0 0 Opfern .

Einige Kriegsgegner, denen die Zeitschrift »kon-
kret« ein Forum bietet, rechnen die Opferzahlen
herunter o der stellen verworrene Hypothesen auf:
So seien 2 1 4 der M änner in die USA ausgewandert,
ohne dass sich ein einziger bei seiner Familie ge-
meldet hab e , und 1 0 0 bis 8 0 0 seien unter Zwang in
ein Lager nach Australien gebracht worden . (»kon-
kret« 8/9 9)

Anlässlich de s achten Srebrenica-Gedenktage s
rechnete der »konkret«-Autor Jürgen Elsässer die
Opferzahlen unter » Serb en« und »Muslimen« so lan-
ge mit diversen »B elegen« gegeneinander auf, bis
die Ge samtzahl »gerecht« aufgeteilt ist : »D emnach
wurden in Srebrenica sowohl auf serbischer als
auch auf mo slemischer Seite etwa 1 . 5 0 0 unb ewaff-
nete o der entwaffnete Personen ermordet. « (»tele-
polis« , 1 1 . 07. 2 0 0 3 )

Ich gehe von den offiziellen Zahlen aus , wonach
in Srebrenica über 7. 5 0 0 M änner umgebracht wor-
den sind . Seit den Enthüllungen der gezielten M ani-
pulationen der Öffentlichkeit im Irak-, im Ko sovo-
und im Afghanistankrieg weiß ich sehr wohl, dass
die Krieg führenden Herrschenden zur morali-
schen Aufrü stung des eigenen Volke s ein Interesse
daran hab en, die Grau samkeiten der j eweiligen
» Schurkenfiguren« zu übertreib en . E s ist j edo ch un-
redlich und grenzt an Selb stbetrug, aus die sem
Grunde die Verbrechen der D e spoten verharmlo-
sen o der nivellieren zu wollen . Gewiss , e s ist un-
gleich schwieriger, eine p azifistische Haltung ein-
zunehmen, wenn derart ungeheuerliche Verbre-
chen wie in Srebrenica Anlass zu militärischen In-
terventionen bieten .

Srebrenica – eine geraffte Chronologie
der Ereignisse

D er Seze ssionskrieg in B o snien begann etwas
sp äter als der in Kro atien und entfaltete sich als
kleinräumiger Stellungskrieg von D orf zu D orf. In
O stbo snien schienen zunächst die B o sniaken
(Muslime) militärisch üb erlegen zu sein . Sie wüte-
ten 1 9 9 2- 1 9 9 3 mit ihrem lokalen Armeechef Naser
Oric (2 8 . Division der Armee von B o snien und Her-
zegowina, abgekürzt: ABiH) gegen serbische D ör-
fer. (D er Nio d-B ericht b erichtet von 1 9 2 D örfern,
deren B evölkerung vertrieb en o der massakriert
wurde .)

Die militärischen Machtverhältnisse in O stb o s-
nien kehrten sich b ald um . Die geo strategische La-
ge für die b o snischen Serb en war günstiger, da sie
leicht über die Drina au s Jugo slawien (Serbien)
Nachschub erhalten konnten . Zudem wurden sie
durch die b erüchtigten p aramilitärischen »Arkan-
Tiger« unterstützt.

Srebrenica liegt in einem langen, schmalen Tal-
ke ssel . Ringsum in den B ergen waren b o snisch-ser-
bische Stellungen . Die einzige Straße führte durch
b o snisch-serbisches Gebiet. In den Häu sern und
Straßen der Kleinstadt drängten sich zu den etwa
1 0 . 0 0 0 B ewohnern üb er 4 0 . 0 0 0 Flüchtlinge . Wäh-
rend der umfassenden serbischen Blo ckade vom
November 1 9 9 2 bis März 1 9 9 3 wurden aus Hub-
schraub ern Leb ensmittel üb er der Stadt abgewor-
fen . E s wird berichtet, dass b ei Panikreaktionen der
Hungernden Menschen umgekommen sein sollen .

In die ser Situ ation machte UN-General Morillon
einen B e such in der Stadt. Er wurde von Tausenden
Frauen und Kindern bedrängt und an der Rück-
fahrt gehindert. Nach B erichten soll er so erschüt-
tert üb er die Zustände in der Stadt gewesen sein,
dass er eigenmächtig eine »UN-Schutzzone« aus-
rief. Morrillon wurde deshalb b ald darauf von sei-
nem Amt su spendiert und durch General Janvier
ersetzt.

UN-Generalsekretär Butro s Ghali hielt die Ein-
richtung von Schutzzonen gegen den Willen und
die Einsicht der Bürgerkriegsp arteien für unsin-
nig. Als der Sicherheitsrat die se denno ch b e schlo ss
(Resolution 8 1 9 vom 1 6 . April 1 9 9 3 ) , forderte er zu-
sätzlich 37. 0 0 0 Blauhelm-Soldaten zu ihrer Ab si-
cherung . D er Sicherheitsrat b ewilligte aufgrund ei-
ner Intervention der US-Amerikaner nur 7. 5 0 0
Blauhelm-Soldaten, davon waren zunächst 70 0 ,
sp äter nur no ch 3 0 0 niederländische in Srebrenica
stationiert (das UN-B ataillon »Dutchb at«) . Die b o s-
nischen Serben sahen die Schutzzonen durchau s
nicht als eine neutrale Einrichtung an, sondern
vielmehr als B eleg für die Parteinahme der »Völker-
gemeinschaft« zugunsten der muslimischen B evöl-
kerung.

Auch die B o sniaken standen nicht hinter die sem
Konzept. Sie wollten »den Westen« auf ihre Seite
bringen : Nicht als neutrale Blauhelme , sondern als
p arteiisch kämpfende Truppe . Laut Nio d-B ericht
hat die ABiH mit »schmutzigen Tricks« (Nadel-
stich-Taktik) immer wieder aus der Schutzzone
heraus die serbischen Stellungen angegriffen . Mit
die sen Angriffen sollten möglichst viele serbische
Kräfte gebunden und den eigenen b o snischen Ver-
b änden dadurch die Verteidigung S araj evo s er-
leichtert werden . D as war einer der Gründe , wes-
halb das Verhältnis der niederländischen UN-Sol-
daten zu den M ännern in der Enklave ge sp annt
war.

D er Angriff der b o snisch-serbischen Armee b e-
gann am 6 . Juli 1 9 9 5 . D em im Süden aus den B ergen
vorrückenden Drina-B ataillon mit etwa 2 . 0 0 0 Sol-
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daten und Artillerie wurde kaum Widerstand ent-
gegenge setzt. Laut Nio d-B ericht hätte darum die
militärische Führung der bo snischen Serb en kurz-
fristig b eschlo ssen, auf das Zentrum der Stadt vor-
zurücken und dieses einzunehmen .

Als serbische Soldaten einen UN-B eob achtungs-
po sten einnahmen, war eine B edingung für eine
militärische Verteidigung der UN-Friedenstruppe
erfüllt. D er UN-PROFOR-Kommandant Thom Kar-
reman forderte Luftunterstützung an . Diese Bitte
wurde vom Ob erkommandierenden der UN-Trup-
pen im ehemaligen Jugo slawien, General B ernard
Janvier, nie an die NATO weitergeleitet. Warum er
sich so verhalten hat, bleibt bis heute ungeklärt.

Am 1 0 . Juli stellten die b o snischen Serben ein Ul-
timatum : Die ge samte B evölkerung, die »Mediziner
ohne Grenzen« und die UN könnten unb ewaffnet
abziehen . Wie ernst gemeint die se s Angeb ot war,
lässt sich nicht mehr klären, weil darüb er nicht ver-
handelt wurde .

Am frühen Morgen de s 1 1 . Juli warteten die UN-
PROFOR, die ABiH und die B evölkerung auf die an-
gekündigten Luftangriffe , die j edoch ausblieb en .
Die b o snisch-serbischen Einheiten rückten in die
Stadt ein . Einem B efehl der b o sniakischen Militär-
führung folgend versammelten sich die Männer
der 2 8 . Division der ABiH und Zivilisten im wehr-
fähigen Alter (zusammen etwa 1 2 . 0 0 0 bis 1 5 . 0 0 0
Männer) auf einem Feld am nördlichen Rande der
Enklave . Etwa ein Drittel der Männer soll b ewaff-
net gewesen sein . Sie sollten die serbische Linie
durchbrechen und sich der b o sniakischen Armee
anschließen, um die Enklave zurückzuerobern . D a
das Gebiet teilweise vermint war, sind 1 2 . 0 0 0 bis
1 5 . 0 0 0 M änner im Gänsemarsch lo sgezogen . Um
auf die » andere , b o sniakische Seite« zu kommen,
mussten sie eine Straße und weit einsehb are Felder
auf serbischem Gebiet überqueren . Etwa die Hälfte
von den Männern, die sich damals aufmachten, gilt
bis heute als vermisst.

Frauen und Kinder sowie alte M änner und diej e-
nigen, die sich dem B efehl der b o snischen Militär-
führung widersetzt hatten, insge samt etwa 2 5 . 0 0 0
Menschen, machten sich in Panik auf den ungefähr
fünf Kilometer langen Weg zum UN-Lager Poto cari
(»Dutchb at«) . In die ser Situ ation begann die NATO
mittags um 1 4 . 4 0 Uhr, serbische Stellungen in den
umliegenden B ergen zu b omb ardieren . Die serbi-
schen Militärs drohten damit, Granaten in die
flüchtende Menschenmenge auf den Straßen zu
schießen und die UN-Geiseln zu töten . D araufhin
wurden die B omb ardierungen einge stellt.

In j ener Nacht (vom 1 1 . auf den 1 2 . Juli) gab es
ein Treffen de s »Dutchb at«-Kommandeurs Thom
Karreman mit dem b o snisch-serbischen Ob erb e-
fehlshaber Mladic im nahe gelegenen B ratunac . E s
wird b erichtet, Mladic hab e wegen der NATO-
Luftangriffe getobt und Rache angedroht. Er ver-
langte , mit politischen und militärischen Auto-
ritäten der B o sniaken üb er die Evakuierung und

Übergab e der Stadt zu verhandeln . Die aber b e-
fanden sich alle auf dem Weg, um die serbischen Li-
nien zu durchbrechen . D er Schulrektor und eine
Frau kamen mit dem UN-Kommandeur zu den Ver-
handlungen . D a Mladic nicht mit b o sniakischen
Repräsentanten verhandeln konnte , bot er den
UN-Soldaten an, die Evakuierung zu organisieren .
Karreman informierte ranghohe UN-Vertreter in
S araj evo , ohne j edo ch von diesen eine Entschei-
dung zum Handeln zu erhalten .

Vor und auf dem UN-Gelände lagerten rund
2 5 . 0 0 0 Menschen in glühender Hitze ohne Wasser,
Nahrung o der Toiletten . Am nächsten Morgen kam
es zu einem weiteren Treffen mit Mladic in Poto ca-
ri . Mladic verteilte vor laufenden Kameras B on-
b ons an Kinder.

D er b o sniakische Präsident Izetb egovic b eharr-
te weiterhin darauf, die Enklave zu halten . Laut Ni-
o d-B ericht hat Mladic der UN-PROFOR angeboten,
die Flüchtlinge zu evakuieren . Die Niederländer
fühlten sich üb erfordert und lehnten dies ab . Viele
der Männer, zumeist kranke und alte , die vor dem
UN-Gelände auf dem Platz lagerten, wurden von
den b o snischen Serb en au ssortiert und in eine dem
UN-Lager benachb arte Fabrikhalle gesperrt. Am
nächsten Tag b egannen die Massaker. Nach Schät-
zungen im Nio d-B ericht wurden 1 0 0 bis 4 0 0 Män-
ner in Poto cari exekutiert. Die anderen Männer
wurden vermutlich auf den Fußb allplatz von Bratu-
nac getrieb en .

In den nächsten zwei Tagen wurden die Frauen
und Kinder in Bu sse und auf Lastwagen verfrach-
tet. M änner wurden daran gehindert, die Fahrzeu-
ge zu b e steigen, o der wieder herau sgezerrt. In der
drangvollen Enge auf den Wagen erstickten S äug-
linge . Menschen fielen von den Wagen und wurden
von den nachfolgenden üb errollt. Am 1 3 . Juli ge-
gen Ab end waren alle Frauen und Kinder depor-
tiert.

Die meisten Opfer gab es b ei den Männern, die
versucht hatten, sich durch die Felder und Wälder
auf das b o sniakische Gebiet durchzuschlagen . E s
ist nicht bekannt, wie viele auf dem Weg durch Mi-
nen getötet wurden oder wie viele gleich am Wald-
rand , als sie die von b o snisch-serbischem Militär
kontrollierte Straße überqueren wollten, erscho s-
sen wurden . Viele wurden gefangen genommen
und vermutlich auf den Fußb allplatz nach Bratu-
nac getrieb en . Von dort sollen am 14 . Juli viele von
ihnen auf Lastwagen weggebracht worden sein . Sie
sind seitdem vermisst.

Bilder gingen um die Welt : D er niederländische
Blauhelmkommandant pro stet dem b o snisch-ser-
bischen Schlächter Mladic zu ; UN-Soldaten feierten
in Zagreb ihren Ab schied aus dem Kriegsgebiet;
üb er 2 0 . 0 0 0 verzweifelte Frauen und Kinder cam-
pierten auf dem Flughafen von Tuzla, sie warteten
ahnungsvoll verängstigt auf ihre Männer.

Während die Weltöffentlichkeit entsetzt auf Sre-
brenica starrte , startete die kro atische Armee den
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blutigen Feldzug »Sturm« . In wenigen Tagen (vom
3 0 . Juli bis 4 . August 1 9 9 5 ) wurden b ei der Rück-
eroberung einiger kro atischer Siedlungsgebiete in
B o snien die Kraj inen, die seit Generationen ser-
bisch b ewohnt sind , gleich mit erob ert und 9 0 . 0 0 0
bo snische Serb en vertrieben . D o ch damit nicht ge-
nug. Etwa 2 3 0 . 0 0 0 serbische B ewohner de s neuen
kro atischen Staatsgebietes wurden unter dem
Schutz der NATO gewaltsam in die Flucht getrie-
ben . Die Not die ser Menschen wurde von der Pres-
se gewissermaßen als gerechte Strafe für die Massa-
ker von Srebrenica dargestellt. B eide Ereignisse
sind weder geografisch no ch politisch miteinan-
der verbunden . Viele der Kraj ina-Flüchtlinge leben
bis heute in Notunterkünften . Einige wurden au s
bevölkerungspolitischen Gründen im Ko sovo an-
gesiedelt. D ort wurden sie ein p aar Jahre sp äter
wieder vertrieb en .

Am 1 0 . Augu st 1 9 9 5 legte die US-Außenministe-
rin Madleine Albright dem UN-Sicherheitsrat in ge-
schlo ssener Sitzung S atellitenfoto s vor, von denen
drei in den Medien veröffentlicht wurden . Die an-
deren Foto s werden bis heute geheim gehalten . B ei
den veröffentlichten S atellitenfoto s fehlten die üb-
lichen Einblendungen von D atum und Ort. Auf ei-
nem Foto sollen die auf dem Sportplatz zusammen-
getriebenen Männer zu sehen sein, auf einem wei-
teren Foto Erdhügel . D amit sollte dokumentiert
werden, dass die Männer in dem Stadion exekutiert
und in Massengräbern in der Nähe verscharrt wur-
den .

Die Mitschuld der Mitwisser

Im Oktob er 1 9 9 5 b erichtete der Journalist An-
dreas Zumach in der »tageszeitung« – zeitgleich mit
einem englischen Kollegen im »Independent« – ,
dass der UN-Sicherheitsrat bereits am 2 4 . Mai 1 9 9 5
auf Anraten von UN-General Janvier in geschlo sse-
ner Sitzung diskutiert hab e , die Enklave Srebrenica
zur » Grenzb egradigung« den bo snischen Serb en zu
überlassen, da diese langfristig nur als Protektorat
mit gewaltigem Aufwand zu schützen sei (»Frank-
furter Rundschau« vom 3 1 . 1 0 . 1 9 9 5 ) . (D er Nio d-B e-
richt b e stätigt sechs Jahre sp äter diese Diskussion
im UN-Sicherheitsrat. D er Vorschlag sei ab er ver-
worfen worden . Nur Janvier und Butro s Ghali hät-
ten den Rückzug au s den Enklaven empfohlen .)

Andre as Zumach hielt es aufgrund eingesehe-
ner D okumente und Gespräche mit einem hohen
NATO-General für b ewiesen, dass die Amerikaner
seit Anfang Juni S atellitenfoto s b esaßen, auf denen
sie das Vorrücken der b o snischen Serb en verfolgt
hätten . D arüb er hinaus seien Gespräche zwischen
jugo slawischen Militärs und dem serbisch-b o sni-
schen General Mladic durch franzö sische , amerika-
nische und deutsche Nachrichtendienste abgehört
worden . Hierzu lägen Protokolle vor (»tageszei-
tung« vom 3 0 . 1 0 . 1 9 9 5 ) . D as Vorrücken der b o s-
nisch-serbischen Armee auf die Stadt sei also für die

NATO nicht üb erraschend gekommen, sondern b e-
kannt gewe sen und insofern geduldet worden .
Hintergrund für die se undurchsichtigen Vorgänge
sei möglicherweise , dass die Clinton-Regierung die
Misserfolge ihrer B o snienpolitik bis zum Wahl-
kampf in eine Erfolgsgeschichte ummünzen woll-
te . Die Grenzb egradigung sei geheimer B e standteil
des amerikanischen »Friedensplans« (D ayton-Pro-
zess) gewesen, wenn auch prop agandistisch wei-
terhin die Ansprüche der Izetb egovic-Regierung
auf die muslimischen Gebiete gestützt wurden .

General Janvier sei informiert gewesen und hät-
te direkt vom franzö sischen Staatspräsidenten
Chirac den B efehl gehabt, nicht einzugreifen, um
als Gegenleistung die B efreiung franzö sischer Gei-
seln in den Händen der b o snischen Serben zu errei-
chen . D eshalb hab e er auf die fünf Anforderungen
der niederländischen Blauhelme nach Luftunter-
stützung nicht re agiert. Andere hohe UN-Militärs
seien dagegen nicht eingeweiht gewesen, wie auch
die »Dutchb at-Blauhelme« ahnungslo s ihrem
Schicksal üb erlassen worden seien .

Im April 2 0 02 verschärfte Andreas Zumach sei-
ne Vorwürfe einer Mitwisserschaft der we stlichen
Regierungen und der UNO . Er hab e nun B elege ,
dass nicht nur die Regierungen mehrerer NATO-
Staaten, sondern auch Kofi Annan als UN-Verant-
wortlicher (damals UN-Untergeneralsekretär für
»Pe ace Keeping Operations«) b ereits seit März
1 9 9 5 von den Plänen der b o snischen Serb en zum
Angriff auf die Enklave gewu sst hätte . (»tageszei-
tung« vom 1 1 . 04 . 2 0 02 )

Dieser ungeheuerliche Verdacht wird in der
UN-Untersuchung zum »Fall von Srebrenica« als
Verschwörungstheorie abgetan . In der niederlän-
dischen Nio d-Analyse werden weitere B elege dafür
genannt. Die Mitwisserschaft der westlichen Groß-
mächte wird als plausible Erklärung der Ereignisse
b ewertet, die ab er letztlich nicht bewie sen werden
könne . Sowohl die S atellitenfoto s , die Madeleine
Albright kurz nach dem Fall von Srebrenica präsen-
tierte , als auch die inzwischen dem D en Haager Tri-
bunal vorliegenden Abhörprotokolle können An-
haltspunkte dafür sein, dass einige NATO-Regie-
rungen von den Vorb ereitungen für den Angriff
auf Srebrenica wussten .

In den drei offiziellen Untersuchungen (der UN,
in Frankreich und in den Niederlanden) hab en die
maßgeblichen Verantwortlichen die Au skunft ver-
weigert. D er Einblick in die nachrichtendienstli-
chen Erkenntnisse j ener Zeit wurde Wissenschaft-
lern und p arlamentarischen Kommissionen nicht
gewährt.

Die rege Geheimdiplomatie während de s Falls
von Srebrenica ist b ekannt, unb ekannt bleib en hin-
gegen die Inhalte der Gespräche (exemplarisch :
am 6 . Juli traf sich der UN-B efehlshab er Janvier mit
dem b o snisch-serbischen General Mladic ; am 7. Juli
traf der EU-B eauftragte C arl B ildt mit Präsident Mi-
lo sevic und General Mladic zu sammen .) .
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Warum hab en die UN dem Druck der US-Ameri-
kaner nachgegeb en, die entscheidenden Akten
no ch 3 0 bis 5 0 Jahre unter Verschluss zu halten?
Könnte es sein, dass es nicht nur eine geheime Mit-
wisserschaft, sondern Ab sprachen gab ? Wurden
die UN-PROFOR-Blauhelme nicht nur im »Regen« ,
sondern möglicherweise im Granathagel stehen
gelassen? Und wurde das Leb en der Flüchtlinge ris-
kiert, um nach der Schaffung militärischer Fakten
einen »Friedensplan« zu präsentieren? Falls es sol-
che Kenntnisse und Ab sprachen gegeben hab en
sollte , wären die westlichen Staaten samt UN-Gene-
ralsekretär nicht nur zynische Mitwisser sondern
Mittäter.

Wie eskalierte die Gewalt ?

Die drei vorliegenden amtlichen Untersuchun-
gen dienen letztendlich der Entlastung ihrer Auf-
traggeb er (UN, Frankreich, Niederlande) . Mit
großem Aufwand und Einfühlungsvermögen wird
die schwierige Situ ation der Entscheidungsgremi-
en und Akteure wie Janvier und Karreman b e-
schrieb en .

Nichts liegt mir ferner, als mich in D enken und
Fühlen de s für die Ermordung Tau sender verant-
wortlichen General Mladic zu versetzen . Um aber
die Ereignisse um Srebrenica zu verstehen, mü ssen
alle Perspektiven beleuchtet, das Konfliktszenario
und mögliche konfliktverschärfende Aktionen
analysiert werden . D as relativiert nichts , ist aber
zum Verständnis , wie e s zu solchen Gewaltau s-
brüchen kommen konnte , unabdingb ar.

Seit 1 9 94 versagte der jugo slawische Präsident
Milo sevic aufgrund der wirtschaftlichen Krise und
einer erstarkenden Protestbewegung in Jugo sla-
wien den b o snischen Serben die weitere Unterstüt-
zung und drängte sie zur Annahme der internatio-
nalen Teilungspläne .

Die Zustimmung D eutschlands zum NATO-Ein-
satz in B o snien am 3 0 . Juni 1 9 9 5 machte den b o sni-
schen Serb en klar, dass die Friedensmission mit
dem Mandat zur Neutralität beendet war und von
nun an die Westmächte geschlo ssen gegen sie
kämpfen würden . Eine Wo che sp äter b egannen sie
den Angriff auf Srebrenica. Ohne die offizielle Un-
terstützung Jugo slawiens und einem üb ermächti-
gen Feind gegenüber versuchten sie no ch schnell,
militärisch Fakten zu schaffen, wob ei sie mögli-
cherweise wussten, dass Srebrenica nicht ernsthaft
durch die NATO verteidigt werden würde .

In den ersten Tagen nach dem Fall der Schutzzo-
ne wurde von Politikern und Medien ein irriges
Bild der Geschehnisse gezeichnet, das sich in man-
chen Köpfen festgesetzt hat : Die b o snischen Ser-
b en hätten 7. 5 0 0 Zivilisten von ihren Familien ge-
trennt und abgeführt. B ei dieser Au ssonderung
hätten die holländischen Blauhelme geholfen und
b ei den folgenden Erschießungen der Männer zu-
geguckt. Die ser »Völkermord« sei langfristig ge-

plant und vorb ereitet worden . B ei aller Kritik an
der Rolle der niederländischen Blauhelme stimmt
diese verbreitete D arstellung nicht. Selb stverständ-
lich hat die Nio d-Untersuchung ein Interesse dar-
an, diese gängige D arstellung zu korrigieren . Mit
dieser Studie lässt sich j edo ch auch das »B ild« der
b o snischen Serb en nicht mehr aufrecht halten, die-
se hätten 7. 5 0 0 Zivilisten exekutiert. D o ch von den
deutschen Medien wird die se s schwarz-weiß
-Szenario immer wieder j ournalistisch aufb ereitet.
(Mir liegen 5 2 Artikel vor, die die Niod-Studie ent-
sprechend verfälschen .)

Nach serbischer Le sart handelte e s sich b ei den
Männern, die die Frontlinie durchbrechen wollten,
um Soldaten im Krieg, die einem militärischen B e-
fehl folgten und z .T. b ewaffnet waren . D as wird im
Nio d-B ericht und b eim D en Haager Tribunal ten-
denziell eb enso b eurteilt. D emnach wäre die Tö-
tung der M änner im Wald und auf der umkämpften
Straße eine »normale« Kampfhandlung. B eim B e-
fehl zu die sem Marsch mu ss j edo ch den militärisch
Verantwortlichen von vornherein klar gewe sen
sein, dass dieser mit sehr hohen Verlusten verbun-
den sein würde . Die Männer wurden in eine leb ens-
gefährliche Mission ge schickt. Ob die »we stlichen
Schutzmächte« von dem B efehl Präsident Izetb ego-
vic' gewusst hab en, geht aus den Untersuchungen
nicht hervor.

Gemäß der Verrechtlichung de s Kriege s hätten
die Männer, die gefangen genommen wurden,
nach den Regeln der Genfer Konventionen b ehan-
delt werden müssen . D o ch die b o snischen Serb en
hatten keinerlei Vorkehrungen für ein Gefange-
nenlager getroffen . Zu fragen ist, ob e s in den ent-
sprechenden drei Tagen dazu in den zahlreichen
geheimen Treffen von UN-Generälen und ihren
Unterhändlern mit den b o snisch-serbischen Kom-
mandeuren Verhandlungen gegeb en hat?

Alle amtlichen Untersuchungen und das Haager
Tribunal gehen davon aus , dass die Morde nicht ge-
plant waren . Andererseits waren ab er auch keine
Vorkehrungen für die D eportation der Flüchtlinge
und die Errichtung von Gefangenenlagern getrof-
fen worden . Die se Untersuchungsergebnisse kön-
nen nahe legen, dass die bo snischen Serb en der UN
die Evakuierung der Enklave tatsächlich überlas-
sen wollten und erst durch den Ausbruch der Män-
ner und die Weigerung der UN , die Evakuierung zu
üb ernehmen, in eine unvorb ereitete und unerwar-
tete Situation gerieten . D er Nio d-B ericht sieht in
der wütenden Reaktion seitens der serbischen Mi-
litärführung auf den Ausbruch der Männer einen
der Hauptmotive für die anschließenden Massen-
exekutionen .

Zu dem Zeitpunkt ( 1 1 . Juli, mittags) , als Mladic
und seine Offiziere merkten, dass die b o sniaki-
schen M änner sie taktisch »hintergangen« hatten,
b egann die NATO , die serbischen Stellungen zu
b omb ardieren . D as war militärisch inzwischen un-
geeignet, denn die serbischen Soldaten waren



27

Ko
nf

li
kt

fo
rs

ch
u

n
g

nicht mehr in den B ergen, sondern b ereits in der
Stadt.

General Mladic soll angedroht hab en, Granaten
in die Menge der ins UN-Lager fliehenden Frauen
und Kinder zu schießen, worauf die Flugzeuge ab-
drehten . Dieses NATO-B omb ardement wird im
UN-B ericht üb erhaupt nicht und in der Nio d-Un-
tersuchung nur am Rande erwähnt. In Presseb e-
richten wird e s faktisch nie zur Sprache gebracht.
Militärisch hatte das B omb ardement keinen Effekt.
Die Folge des B omb ardements war nicht die mögli-
cherweise b e ab sichtigte Einschüchterung, son-
dern offensichtlich im Gegenteil die Entfesselung
der Soldate ska.

Nachdem die b o snischen Serb en die Schutzzo-
ne erob ert hatten, erwarteten sie deren Üb ergab e .
E s gab in Poto cari keinen bo sniakischen Militär
mehr, der die Kapitulation hätte »kriegsstandes-
gemäß« unterzeichnen können . D a e s keine b o snia-
kischen Militärs in der Stadt gab , b ot Mladic der
UN-PROFOR die Evakuierung der Flüchtlinge nach
Tuzla an . Die UN lehnte ab . Sie wollte nicht vor der
Weltöffentlichkeit als Erfüllungsgehilfe der Serben
bei den »ethnischen S äub erungen« erscheinen . Im
Nachhinein erscheint dies als Höhepunkt eine s zy-
nischen D oppelspiels . Nachdem das Konzept der
Schutzzonen militärisch b ereits aufgegeb en wor-
den war, sollte die politische Fassade weiter auf-
recht erhalten werden . D e shalb überließen die
»Mächtigen dieser Welt« 2 5 . 0 0 0 unter ihrem Schutz
stehende Menschen ihren hasserfüllten Feinden .

D arüb er hinaus wurden die serbisch-b o sni-
schen Militärs mit strategischen Problemen kon-
frontiert. Laut Nio d-B ericht wollten die se nach
dem Fall Srebrenicas nach Süden auf die kleinere
Schutzzone Zep a vorrücken . Nun waren ab er bis zu
1 5 . 0 0 0 b o sniakische Männer (Soldaten) nördlich
der Enklave . Um deren Durchbruch nach Tuzla zu
verhindern mu sste der Plan ge ändert werden . Auf
die große Zahl der Gefangenen waren die b o sni-
schen Serb en nicht vorb ereitet. Eine Mischung ag-
gre ssiver Motive wie Hass , ethnischer Fanatismu s
und Rache kumulierte in der Entscheidung, die
Muslime nun ein für alle Mal lo s zu werden . (Nio d)

B ei den bo snisch-serbischen Erob erern mar-
schierten skrupello se Freischärler der » Schwarzen
Hand« und »Arkan-Tiger« mit. In wessen Sold sie
standen, ist nicht geklärt. Sie wurden ab er von Mla-
dic und seinen Offizieren de s Drina-Korp s nicht
zurück gehalten . D er Nio d-B ericht geht davon aus ,
dass von den vermissten 7. 5 0 0 Männern 6 . 0 0 0 er-
scho ssen wurden (viele davon in einem »Kultur-
hau s«) .

Die Verantwortung für die Massaker liegt b ei
den b o snisch-serbischen Soldaten und ihren Vor-
gesetzten, die sich nun, wie in j edem Krieg, auf B e-
fehlsnotstand b erufen . D ass die Tötungshemmung
beim staatlich lizensierten Morden im Krieg herab-
gesetzt wird , ist bekannt und gilt für alle Seiten . Je
mehr die Gewalt e skaliert (Massaker und »ethni-

sche S äub erungen«) , um so eher werden auch die
»Regeln« des Kampfes verletzt und Gefangene o der
Zivilisten militärischen Kalkülen unterworfen . Oh-
ne die Täter entlasten zu wollen : die westliche Poli-
tik der einseitigen militärge stützten Einmischung,
die D emontage der UN-Blauhelme , die Ab sicht der
M änner au s Srebrenica, die serbischen Linien zu
durchbrechen und sich der bo sniakischen Armee
anzuschließen, und die einsetzende NATO-B om-
b ardierung hab en zur krisenhaften Zuspitzung der
Situ ation in Srebrenica b eigetragen .

Was gewesen wäre, wenn . . .
– Schlussfolgerungen in der Kriegslogik

Für eine friedlichere Zukunft gilt e s zu fragen,
ob e s andere Wege und Möglichkeiten aus der ge-
walteskalierenden Situation gegeb en hätte , und
wenn, warum diese nicht b eschritten wurden . Ih-
rer eigenen Untersuchungsfrage spürt die aufwän-
dige holländische Nio d-Studie leider nicht nach,
sondern kommt, wie auch die anderen referierten
B erichte und alle we stlichen Politiker und Medien,
zu dem Schluss , dass diese s ungeheuerliche Kriegs-
verbrechen nur durch eine schnelle , ho chgerüste-
te Eingreiftruppe b eziehungsweise eine präventi-
ve , massive B omb ardierung der bo snischen Serb en
hätte verhindert werden können . Ähnlich lautet
das Fazit Kofi Annans : Die Hauptlektion für die In-
ternationale Gemeinschaft sei es , dass man mit ei-
nem skrupello sen, mörderischen Regime nicht
verhandeln, sondern nur Gewalt dem systemati-
schen Töten Einhalt gebieten könne .

Die Grauen der ethnisierten Bürgerkriege wer-
den zum Anlass genommen, spezialisierte Eingreif-
truppen aufzustellen und deren Einsätze in aller
Welt durchzusetzen . Die amtlichen Untersuchun-
gen folgen in ihren »Lehren« der Gewaltlogik der
M ächtigen (und Ohnmächtigen) , die Kriegsverbre-
chen nur mit weiteren Kriegseinsätzen zu verhin-
dern glaub en können . D ab ei obliegt der »richtige«
Zeitpunkt eines Präventivschlages ihren eigenin-
teressierten Entscheidungen .

Was gewesen wäre, wenn . . .
– Fragen und Schlussfolgerungen
für eine Friedenslogik

Wäre es zu den Kriegen in Jugo slawien gekom-
men, wenn nach 1 9 89 der ökonomische Nieder-
gang durch Entschuldung und Wirtschaftshilfe ge-
bremst worden wäre ?

Warum haben die We stmächte nicht die Frie-
denskräfte in allen Teilen des ehemaligen Jugo sla-
wien unterstützt und den D eserteuren ein Aufent-
haltsrecht angeboten?

Welche Wirkung hätte e s gehabt, wenn die west-
liche Politik den ethnischen Zu schreibungen klar
entgegen getreten wäre und die nationalistischen
Ab sp altungen nicht anerkannt hätten?
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Wäre es b ei einem international geforderten

Minderheitenschutz zu den »ethnischen S äuberun-
gen« gekommen, die von den nationalistischen Eli-
ten auf allen Seiten b etrieb en wurden und in den
Massakern von Srebrenica gipfelten?

Warum wurden die UN-Schutzzonen nicht per-
sonell b esser abge sichert, wie e s der UN-Generalse-
kretär gefordert hatte ? Warum wurde das nieder-
ländische UN-Kontingent nicht verstärkt?

Diente die Verweigerung die ser Mittel mögli-
cherweise der D emontage der Blauhelmeinsätze ,
um mit deren Versagen zukünftig b esser »robuste«
Einsätze rechtfertigen zu können?

Was hab en die westlichen Nachrichtendienste
von den bo snisch-serbischen Plänen zur Erob e-
rung der muslimischen Enklave gewu sst? Was wur-
de in den zahlreichen Treffen der UN-Militärs und
anderer Unterhändler mit den bo snisch-serbi-
schen Generälen verhandelt?

Wie sind in der demilitarisierten Schutzzone
Teile der b o snischen Armee/B evölkerung zu Waf-
fen gekommen? Was wu sste die NATO/UN über
den Versuch großer Teile der männlichen B evölke-
rung Srebrenicas, die serbischen Linien zu durch-

brechen? Warum wurden die M änner nicht ermu-
tigt, den B efehl zu verweigern?

Weshalb wurde die Schutzzone in einer au s-
sichtslo sen Situation nicht aufgegeben? Warum
sind nach dem Ultimatum der bo snischen Serb en
am 1 0 Juli nicht alle 5 0 . 0 0 0 B ewohnerInnen Sre-
brenicas mit weißen Tüchern auf die Straße gegan-
gen?

Warum hat die UN die Evakuierung der Flücht-
linge nicht üb ernommen?

Die Fragen sind unbequem . Sie lassen das gängi-
ge schwarz-weiß-B ild zu den Ereignissen in Srebre-
nica nicht mehr zu . Was gewesen wäre »wenn« , das
weiß niemand ! Ab er was gewesen ist, das zumin-
de st könnte man wissen . Warum lässt sich die UN
von den USA vorschreib en, die Akten 3 0 bis 5 0 Jah-
re unter Verschlu ss zu halten? Die Geheimakten
müssen endlich der Öffentlichkeit zugänglich ge-
macht werden . Stattdessen werden die Ereignisse
und die Toten von Srebrenica in Gedenk-Ritu alen
für die »Kriegslogik« instrumentalisiert.

Helga Dieter istMitglied im Vorsta nd des Ko m itees
für Grundrech te und Dem okra tie.

ehr geehrte D amen und Herren, liebe Frie-
densfreundinnen und Friedensfreunde ,

das Trierer Bündnis gegen Krieg, welche s zum
Protestmarsch mobilisiert hat und mit einem Bus
nach Ramstein gefahren ist, hat sich am 2 9 . M ärz zu
einer Nachb esprechung getroffen und dab ei b e-

schlo ssen, einen offenen Brief mit unserer Kritik
zum Prote stmarsch und unseren Anregungen für
die Zukunft zu schreiben .

D as Trierer Bündnis hat nach einer Anfrage
durch die Friedensko operative Ende 2 0 0 3 auf eine
eigene D emonstration zum 2 0 . M ärz im 3 0 Kilome-
ter entfernten Sp angdahlem verzichtet und sich
stattde ssen für Ramstein engagiert, um dort ein
stärkeres und gemeinsames Zeichen gegen Krieg
zu setzen . Grundsätzlich schätzen wir das Engage-
ment des Initiativkreise s und der Trägerorganisa-
tionen um IPPNW und Friedensko operative für ei-
ne größere D emonstration am 2 0 . März in Ram-
stein .

Am Jahrestag des Irakkriege s eine D emonstrati-
on mit dem Schwerpunkt Atomwaffen zu veranstal-
ten, ohne zumindest einen Gesamtkontext mit den
aktuellen Themen herzustellen, hielten und halten
wir allerdings für falsch .

Wir kritisieren, dass der Initiativkreis nicht b e-
reit war, die von Regionalgruppen geforderten
Themen Funktion und Au swirkungen des Airb a-
se-Ausb aus , Kritik an den verteidigungspolitischen
Richtlinien und der EU-Militarisierung sowie Kri-
tik an der Irakb esatzung in den Aufruftext zu inte-
grieren .

Trierer Bündnis gegen Krieg

»Statisten für die IPPNW-Show«
Offener Brief an die Trägerorganisationen und den Initiativkreis
des Protestmarsches nach Ramstein am 2 0 . März 2 0 04

Am 2 0 . März, dem Jahrestag des Kriegsbe-
ginns gegen den Irak, fand vor der US-Airbase
Ramstein eine Demonstration gegen die Be-
drohung durch Atomwaffen mit 3 . 0 0 0 Teil-
nehmerInnen statt. Initiiert worden war die
Veranstaltung von der deutschen Sektion der
Internationalen Ärzte zur Verhütung des
Atomkriegs (IPPNW) , getragen wurde sie von
einem Bündnis aus u. a. IPPNW und Koopera-
tion für den Frieden. D as Trierer Bündnis ge-
gen Krieg, einer der Mitveranstalter, hat in ei-
nem offenen Brief vom 3 0 . März massive Kri-
tik an Vorbereitung, Durchführung und Aus-
richtung der Veranstaltung geübt und einen
Mangel an Partizip ation und Transp arenz be-
klagt. Wir dokumentieren den offenen Brief
sowie Antwortschreiben von IPPNW und Ko-
operation für den Frieden.
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Ein dünn gedruckter S atz : »Kein Au sb au de s
Kriegsflughafens Ramstein« war das einzige Zuge-
ständnis , wohl wissend , dass Gruppen um die
(Partner-)Airb ase Sp angdahlem, die eb enso ausge-
b aut wird , sich dadurch ignoriert und nicht ange-
spro chen fühlten . Um vor Ort mobilisieren zu kön-
nen, wurde daher ein eigener Regionalaufruf not-
wendig, der von 3 4 Regionalgruppen unterzeich-
net wurde .

Auftakt und Ab schlusskundgebung erschienen
Vielen wie zwei getrennte Veranstaltungen . Nur
b ei der Auftaktkundgebung in Landstuhl kamen
RegionalvertreterInnen mit den uns wichtigen
Themen zu Wort.

Wir kritisieren, dass nicht alle RednerInnen in
einem transp arenten Verfahren ausgewählt wur-
den . E s ist unfair, Leute kurzfristig auf die Redner-
liste zu setzen, die in Teilen der Friedensbewegung
derart umstritten sind wie Franz Alt und O skar La-
fontaine . E s gab keine Möglichkeit, mitzub e stim-
men oder ein Veto einzubringen .

Wir kritisieren, dass Franz Alt reden durfte . Vie-
le , die zu der Veranstaltung mobilisiert hatten, ka-
men dadurch in die Bredouille . D enn Franz Alt hat
b ekanntlich der »Jungen Freiheit« (mehrfach) und
der »Nationalzeitung« (minde stens einmal) Inter-
views gegeb en, außerdem in der »Jungen Freiheit«
mindestens einen namentlich gekennzeichneten
Artikel veröffentlicht. E s darf nicht sein, dass b ei ei-
ner Friedenskundgebung j emand spricht, der in
solchen Zeitungen publiziert ! Für viele au s der
Friedensb ewegung ist er als Redner de shalb
untragb ar.

Wir kritisieren, daß bei der RednerInnenliste
scheinb ar vor allem die IPPNW entschieden hat −
es hätte genug Alternativen gegeben, so waren b ei-
spielsweise ein Bundessprecher der DFG-VK und
Horst Schmitthenner von der IG Metall anwesend .

Wir kritisieren, dass O skar Lafontaine reden
durfte . Wie aufgrund früherer Reden zu erwarten
war, argumentierte er einseitig gegen die US-Regie-
rung und b ediente damit anti-amerikanische Ten-
denzen . Zudem lobte er die Politik der Bunde sre-
gierung, anstatt faktische Unterstützung de s Irak-
kriegs (zum B eispiel durch Üb erflugrechte) und
ihren Militarisierungskurs zu kritisieren . Weiter-
hin wurde kritisiert, daß ein Parteivertreter, der im
Wahlkampf für die S aar-SPD steht, bei einer Frie-
denskundgebung als Redner geladen wurde .

B ei der Ab schlusskundgebung, kamen wir uns
wie » Statisten für die IPPNW-Show« vor. Eine halb e
Stunde für die Live-Üb ertragung zu warten
empfanden viele angesichts der » Großen Herren«
und deren Redeb eiträge die dann üb ertragen wur-
den, als ärgerlich , während die erste , aus unserer
Sicht inhaltlich b essere Hälfte der Veranstaltung
den Medien nicht eb enso präsentiert wurde . B ei-
spielsweise gab es keinen extra Aussichtswagen
für Fernsehen und Fotografen − und die Veranstal-
ter hätten sich denken können für wen sich die Me-

dien intere ssieren und welche Inhalte diese Promi-
nenten bringen und nicht bringen (z . B . Kritik an
Rot-Grün) − das erschien uns gewollt und wird von
uns kritisiert.

D as Ziel, durch prominente Redner mehr Leute
zu gewinnen, ist nicht erreicht worden . Uns sind
sogar Personen und Gruppen bekannt, die auf-
grund inhaltlicher Kritik und wegen Alt und Lafon-
taine nicht gekommen sind . Die prominenten Red-
ner hab en thematisch Entscheidende s au sgelassen
und unsere Anti-Kriegs- und Anti-Militarisierungs-
Po sitionen unzulässig auf Anti-Atomwaffen-Po siti-
on eingeengt. Auf der Ab schlusskundgebung fehl-
ten daher wichtige Themen wie atomare Teilhab e
D eutschlands, Irakb esatzung, Kritik an der rot-grü-
nen Bundesregierung, an der Funktion des Kriegs-
flughafens und seinem aktuellen von D eutschland
unterstützen Ausb au sowie der Militarisierung der
EU. Nur Pröp stin Helga Trö sken weitete die Thema-
tik und kritisierte den EU-Verfassungsentwurf, al-
lerdings war sie die letzte Rednerin der Ab schluss-
kundgebung, als viele schon gegangen waren .

Die Musik hat aus unserer Sicht Jugendliche
nicht ange spro chen − e s wurde also nichts für den
»Nachwuchs« geb oten, dieser wurde eher frus-
triert.

D er Protestmarsch erschien uns als langweilig
gestalteter und trauriger Schweigemarsch . Die Or-
ganisatorInnen hatten weder Mu sik no ch Parolen
vorb ereitet o der mitgeteilt, dass andere die s tun
sollten .

E s fehlten eigene Aktionsmöglichkeiten . B eson-
ders im Hinblick auf die eigentliche Nähe zum
Kriegsflughafen war der Ort der Ab schlusskundge-
bung schlecht gewählt − »Wir haben vor nichts und
niemandem demonstriert« . Ohne Konfrontation
mit dem Kriegsflughafen und ohne etwas zu sehen
standen wir ab seits der Öffentlichkeit und de s kon-
kreten Anliegens . Wenn Polizei und Ordnungs-
b ehörden keinen anderen Ort zuließen, dann gilt
es , dies öffentlich zu machen und zu kritisieren !

Inhaltlich halten wir es für falsch, ab strakt auf
das Thema Atomwaffen abzuheb en, ohne die Air-
b ases Ramstein mit Sp angdahlem sowie die Atom-
waffenlager b ei Ramstein und in Büchel im ge-
samten politischen Kontext darzustellen und zu
kritisieren . Die »eigene Seite« , also Bundes- und
Landesregierung, sowie die Europ äische Union b ei
der Kritik auszusp aren ist ein politischer Fehler !
B ei der Kritik an Atomwaffen die mitverantwortli-
che Bunde sregierung auszulassen macht die se Kri-
tik zudem unglaubwürdig ! E s muss gesagt werden :
In Büchel übt die Bundeswehr ohne die US-Army
den Einsatz der US-Atomb omb en ! Bunde swehr
und EU eifern den USA in ihrer Präventivkriegsstra-
tegie nach ! Eb enso fehlten uns das Aufzeigen politi-
scher Alternativen wie zivile Konfliktbe arbeitung
und Rüstungskonversion und der aktuelle Kontext
des Sozialabb aus angesichts von Aufrüstung und Si-
cherheitswahn . Wir fragen uns : Wohin geht diese
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»B ewegung gegen Atomwaffen« − wird sie die Kri-
tik an der Bunde sregierung weiterhin ausklam-
mern? Wir hoffen, dieser Kardinalfehler wieder-
holt sich nicht !

Po sitiv anmerken wollen wir, dass das anlässlich
de s 2 0 . März gemachten SWR-Portraits von Wolf-
gang Sternstein mit seinem Engagement gegen
Atomwaffen und deutsche Teilhabe , z . B . durch zivi-
le Inspektionen, wahrscheinlich durch die Initiati-
ve für den Prote stmarsch mitgefördert wurde .
Außerdem erhielten die polnischen Friedensakti-
vistInnen, die zu B e such waren und auf der Auftakt-
kundgebung vorgestellt wurden, viel Unterstüt-
zung für ihren Kampf gegen neue US-Kriegsflughä-
fen in Polen . D ank auch an alle HelferInnen für die
praktische Arb eit vor Ort mit Ausschilderung, Büh-
nenauf- und -abb au etc . !

Trotz unserer Kritik sehen wir es als richtig an,
nach Ramstein gegangen zu sein, um den Personen
und Gruppen, die vor allem die USA und deren
Atomwaffen anprangern, nicht das Feld zu überlas-
sen, sondern unsere Inhalte und unsere Kritik pu-
blik zu machen, Diskussionen anzuregen und um
Bündnisse und Widerstand vor Ort zu stärken .

Insge samt kritisieren wir Entscheidungsablauf,
RednerInnenau swahl und Ablauf der D emonstrati-

on und fordern für die Zukunft in der Friedensb e-
wegung Partizip ation und Transp arenz b ei Ent-
scheidungen und Inhalten − in sozialen B ewegun-
gen eigentlich selb stverständlich. D as heißt zum
B eispiel, dass regionale Gruppen um den Prote st-
ort gleich zu B eginn mit einb ezogen werden . Wir
b emängeln ein D emokratie- und Kommunikations-
defizit zwischen Initiativkreis aus größeren Orga-
nisationen und den kleinen Regionalgruppen vor
Ort.

D amit die Friedensb ewegung eine Alternative
zur herrschenden Politik darstellt, ist in Zukunft
ein anderer Umgang nach innen notwendig . Analy-
se und Kritik müssen b ei uns hier anfangen, d . h. ak-
tuell : Wir brauchen dringend Gegenentwürfe zur
rot-grünen Kriegspolitik mit EU-Militarisierung im
politischen Kontext der neolib eralen Glob alisie-
rung.
Für das Trierer Bündn is gegen Krieg: Maria Kro nenberg

und Markus Pflüger (AG Frieden Trier); Eduard und Ma-

ria Bredin (DKP Trier); Jörg (Infoladen Trier); Michell

So n to wski (In itia torin der Nach besprech ung; am 3 0.

März tödlich verunglückt; In itia tive für A to ma usstieg

Trier); Michael Ko o b und Th orsten Klein (Ka th olische

StudierendeJugend Trier); Werner Sch warz (Pax Christi

Trier)

ieb e FreundInnen des Trierer Bündnisses
gegen Krieg, Ihr setzt mit dem Brief vom

3 0 . 3 . eine seit B eginn de s Jahres von Euch geführte
Diskussions- und Vorwurfslinie fort. Statt die Ram-
stein-Aktionen am 2 0 . 3 . als gemeinsamen Erfolg zu
sehen, kartet ihr nach. D as bedauern wir. In unse-
rer Antwort konzentrieren wir uns auf die we sentli-
chen Punkte : Die Themenwahl, dem Vorwurf man-
gelnder Partizip ation und der RednerInnenau s-
wahl .

D as Thema der B edrohung durch Atomwaffen
war b ewusst als inhaltlicher Schwerpunkt zum Jah-
re stag des Irakkrieges gesetzt. D as war seit Ende
Septemb er 2 0 0 3 b ekannt. Horst-Eb erhard Richter
hat das Vorhab en auf der Strategiekonferenz der
Ko operation für den Frieden am 2 7. 9 . 2 0 0 3 vorge-
stellt. Diese Schwerpunktsetzung fand Anfang des

Jahres eine aktuelle B estätigung . Mohammed al-B a-
radei (Generaldirektor der Internationalen Atom-
energieb ehörde/IAEA) befürchtete in einem Inter-
view, dass ein Atomkrieg näher rückt. »No ch nie
war die Gefahr so groß wie heute« , erklärte der
oberste Waffenkontrolleur der UNO . D er Aufruf
hatte eine nationale und internationale Zielset-

zung und stellte nie die Möglichkeit weiterer spezi-
fischer Aufrufe in Frage . Wir hab en e s daher auch
b egrüßt, dass es neb en dem von der IPPNW initiier-
ten Aufruf einen regionalen Aufruf gab , der in Eu-
rer Verantwortung lag und die Themen umfasste ,
die Euch wichtig waren . Horst-Eb erhard Richter
warb für die Aktion in Veranstaltungen in Kaiser-
lautern und Trier und stellte sich der Diskussion .

Unsere s Erachtens hat sich die spezifische und
klar umrissene Themenwahl au sgezahlt. Und
natürlich wurde das Atomwaffenthema in den Ge-
samtkontext der aktuellen Themen eingebunden :
Irak, US-amerikanische Erpressungspolitik etc . D er
Aufruf wurde von einer großen Zahl prominenter
Persönlichkeiten aus Kultur, Wissenschaft und Po-
litik getragen, national wie international, und war
die B asis für die mit 3 . 0 0 0 TeilnehmerInnen größte
Kundgebung an diesem Tag in D eutschland .
B erücksichtigt man das schlechte Wetter, die für
viele sehr weite Anfahrt, die Konkurrenz von über
1 0 0 Veranstaltungen bunde sweit, so ist es ein sehr
zufriedenstellendes Ergebnis . Unsere Veranstal-
tung fand eine breite regionale , nationale und auch
internationale Erwähnung in den Medien − bis zur

IPPNW-Geschäftsführung

Nicht nörgeln, die Realität respektieren
Antwortschreiben vom 24. Mai auf den offenen Brief aus Trier
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Live-Üb ertragung der Ramstein-Kundgebung von
Phönix. Wann hat eine D emonstration vor einem
Atomwaffenstandort in den letzten Jahren eine
derartige öffentliche Resonanz ausgelö st?

D er Vo rwurf der mangelnden Transp arenz b ei
der RednerInnenauswahl usw. ist nicht nachvoll-
ziehb ar. Zumal Ihr zu j eder Sitzung des Vorb erei-
tungs- bzw. sp äter des Trägerkreise s geladen wart.
D ass Ihr es nur vermo chtet, an einer von insge samt
acht Sitzungen teilzunehmen, könnt Ihr nicht dem
Trägerkreis anlasten . D as Ihr Euch b ei dieser Sit-
zung nicht in allen Punkten durchsetzen konntet,
damit müsst Ihr leb en . Um Eure Po sitionen den-
noch zum Tragen zu bringen, hat e s mehrere Vor-
schläge gegeben, die dann auch z . B . im Rahmen de s
Faltblattes der Ko operation für den Frieden re ali-
siert wurden . Aus unserer Sicht bleibt festhalten :
Nach zum Teil kontroverser Disku ssion sind alle
Entscheidungen den Aufruf und die RednerInnen-
liste b etreffend , einvernehmlich nach demokrati-
schen Prinzipien erfolgt.

Eine andere grundsätzliche und b eständig wi-
derkehrende Auseinandersetzung wird sich auch
durch diesen Nachklapp nicht klären lassen : Sollte
es auf den Po dien nur RednerInnnen geben, die Po-
sitionen vortragen, die der eigenen 1 0 0-prozentig
entspricht, o der versucht man, in Vorb ereitung
und Durchführung eine gesellschaftliche Verbrei-

terung zu erreichen, was zwangsläufig auch zu dis-
kussions- und kritikwürdigen B eiträgen führen
kann . Diese Frage lässt sich j eweils nur in der politi-
schen Au seinandersetzung klären . Für Ramstein
wurde sie geklärt − gegen Eure Po sition, was j etzt
zu Eurem Schreiben geführt hat. E s sollte Euch
nicht verwundern, dass wir mit den B eiträgen von
Franz Alt und O skar Lafontaine inhaltlich einver-
standen waren und uns diese Sicht von vielen Sei-
ten b e stätigt wurde . Die im Rahmen der Vorb erei-
tung geäußerten B efürchtungen, insb esondere die
Rede von O skar Lafontaine würde zu lauten Miss-
fallenskundgebungen führen, erwiesen sich als un-
zutreffend .

Ihr hattet eine gute Plattform b ei der Auftakts-
kundgebung − was Euch ab er auch nicht b efriedigt
hat. Ramstein hat es ge schafft, »visuell« und in der
nationalen (und internationalen ! ) Nachrichtenla-
ge die sen Tag zu b elegen . Für uns als Veranstalter
ein gute s Ergebnis , das mit der Teilnahme von Peter
Ustinov sicher no ch b esser geworden wäre (der
ab er auch nicht Eure Themen vorgetragen hätte) .

So klingt leider viele s in Eurem B rief nach »Nö-
len« und respektiert nicht die Re alitäten, die die Or-
ganisation einer solchen Aktion mit sich bringt.
Schade .
D enno ch mit D ank und freundlichen Grüßen
Frank Uhe , IPPNW-Geschäftsführung

Kooperation für den Frieden

Gelingen der Aktion wichtiger als die
Kritik an ihrem Zustandekommen
Antwortschreiben vom 1 3 . Mai auf den offenen Brief aus Trier

ieb e Kolleginnen und Kollegen, als Spre-
cherInnen der »Kooperation für den Frie-

den« , welche die D emonstration in Ramstein mit-
veranstaltet hat, wollen wir euch auf euer Schrei-
ben vom 2 0 . 0 3 . 04 antworten . Schon dem zeitli-
chen Ab stand zu eurem offenen Brief könnt ihr ent-
nehmen, dass wir uns die Antwort nicht leicht ge-
macht hab en .

Eine Vorb emerkung: Als SprecherInnen der Ko-
operation können wir in diesem Falle , obwohl wir
in unsere Mitgliedorganisationen »hinein gehört
hab en« , sicher keine B eschlu ssfassung wiederge-
ben, sondern nur unsere Meinung.

Wir möchten uns b ei unserer Antwort auf drei
Komplexe konzentrieren
1 . Partizip ative Vorb ereitung und Durchführung

der D emonstration
2 . Inhalte und Schwerpunkte der D emonstration
3 . Generelle B emerkungen

Wir wollen in unserem Handeln und Tun die
Ziele einer gerechten und friedlichen Welt vorle-

b en . D eshalb gehört ein demokratische s, p artizip a-
tive s Herangehen an unser Tun zu unserem Grund-
verständnis . Diese s ist bei der Vorb ereitung der
D emonstration − vorsichtig ausgedrückt − unzurei-
chend ge schehen .

Wir hab en j edo ch das Gelingen der Aktion die
gesamte Zeit üb er die Kritik an ihrem Zustande-
kommen gestellt. D enn uns war und ist die se Akti-
on ab solut wichtig gewe sen und auch notwendig
für weitere , die ihr folgen sollten . Sie war die erste
große − man kann auch sagen üb erfällige − öffentli-
che M anifestation gegen die weltweiten, ab er auch
b ei uns gelagerten Atomwaffen und die aggre ssi-
ven Nuklearwaffenstrategien .

Ein Thema wurde mit dieser Manifestation wie-
der an die Öffentlichkeit gebracht, das die Regie-
rungen b ewusst, ab er auch Teile der Friedenb ewe-
gung, verdrängt hab en . Die s ist auch das große Ver-
dienst der IPPNW und von H .-E . Richter persönlich .
D e swegen war bei die ser Aktion im Rahmen der
Vielfalt der Anti-Kriegsaktionen am 2 0 . 0 3 . 04 eine

0 2
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Bundesverfassungsgericht

Verfassungsmäßigkeit der Wehrpflicht-
praxis bleibt klärungsbedürftig
Begründete Nichtannahmeentscheidung einer Verfassungsbeschwerde

inhaltliche Konzentration auf die öffentlich zu do-
kumentierende Ablehnung von Atomwaffen rich-
tig und sinnvoll, im Sinne »präventiv« angelegter
Friedenspolitik war es im Vorfeld der NPT-Üb er-
prüfungskonferenz auch genau der richtige Zeit-
punkt dafür. Nur so konnte das Thema in die Öf-
fentlichkeit dringen .

D a Atomwaffen ab er weder physisch no ch ge-
sellschaftlich im leeren Raum und ohne Zeit vor-
handen sind , war im Sinne eines dialektischen D en-
kens die Verknüpfung mit der Kriegspolitik der
USA und ihrer teilweisen Unterstützung durch die
Bundesregierung sowie die mit b eiden Themati-
ken verknüpfte Militarisierung Europ as , sowie der
Realisierung der deutschen Interventionsarmee
notwendig. Wir haben dieses als Ko operation j a
auch noch in einem eigenen für den Aktionstag
entwickelten Flugblatt mit au sführlichem Bunde s-
wehrteil dokumentiert.

Leider konnten auch wir uns in die ser Angele-
genheit, in der das politisch Sp annende die Herstel-
lung der Verbindung verschiedener Eb enen von
Militarismus und Kriegspolitik gewe sen wäre ,
nicht in vollem Umfang durchsetzen .

Trotzdem – o der vielleicht gerade de swegen –
wurde die se s in den Reden auf b eiden Kundgebun-
gen ausführlich vorgetragen . Für uns war das
Kundgebungs-Konzept, b e stehend aus einer Kund-
gebung in Ramstein und einer in Landshut, eine po-
litisch-inhaltliche Einheit, auf der alle Thematiken
der D emonstration ange spro chen werden sollten
und unserer Meinung auch wurden . Auch und ge-
rade die Irak-Kriegspolitik und die Militarisierung
Europ as .

Eine Aufteilung der B eiträge der »Auftaktkund-
gebung« in Anti-Kriegspolitik und der »Schluss-
kundgebung« in Atomwaffen ist willkürlich und
entspricht nicht den B eiträgen der Rednerinnen
und Redner. D ie ses lässt sich unschwer an den vor-
liegenden Manu skripten und an den Mo derations-

texten nachweisen . Auch b ei den b eiden von euch
namentlich kritisierten Rednern kamen b eide
Aspekte vor.

D es weiteren möchten wir darauf hinweisen,
dass Rednerinnen und Redner auf Kundgebungen
ihre Meinung wiedergeb en und keine Erfüllungs-
gehilfen der Veranstalter sind . Auch wir hab en kri-
tische B emerkungen zu verchiedenen B eiträgen
auf den Kundgebungen, wohlgemerkt zu fast allen .
Ab er Kundgebungen leb en gerade von die ser Viel-
falt, Pluralität und auch Widersprüchlichkeit von
Meinungen und Po sitionen . Die s macht sie wenigs-
tens ein bisschen sp annend und − wie man in unse-
rem Fall wieder sieht − auch streitb ar. Wir halten
Meinungsuniformität auf Kundgebungen für
schädlich und möchten auch gerne weiterhin, Mei-
nungen hören, die wir nicht zu 1 0 0 % teilen .

Rednerinnen und Redner sollen auch immer die
Breite des Prote sts widerspiegeln und damit auch
die B reite der unterstützenden Spektren . D ass dem
einen die mehr »bürgerliche« , der anderen die »au-
tonome« , und dem dritten die »sozialistische« Flan-
ke de s Spektrums manchmal aufstößt, ist do ch ge-
rade sp annend und leb ensb ej ahend . Ein Schwim-
men im eigenen S aft lehnen wir aus dem Selb stver-
ständnis der Ko operation heraus ab .

Erwähnen mö chten wir auch no ch, dass es über
das Mitwirken von Franz Alt, nicht wegen des In-
haltes seiner Rede , ab er wegen seine s gesellschaft-
lichen Umfeldes durchaus verschiedene Meinun-
gen gibt. Dieses werden auch wir weiter diskutie-
ren

D em Anfangs- und Schlu ssgedanken Eures B ei-
trages , dass die Aktion sinnvoll war und wir weiter
in einer (intensiven) Disku ssion bleib en sollten,
können wir nur zustimmen . Lasst uns mit dem ge-
meinsamen Handeln und der D eb atte fortfahren .

Mit friedlichen Grüßen
Reiner Braun, Kathrin Vogler, Reinhard J . Voß

Leitsatz (redaktio nell) : D ie Verfassungsb eschwer-
de gegen die Ablehnung vorläufigen Rechtsschut-
ze s gegen den Einb erufungsb escheid wird nicht
zur Entscheidung angenommen . Eine nach Er-
schöpfung des Rechtswegs in der Hauptsache
no ch zu erhebende Verfassungsb eschwerde gegen
den Einb erufungsb escheid wäre weder unzulässig
no ch offensichtlich unbegründet.
BVerfG, B eschlu ss vom 1 7. 0 5 . 2 0 04 ,
Aktenzeichen : − 2 BvR 8 2 1 /04 −

Die Verfassungsb e schwerde b etrifft die Einb e-
rufung zum Grundwehrdienst. D er B eschwerde-
führer wendet sich gegen den Einberufungsb e-
scheid und die im vorläufigen Rechtsschutzverfah-
ren nach § 8 0 Ab s . 5 VwGO ergangene Entschei-
dung de s Verwaltungsgerichts .

I . 1 . D er B eschwerdeführer wurde mit B e scheid
vom 0 5 . 02 . 2 0 04 zum Grundwehrdienst ab 0 1 . 04 .
2 0 04 einb erufen . Einen Widerspruch de s B e-
schwerdeführers lehnte die Wehrverwaltung ab .
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D er B eschwerdeführer b e antragte beim Verwal-
tungsgericht, die aufschiebende Wirkung seiner
Klage gegen den Einberufungsbe scheid anzuord-
nen . Die Einb erufung verstoße gegen den Grund-
satz der Wehrgerechtigkeit, weil ihr die seit 0 1 . 07.
2 0 0 3 geltende Einb erufungsrichtlinie des Bundes-
ministeriums der Verteidigung zugrunde liege .
Diese Richtlinie verstoße gegen den Gleichb e-
handlungsgrundsatz de s Art. 3 Ab s . 1 GG, weil sie
nicht mehr sachlich an der Eignung für den Wehr-
dienst au sgerichtet sei . Statistisch würden nur
noch einer von vier wehrpflichtigen Männern zum
Wehrdienst eingezogen . Von einer gleichförmigen
und gleichmäßigen B elastung aller Wehrpflichti-
gen könne keine Rede mehr sein .

2 . D as VG lehnte es ab , die aufschiebende Wir-
kung der Klage gegen den Einb erufungsb e scheid
anzuordnen . Nach summarischer Prüfung b e stün-
den an der Rechtmäßigkeit de s Einb erufungsb e-
scheids keine ernstlichen Zweifel . Ein Verstoß ge-
gen den Grundsatz der Wehrgerechtigkeit und da-
mit gegen Art. 3 Ab s . 1 GG liege nicht vor. D as Einb e-
rufungserme ssen der Kreiswehrersatzämter hab e
sich ausschließlich an der festgestellten Eignung
der Wehrpflichtigen mit Blick auf den Personalb e-
darf der Bunde swehr auszurichten ( § 2 1 Ab s . 1
WPflG) . E s diene allein dem öffentlichen Interesse
an einer optimalen Personalb edarfsdeckung der
Bunde swehr und nicht den privaten Intere ssen de s
einzelnen Wehrpflichtigen . Soweit verfügb are
Wehrpflichtige tatsächlich vom Wehrdienst ver-
schont blieb en, handele e s sich um eine reflexarti-
ge faktische B egünstigung. Hieraus ergeb e sich
kein Abwehrrecht de s einb erufenen Wehrpflichti-
gen . D as Bundesverwaltungsgericht hab e in ständi-
ger Rechtsprechung entschieden, dass der Wehr-
pflichtige sich nicht auf Art. 3 Ab s . 1 GG b erufen
könne , da e s einen Anspruch auf Gleichheit im Un-
recht nicht geb e ; er hab e keinen Anspruch auf eine
fehlerfreie Erme ssensausübung (vgl . BVerwGE 9 2 ,
1 5 3 , 1 5 4 ff. m .w. N .) .

II . D er B eschwerdeführer rügt eine Verletzung
seiner Rechte aus Art. 3 Ab s . 1 , Art. 1 9 Ab s . 4 und
Art. 2 0 Ab s . 3 GG und be antragt, im Wege der einst-
weiligen Anordnung die Vollziehung de s Einberu-
fungsbe scheids bis zur Entscheidung üb er die Ver-
fassungsbe schwerde au szusetzen .

Die Verfassungsb e schwerde sei zulässig. Die Er-
schöpfung des Rechtswegs in der Hauptsache sei
unzumutb ar, weil er seinen Wehrdienst b ereits ab-
geleistet hätte , bis das VG üb er die Klage entschei-
den würde . Die Verfassungsb eschwerde sei zudem
von allgemeiner B edeutung. Sie werfe die Frage
nach der Wechselwirkung zwischen dem Grund-
satz »Keine Gleichheit im Unrecht« und dem Will-
kürverbot auf, wenn der Kreis der einzub erufen-
den Männer durch die Einb erufungsrichtlinien im-
mer weiter eingeschränkt werde .

D as VG hab e bei der Abwägung de s öffentlichen
Vollzugs- mit dem privaten Aussetzungsinteresse

keine hinreichende Abwägung vorgenommen und
dadurch Art. 1 9 Ab s . 4 GG verletzt. D er vorläufigen
Rechtsschutz versagende B e schluss wirke für den
B e schwerdeführer faktisch wie eine Endentschei-
dung in der Hauptsache , da e s wegen der voraus-
sichtlichen D auer de s Hauptsacheverfahrens si-
cher sei, dass die Hauptsacheentscheidung erst
nach Erledigung de s Verwaltungsakts erfolgen
werde . D as VG hätte daher b esondere Sorgfalt hin-
sichtlich der summarischen Prüfung der Erfolgs-
au ssichten in der Hauptsache anwenden müssen .
Entgegen der Auffassung des VG sei die Klage ge-
gen die Einb erufung nicht offensichtlich o der
überwiegend wahrscheinlich aussichtslo s . D as VG
Köln habe in einer Eilentscheidung und in der ent-
sprechenden Hauptsache einen Einb erufungsb e-
scheid für rechtswidrig erachtet, der aufgrund der
Einb erufungsrichtlinien erlassen worden sei . Auch
das VG Leipzig sei der Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts nicht gefolgt.

Die Einb erufung des B eschwerdeführers unter
B erücksichtigung der Einb erufungsrichtlinie de s
Bunde sministers der Verteidigung verletze den all-
gemeinen Gleichheitssatz . Die be stehenden Krite-
rien würden nicht mehr nur die gesundheitliche
Fähigkeit zur Ableistung de s Wehrdienste s o der b e-
sondere persönliche Kriterien heranziehen, son-
dern auch zahlreiche Kriterien aufstellen, die mit
sachgerechten Erwägungen keinen Zusammen-
hang mehr hätten .

III . Gegenstand der Verfassungsb e schwerde ist
zum einen der B eschluss de s VG, mit dem der An-
trag auf einstweiligen Rechtsschutz abgelehnt wor-
den ist. Außerdem hat der B eschwerdeführer vor
dem Bundesverfassungsgericht b e antragt, die Voll-
ziehung de s Einb erufungsb escheids der Wehrver-
waltung, Kreiswehrersatzamt Chemnitz vom
0 5 . 02 . 2 0 04 bis zur Entscheidung üb er die Verfas-
sungsb eschwerde auszusetzen .

Die Kammer nimmt die Verfassungsb e schwer-
de gegen den B eschluss des VG nicht zur Entschei-
dung an ( § 9 3 a Ab s . 2 BVerfGG) , weil sie keine Aus-
sicht auf Erfolg hat. Sie ist unb egründet, weil eine
spezifische auf das Eilrechtsschutzverfahren bezo-
gene Grundrechtsverletzung nicht vorliegt ( 1 .) .

D er Antrag des B e schwerdeführers auf Erlass ei-
ner einstweiligen Anordnung, mit dem der B e-
schwerdeführer vor dem BVerfG die Aussetzung
der Vollziehung de s Einb erufungsb escheids vom
0 5 . 02 . 2 0 04 begehrt, ist abzulehnen, weil die Abwä-
gung der widerstreitenden Interessen zu Lasten
des B e schwerdeführers ausfällt (2 .) .

1 . Die Verfassungsb e schwerde gegen den B e-
schluss des VG nach § 8 0 Ab s . 5 VwGO ist unb e-
gründet.

a) Die Ablehnung vorläufigen Rechtsschutze s
enthält für den Antragsteller eine selb ständige B e-
schwer, die sich nicht mit derj enigen durch die
sp ätere Hauptsacheentscheidung deckt (vgl .
BVerfGE 3 5 , 2 6 3 , 2 75 ) . E s ist in der Rechtsprechung
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de s Bunde sverfassungsgerichts anerkannt, dass
die Versagung vorläufigen Rechtsschutze s grund-
sätzlich Gegenstand einer Verfassungsb eschwerde
sein kann (vgl . BVerfGE 69 , 3 1 5 , 3 39 f. m .w. N .) .

D er Rechtsweg im vorläufigen Rechtsschutzver-
fahren ist abgeschlo ssen; die B eschwerde gegen
den B eschlu ss des VG ist durch § 3 4 S atz 1 WPflG
ausgeschlo ssen .

b) Die Auffassung des VG, die Einb erufung des
B eschwerdeführers sei nicht außer Vollzug zu set-
zen, weil b ei summarischer B etrachtung der Er-
folgsau ssichten in der Hauptsache die Klage offen-
sichtlich unb egründet sei, ist von Verfassungs we-
gen nicht zu b eanstanden .

Art. 1 9 Ab s . 4 GG gewährleistet einen effektiven
und möglichst lückenlo sen richterlichen Rechts-
schutz gegen Akte der öffentlichen Gewalt (vgl .
BVerfGE 9 6 , 2 7, 39 ; stRspr) . D er in die ser Vorschrift
verbürgte Anspruch auf eine umfassende und
wirksame gerichtliche Kontrolle in allen b e stehen-
den Instanzen hat gerade in Eilverfahren erhebli-
che B edeutung. Insofern kommt dem gerichtli-
chen Rechtsschutz namentlich hier die Aufgab e zu ,
irrep arable Folgen, wie sie durch die sofortige Voll-
ziehung einer hoheitlichen M aßnahme vor deren
ab schließender gerichtlichen Üb erprüfung entste-
hen können, soweit als möglich auszuschließen
und der Schaffung solcher vollendeter Tatsachen
vorzub eugen, die auch dann nicht mehr rückgän-
gig gemacht werden können, wenn sie sich im
Nachhinein als rechtswidrig erweisen (vgl . BVerf-
GE 9 3 , 1 , 1 3 ; stRspr) .

Art. 1 9 Ab s . 4 GG garantiert die aufschieb ende
Wirkung eine s Rechtsb ehelfs nicht schlechthin .
Überwiegende öffentliche B elange können es viel-
mehr rechtfertigen, den Rechtsschutzanspruch
de s Einzelnen zurückzustellen, um unaufschiebb a-
re Maßnahmen im Interesse des allgemeinen
Wohls rechtzeitig in die Wege zu leiten (vgl . BVerf-
GE 65 , 1 , 70 f. m .w. N .) . Vorläufigem Rechtsschutz
kommt im verwaltungsgerichtlichen Verfahren die
Aufgabe zu , nicht wiedergutzumachende Folgen,
wie sie durch die sofortige Vollziehung einer ho-
heitlichen M aßnahme eintreten können, soweit
wie möglich auszu schließen (vgl . BVerfGE 5 1 , 2 68 ,
2 84) . Aus diesem Grund hat das Gericht regelmä-
ßig eine Abwägung zwischen dem Interesse der öf-
fentlichen Gewalt am Vollzug ihrer Entscheidun-
gen und dem privaten Intere sse de s B etroffenen an
einem Vollzugsaufschub bis zur Klärung im Haupt-
sacheverfahren vorzunehmen (vgl . BVerfGE 5 1 ,
2 68 , 2 8 6 ; 5 3 , 3 0 , 67) .

Die sen verfassungsrechtlichen Anforderungen
wird der angefo chtene B eschluss gerecht. E s ist
von Verfassungs wegen nicht zu b eanstanden,
wenn das VG b ei der Interessenabwägung die Er-
folgsau ssichten in der Hauptsache maßgeblich auf
der Grundlage einer ständigen Rechtsprechung
de s BVerwG (vgl . BVerwGE 9 2 , 1 5 3 ) geprüft hat.
D er summarische Charakter des verwaltungsge-

richtlichen Eilverfahrens folgt au s dem Wesen vor-
läufiger Rechtsschutzgewährung und steht mit Art.
1 9 Ab s . 4 GG nicht in Widerspruch . Die summari-
sche Prüfung de s geltend gemachten Anspruchs
kann zwar nicht ohne weiteres die Feststellung er-
setzen, ob das Individu alinteresse Vorrang vor dem
Gemeinwohlintere sse genießt. Insb esondere
wenn Gründe vorgetragen o der offenkundig sind ,
die eine Anordnung der aufschieb enden Wirkung
geb oten erscheinen lassen, um den Eintritt schwe-
rer und unzumutb arer, anders nicht abwendb arer
Nachteile zu vermeiden, kann eine umfassende Ab-
wägung der öffentlichen und der j eweils b eteilig-
ten privaten Intere ssen angezeigt sein (vgl . BVerf-
GE 5 1 , 2 68 , 2 8 0 , 2 8 6) . Solche Gründe liegen hier
nicht vor. D er B eschwerdeführer hat selb st ein-
geräumt, dass ihm keine gesetzliche Wehr-
dienstausnahme zur Seite steht. Die Gefahr eine s
Arb eitsplatzverlustes hat das VG gewürdigt. D ar-
üb er hinaus hat der B e schwerdeführer keine Grün-
de vorgetragen, die eine b esondere B elastung nahe
legen, die üb er die üblichen, mit dem Wehrdienst
allgemein verbundenen Nachteile hinau sgehen .

2 . D er Antrag auf Erlass einer einstweiligen An-
ordnung, mit dem der B eschwerdeführer vor dem
BVerfG die Aussetzung der Vollziehung des Einb e-
rufungsb escheids vom 0 5 . 02 . 2 0 04 b egehrt, ist ab-
zulehnen . Nach seinem Sicherungszweck b ezieht
sich die ser Antrag auf eine (nach Erschöpfung de s
Rechtswegs) in der Hauptsache zu erheb ende Ver-
fassungsb eschwerde und hat sich deshalb durch
die Nichtannahme der Verfassungsb eschwerde ge-
gen die verwaltungsgerichtliche Versagung vorläu-
figen Rechtsschutze s nicht erledigt.

Mit der Einb erufung des B eschwerdeführers
zum Wehrdienst ist ein Streitfall im Sinne de s § 3 2
BVerfGG entstanden, der einer Regelung durch Er-
lass einer einstweiligen Anordnung zugänglich ist.

a) Gemäß § 3 2 Ab s . 1 BVerfGG kann das BVerfG
im Streitfall einen Zustand durch einstweilige An-
ordnung vorläufig regeln, wenn die s zur Abwehr
schwerer Nachteile , zur Verhinderung drohender
Gewalt o der aus einem anderen wichtigen Grund
zum gemeinen Wohl dringend geboten ist. D abei
haben die Gründe , die für die Verfassungswidrig-
keit de s angegriffenen Hoheitsakts vorgetragen
werden, grundsätzlich außer B etracht zu bleib en,
es sei denn, die Verfassungsb eschwerde erwie se
sich von vornherein als unzulässig o der offensicht-
lich unbegründet. Kann letztere s nicht fe stge stellt
werden, mu ss der Ausgang des Verfassungsb e-
schwerdeverfahrens also als offen ange sehen wer-
den, sind die Folgen, die eintreten würden, wenn
die einstweilige Anordnung nicht erginge , die Ver-
fassungsb eschwerde sp äter ab er Erfolg hätte , ge-
gen die Nachteile abzuwägen, die entstünden,
wenn die begehrte einstweilige Anordnung erlas-
sen würde , der Verfassungsb eschwerde der Erfolg
aber zu versagen wäre (vgl . BVerfGE 9 1 , 70 , 74 f. ; 9 2 ,
1 2 6 , 1 2 9 f. ; 9 3 , 1 8 1 , 1 8 6 f. ; stRspr) .
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b) Eine nach Erschöpfung de s Rechtswegs in
der Hauptsache no ch zu erheb ende Verfassungsb e-
schwerde gegen den Einb erufungsb escheid wäre
nach dem Vortrag des B eschwerdeführers weder
unzulässig no ch offensichtlich unbegründet.

Die Verfassungsb eschwerde wirft die in der
Rechtsprechung no ch nicht geklärte Frage auf, ob
die gegenwärtige Einberufungspraxis mit den ver-
fassungsrechtlichen Vorgab en für die Wehrpflicht
vereinb ar ist und ob die seit dem 0 1 . 07. 2 0 0 3 gelten-
den Einberufungsrichtlinien des Bunde sministeri-
ums der Verteidigung gegen das Geb ot der Wehr-
gerechtigkeit verstoßen . In diesem Zusammen-
hang kann auch die Frage zu klären sein, ob die
Wehrgerechtigkeit no ch gewahrt ist, wenn nur ein
geringer Teil der wehrpflichtigen Männer zur Bun-
deswehr einb erufen wird .

c) B ei offenem Ausgang eines Verfassungsb e-
schwerdeverfahrens hängt die Entscheidung
gemäß § 3 2 Ab s . 1 BVerfGG von einer Abwägung
der Folgen ab , die b ei Ablehnung der einstweiligen
Anordnung eintreten würden .

aa) Erginge die einstweilige Anordnung nicht,
hätte die Verfassungsb e schwerde j edoch sp äter Er-
folg, müsste der B e schwerdeführer seinen Wehr-
dienst ableisten . Die Heranziehung zum Grund-
wehrdienst greift erheblich in die persönliche Le-
bensführung, insb esondere in die b erufliche Ent-
wicklung de s Wehrpflichtigen ein . E s würde inso-
fern ein irreversibler Zu stand eintreten, der durch
den Erfolg in der Hauptsache nicht korrigiert wer-
den könnte . D as BVerfG blieb e auf die Feststellung
der Verfassungswidrigkeit b e schränkt.

B ei der Gewichtung der mit dem Grundwehr-
dienst verbundenen Nachteile ist ab er auch zu
berücksichtigen, dass der Wehrpflichtige nicht nur
in seinem grundrechtlichen Abwehrrecht b etrof-
fen ist, sondern er zugleich in einem verfassungs-
rechtlichen Pflichtenverhältnis steht. Aus der ver-
fassungsrechtlichen Verankerung der allgemeinen
Wehrpflicht folgt, dass ein Bunde sge setz, welche s
die se Pflicht in dem in Art. 1 2 a Ab s . 1 GG b ezeich-
neten Umfang einführt, der Verfassung nicht nur
nicht widerspricht (vgl . BVerfGE 1 2 , 45 , 5 0) , son-
dern eine in ihr enthaltene Grundentscheidung ak-
tualisiert. D as Grundge setz erachtet e s als grund-
sätzlich zumutb ar, dass der Wehrpflichtige seinen
Bürgerdienst erfüllt, und stellt die damit notwendi-
gerweise verbundenen Nachteile gegenüb er dem
staatlichen Wehrinteresse zurück. D er Eingriff ist
durch Art. 1 2 a Ab s . 1 GG speziell verfassungsrecht-
lich legitimiert. Die Nachteile de s Wehrdienstleis-
tenden hab en daher vor der Verfassung nicht das
gleiche Gewicht wie vergleichb are B elastungen
außerhalb die se s Pflichtenverhältnisse s .

bb) Erginge die einstweilige Anordnung, hätte
die Verfassungsb e schwerde ab er sp äter keinen Er-
folg, blieb e der B e schwerdeführer zunächst von
der Ableistung des Grundwehrdienstes verschont.
D er Nachteil für die Wehrfähigkeit D eutschlands

wäre bei einer isolierten, auf den B eschwerdefüh-
rer b eschränkten B etrachtung gering.

Eine solche B etrachtung würde ab er der B edeu-
tung der Wehrpflicht nicht gerecht. Üb er den Ein-
zelfall hinaus hat die Abwägung des BVerfG darauf
B edacht zu nehmen, dass der Verfassungsgeb er
sich für eine funktionsfähige militärische Landes-
verteidigung entschieden und in die sem Zusam-
menhang den Gesetzgeb er in Art. 1 2 a Ab s . 1 GG er-
mächtigt hat, die allgemeine Wehrpflicht einzufüh-
ren . Mit den nachträglich in das GG eingefügten
wehrverfassungsrechtlichen B estimmungen der
Art. 1 2 a, 73 Nr. 1 , 87 a und 1 1 5 b GG hat der Verfas-
sungsgeber eine verfassungsrechtliche Grundent-
scheidung für eine wirksame militärische Landes-
verteidigung getroffen . Einrichtung und Funkti-
onsfähigkeit der Bunde swehr haben verfassungs-
rechtlichen Rang (vgl . BVerfGE 4 8 , 1 2 7, 1 5 9 f.) .

Die Einrichtung und Funktionsfähigkeit der
Bunde swehr auf der Grundlage der allgemeinen
Wehrpflicht sind auf eine stetige und gleichmäßige
Heranziehung der tauglichen Wehrpflichtigen an-
gewie sen . Würde man im Hinblick auf die behaup-
tete gleichheitswidrige Einberufungspraxis es j e-
dem Wehrpflichtigen freistellen, ob er den Grund-
wehrdienst antritt, wäre die Verteidigungs − und
Bündnisfähigkeit D eutschlands in hohem M aße ge-
fährdet. E s hinge von der Entscheidung j ede s ein-
zelnen Wehrpflichtigen, gesellschaftlichen Strö-
mungen und unwägb aren Stimmungen ab , ob die
Bunde swehr ihren nach wie vor b estehenden Per-
sonalb edarf decken könnte .

Die Abwägung der widerstreitenden Interessen
kann auf der Seite de s Staates nicht allein die B e-
deutung de s Antragstellers für die Bundeswehr in
den Blick nehmen . Die Gefahr einer Ero sion der
Wehrpflicht auf no ch ungeklärter verfassungs-
rechtlicher Grundlage und der verfassungsrechtli-
che Rang der Einrichtung und Funktionsfähigkeit
der Bunde swehr lassen das Individu alinteresse de s
B e schwerdeführers gegenüb er dem staatlichen
Vollzugsintere sse zurücktreten .

Diese Entscheidung ist unanfechtb ar.

3. Kammer des Zweiten Sena tes des BVerfG: Vizepräsi-
den t Hassemer, Rich terin Osterloh, Rich ter Mellingh off

Anmerkung der Redaktion: Zwar hat das BVerfG die
Verfasungsbeschwerde nicht zur Entscheidung ange-
nommen . E s hat sie aber nicht ohne weitere B egrün-
dung als offensichtlich unbegründet abgelehnt. Viel-
mehr stellt es fest, dass eine »nach Erschöpfung des
Rechtswegs in der H auptsache no ch zu erheb ende Ver-
fassungsbeschwerde gegen den Einb erufungsb escheid
. . . weder unzulässig no ch offensichtlich unbegründet«
wäre . E s konstatiert, dass die Frage , ob die Einb erufung-
spraxis , die massenhaft Taugliche und Verfügb are von
der tatsächlichen Dienstleistung au snimmt, »mit den
verfassungsrechtlichen Vorgaben für die Wehrpflicht
vereinb ar ist« , no ch nicht geklärt ist. D amit ist die se für
den B etroffenen zwar negative Entscheidung in der Ten-
denz ein weiterer B eleg für den auch juristischen Ero si-
onsprozess , in dem sich die Wehrpflicht befindet.

0 2
I I / 2 0 04
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Leitsatz (redaktio nell) : Wegen der durch die
(neue) Einb erufungspraxis fehlenden Wehrge-
rechtigkeit ist die Auswahl gerade des Klägers zur
Wehrdienstleistung sachlich nicht gerechtfertigt
und damit willkürlich, weshalb der Einb erufungs-
b escheid aufgehob en werden muss .

VG Köln, Urteil vom 2 1 . 04 . 2 0 04
Aktenzeichen : 8 K 1 5 4/0 4

A us den En tscheidungsgründen:
[ . . . ] Die zulässige Klage ist b egründet. D er ange-

fo chtene Einberufungsb e scheid de s Kreiswehr-
ersatzamtes L. vom 07. 1 1 . 2 0 0 3 und der Wider-
spruchsbe scheid der Wehrb ereichsverwaltung
West vom 0 1 . 1 2 . 2 0 0 3 sind rechtswidrig und ver-
letzten den Kläger in seinen Rechten .

Die auf der Rechtsgrundlage de s § 2 1 WPflG er-
folgte Einb erufung des Klägers ist willkürlich und
verletzt diesen in seinem aus Art. 2 Ab s . 1 GG abzu-
leitenden Recht, vor willkürhaften Entscheidun-
gen der B ehörden verschont zu bleib en . [ . . . ]

D as Bundesverwaltungsgericht hat allerdings in
seinem Urteil vom 2 6 . 02 . 1 9 9 3 , a. a. O . [ − 8 C 20. 92 −,
NJW 1993, 2065], au sgeführt, dass »eine erhebliche
und andauernde Abnahme des B edarfs der Bunde s-
wehr an Wehrpflichtigen dem Gesetzgeb er für den
Fall der B eib ehaltung der allgemeinen Wehrpflicht
unter dem Blickwinkel des Geb ots der Wehrge-
rechtigkeit zwingenden Anlass geben (mag) , die
Wehrdienstausnahmen und zugleich das Verhält-
nis von Wehr- und Zivildienst (etwa im Sinne eines
Ersatzdienstes für j eden nicht zum Wehrdienst ein-
b erufenen Dienstpflichtigen) neu zu regeln, um
die von der Verfassung geb otene umfassende und
gleichmäßige Heranziehung aller Wehrpflichtigen
zu einer Dienstleistung sicherzustellen . «

Wenn die in diesem Sinne erforderliche Heran-
ziehung aller Wehrpflichtigen nicht mehr gewähr-
leistet ist, so lässt sich dennoch ein Abwehrrecht
de s wehrpflichtigen Klägers , das dieser dem ange-
fo chtenen Einb erufungsb escheid verteidigungs-
weise entgegenhalten kann, nur dann herleiten,
wenn die Einb erufung de s Klägers diesen »willkür-
lich diskriminiert« . Vgl . BVerwG, Urteile vom
1 9 . 0 6 . 1 974 [ − VIII C 89. 73, BVerwGE 45, 19 7] und
2 6 . 02 . 1 9 9 3 , a. a. O .

Von einer derartigen willkürlichen, weil von
sachgerechten Erwägungen der Wehrgerechtig-
keit nicht mehr getragenen, Einb erufungsent-
scheidung ist nach der neuen Einb erufungspraxis
aufgrund der seit dem 0 1 . 07. 2 0 0 3 geltenden Einb e-

rufungsrichtlinien ab er nunmehr auszugehen . Die-
se Praxis verstößt gegen den vom Bundesverfas-
sungsgericht stets b etonten Grundsatz der Wehr-
gerechtigkeit. Hierzu hat die Kammer in den Grün-
den ihre s im Verfahren des vorläufigen Rechts-
schutze s ergangenen B eschlu sses vom 0 8 . 0 1 . 2 0 04
− 8 L 4/0 4 − ausgeführt : » . . . Zur Frage der Wehrge-
rechtigkeit hat das Bundesverfassungsgericht in
seiner Entscheidung vom 1 3 . April 1 978 (Az : 2 BvF
1 /7 7, 2 BvF 2/7 7, 2 BvF 4/7 7, 2 BvF 5/7 7) folgende s
ausgeführt : [ . . . ]

An die ser Auffassung hält die Kammer fe st. Die
neue Einb erufungspraxis lässt die Wehrgerechtig-
keit in derart eindeutiger Weise vermissen, dass die
Auswahl gerade des Klägers zur Ableistung de s
Wehrdienste s sich als ohne sachlich gerechtfertig-
ten Grund darstellt und damit willkürlich ist. Die se
willkürhafte Verletzung seines Persönlichkeits-
rechts kann der Kläger auch unter B erücksichti-
gung der o . a. D arlegungen de s Bundesverwal-
tungsgerichts als eigene Rechtsverletzung geltend
machen .

Mit den neuen Einb erufungsrichtlinien de s
Bundesministeriums der Verteidigung wird ein
derart großer Personenkreis von der Ableistung
de s Wehrdienste s au sgenommen, dass gerade
nicht mehr davon ausgegangen werden kann, dass
die Wehrgerechtigkeit noch gewahrt ist. D enn da-
nach wird nur no ch j eder Dritte − und damit nicht
mehr der »üb erwiegende Teil der Wehrpflichti-
gen« − einb erufen . Die Wehrpflicht entspricht da-
mit nicht mehr den verfassungsrechtlichen Vorga-
b en und die Einb erufung des wehrpflichtigen Klä-
gers führt zu einer gesetzwidrigen und verfas-
sungswidrigen Entscheidung der Wehrbehörden,
gegen die er sich au s seinem Grundrecht nach Art.
2 Ab s . 1 GG zur Wehr setzen kann .

B ei der B ewertung der Auswirkungen de s Ver-
hältnisse s von wehrpflichtigen jungen Männern
und tatsächlich einb erufenen o der künftig einzu-
b erufenden Wehrpflichtigen geht die Kammer von
den von der Bunde sregierung in ihrer Antwort auf
eine Kleine Anfrage − Bundestags-Drucksache
(Drs .) 1 4/ 5 8 5 7 − genannten Zahlen aus . Sie b ezieht
weiter ein die sich nach der Neu au srichtung der
Bundeswehr künftig ergeb enden Zahlen hinsicht-
lich de s tatsächlichen B edarfs . Schließlich legt sie
die amtliche B evölkerungsstatistik des Bunde s-
amtes für Statistik zugrunde .

Ausgehend von den Angab en de s Statistischen
Bundesamtes für die männlichen Leb endgeb ore-
nen ergeb en sich für den Jahrgang des Klägers

Verwaltungsgericht Köln

Die Wehrpflicht ist Willkür geworden
Einberufungsrichtlinien verstoßen
gegen den Grundsatz der Wehrgerechtigkeit
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4 4 2 . 75 9 männliche Leb endgeb orene , denen
4 3 4 . 3 0 1 erfasste Wehrpflichtige gegenüb erstehen .
Auch für die Jahrgänge vor dem Kläger ist insoweit
eine Differenz von rund 1 0 . 0 0 0 männlichen Perso-
nen festzustellen . Die Tab ellen 1 d , 2 c , 2 d , 3 a und 3 b
in der Drs . 14/ 5 8 5 7 zeigen schließlich auf, dass von
den re stlichen jungen Männern durchschnittlich
1 5 % aller Wehrpflichtigen pro Jahrgang nicht
herangezogen werden konnten, weil sie nicht
wehrdienstfähig waren o der ihnen Wehrdienstaus-
nahmen, wie z . B . B efreiung o der Zurückstellung,
zur Seite standen o der sie einen anderen Dienst,
z . B . bei der Polizei o der im Katastrophenschutz, lei-
steten o der weil sie − aus welchen Gründen auch
immer − nach Vollendung des 2 5 . Leb ensj ahre s
nicht mehr einberufen werden konnten . Von den
hiernach zur Verfügung stehenden jungen Män-
nern wurden von 2 0 0 0 bis 2 0 04 in j edem Jahr etwa
14 0 . 0 0 0 als Kriegsdienstverweigerer anerkannt.
Hiernach lässt sich mithin fe ststellen, dass insge-
samt zwischen 2 0 0 . 0 0 0 und 2 2 0 . 0 0 0 wehrpflichti-
ge M änner zur Ableistung des Dienstes herangezo-
gen werden könnten . Die se Zahl kann sich sogar
noch erhöhen, wenn der gegenwärtig festzustel-
lende Trend zurückgehender Anträge auf Kriegs-
dienstverweigerung anhält. Sie wird sich zudem al-
lein dadurch no ch erheblich erhöhen, dass bis
1 9 9 0 sehr geburtenstarke Jahrgänge zur Verfügung
stehen werden ( 1 9 9 0 : 4 65 . 379 Lebendgeb orene) .

Dieser Zahl der wehrdienstfähigen Männer
steht inde s für das laufende Jahr ein B edarf von
73 . 5 0 0 VAS gegenüb er, was ca. 8 0 . 0 0 0 Einberu-
fungsmöglichkeiten imJahr ergibt. Konkret b edeu-
tet dies , dass von 2 2 0 . 0 0 0 einberufb aren jungen
M ännern tatsächlich nur gut 1 /3 , nämlich 8 0 . 0 0 0
tatsächlich Wehrdienst leisten mü ssen . Die ses Ver-
hältnis verschiebt sich künftig aufgrund der Neu-
strukturierung der Bundeswehr weiter zum Nach-
teil der Wehrgerechtigkeit, wenn b ei steigenden

Jahrgangsstärken nur no ch 5 8 . 0 0 0 junge Männer
pro Jahr (5 0 . 0 0 0 VAS) einb erufen werden .

Selb st die B eklagte geht davon aus , dass unter
B erücksichtigung der künftigen Struktur für die
dann erforderlichen 5 8 . 0 0 0 Wehrpflichtigen ab
2 0 04 pro Jahrgang 1 2 0 . 0 0 0 Wehrpflichtige im
Durchschnitt zur Verfügung stehen . Auch dies ist
weniger als die Hälfte und damit nicht mehr der
von Verfassungswegen zu fordernde »üb erwiegen-
de Teil der Wehrpflichtigen« .

Ange sichts die ser Zahlen wird durch die (neue)
Einb erufungspraxis ein derart großer Teil der
wehrfähigen Männer bei der Einb erufungspla-
nung von vornherein nicht mehr ins Blickfeld ge-
nommen, so dass sich die Auswahlentscheidung
auf die kleine Gruppe der nach Auffassung der B e-
klagten Heranzuziehenden b eschränkt. D amit fin-
det aber eine Auswahl unter allen grundsätzlich
Heranzuziehenden nicht mehr statt ; sie wird in
sachlich nicht gerechtfertigter Weise von vornher-
ein verengt auf diej enigen, die die neuen ge-

F or u m Pazi fi s mus

setzwidrigen Einberufungskriterien erfüllen . Und
selb st in dieser den neuen Anforderungen entspre-
chenden Gruppe wird − nach den eigenen Zahlen
der B eklagten − weniger als die Hälfte der Heranzu-
ziehenden tatsächlich einb erufen . Angesichts die-
se s zahlenmäßigen Ungleichgewichts kann von
Wehrgerechtigkeit nicht mehr gespro chen wer-
den, da die Vo rgab en de s Bunde sverfassungsge-
richts , vgl . Entscheidungen vom 1 3 . 4 . 1 978 − 2 BvF
1 /7 7 u . a. − und vom 2 4 . 4 . 1 9 8 5 − 2 BvF 2/8 3 u . a. − ,
nicht eingehalten werden . Von einer an sachlichen
Kriterien orientierten Auswahlentscheidung, wie
sie unter B e achtung der Wehrgerechtigkeit zu tref-
fen ist, kann hiernach nicht mehr die Rede sein; die
von der Wehrb ehörde getroffene Entscheidung er-
weist sich als willkürlich .

Soweit in der Literatur, vgl . S achs, NWVBl . 2 0 0 0
S . 4 0 5 , Schmidt-de C aluwe , NJW 2 0 0 0 S . 2 68 0 , Vo s-
gerau , ZRP 1 9 9 8 S . 84 , darauf verwie sen wird , dass
die allgemeine Wehrpflicht aufgrund de s Wandels
der gesellschaftlichen Voraussetzungen, die ihrer
Einführung zugrunde gelegen hab en, abzuschaf-
fen sein wird , weil ihre B eib ehaltung im Hinblick
auf die Menschenwürde , das Willkürverb ot und
das D emokratieprinzip verfassungsrechtlich b e-
denklich ist, wird insoweit an den Ge setzgeb er ap-
pelliert, die allgemeine Wehrpflicht zu üb erden-
ken, da die Sicherheitslage sich grundlegend geän-
dert hab e . Ob und wie sicherheitspolitischen Än-
derungen b egegnet wird , ob die Sicherheit durch
eine Freiwilligenarmee o der durch eine Wehr-
pflichtarmee b e sser gewährleistet ist, hat inde s
nach Auffassung der Kammer nicht die dritte Ge-
walt zu entscheiden . Vgl . BVerwG, Urteil vom
1 0 . 1 1 . 1 9 9 9 − 6 C 3 0 . 9 0 − ,NVwZ 2 0 0 0 S . 1 2 9 0 ;
BVerfG, B eschluss vom 2 0 . 02 . 2 0 02 − 2 BvL 5/9 9 − .
Insoweit haben auch die Au ssagen zur Wehrpflicht
in den Verteidigungspolitischen Richtlinien 2 0 0 3
vom 2 1 . 0 5 . 2 0 0 3 und in der Empfehlung des 1 1 . B ei-
rats für Fragen der Inneren Führung zur Wehr-
pflicht vom 2 3 . 0 6 . 2 0 0 3 sowie der B ericht der Kom-
mission Impulse für die Zivilge sellschaft vom
1 5 . 0 1 . 2 0 0 4 für die vorliegende Entscheidung keine
rechtserhebliche B edeutung.

Allerdings ist e s Aufgabe des Gerichts , den Klä-
ger vor Eingriffen in seine grundgesetzlich ver-
brieften verfassungsmäßigen Rechte zu schützen;
die s kann aufgrund der willkürlichen Entschei-
dung der Heranziehung de s Klägers zur Ableistung
des Grundwehrdienstes nur durch Aufhebung de s
Einb erufungsb escheide s geschehen .

D er Klage ist daher mit der Ko stenfolge au s
§ 1 5 4 Ab s . 1 VwGO stattzugeb en .

Die Revision ist nach § § 1 3 5 , 1 3 2 Ab s . 2 Nr. 1 Vw-
GO wegen grundsätzlicher B edeutung der Rechts-
sache zuzulassen .

Der vollständige Wortla ut der En tscheidung ist
a ufderF or u m Pazi fi s mus -Ho mepage im In ternet
veröffen tlich t: www.forum-pazifism us. de

0 2
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Kai Ambos/Jörg Arnold (Hrsg.) : Der Irak-
Krieg und das Völkerrecht. Juristische Zeitge-
schichte, B and 14; Berliner Wissenschafts-
Verlag; Berlin 2 0 04; 53 0 Seiten; 69 .- Euro

Verfehlte Kriege sind schon vor dem Feldzug
der USA gegen den Irak des S addam Hu sseins ge-
führt worden . D o ch wohl nie waren sie von sol-
chen verb alen Kontroversen üb er die Rechtferti-
gung die ser staatlichen Aggre ssion b egleitet wie
b ei diesem zweiten Golfkrieg der Vereinigten Staa-
ten von Amerika. Die s für sich allein kann schon als
ein großer Erfolg gewertet werden, egal wie katas-
trophal die ser mo derne Kolonialkrieg für seine Ini-
tiatoren ausgehen mag . D enn der weltweite Dis-
kurs um die Vermeidung dieser militärischen Inter-
vention o der do ch zumindest ihrer Legitimierung
durch die Vereinten Nationen wird nicht mehr auf-
hören . Zu eklatant sind die Missachtungen de s Völ-
kerrechts im Gefolge de s Irak-Feldzuges (und in ih-
rem Schatten die geduldeten Kriegsverbrechen
der israelischen Armee in den b esetzten p alästi-
nensischen Gebieten) , zu zynisch auch die öffentli-
chen Rechtfertigungen . D a wird als Recht auf
Selb stverteidigung b ezeichnet, was den Anti-
Kriegskonventionen nach unverhüllter militäri-
scher Terror ist. Unmissverständlich ist klar gewor-
den, dass eine glob al aus den Fugen gehende Welt
und eine von Präventivkriegen phantasierende
Großmacht dringend eines funktionierenden in-
ternationalen Rechts bedürfen . D as hier vorge stell-
te Buch erweist sich als äußerst hilfreich, Ziel und
Dimension eine solchen Vorhab ens zu erkennen
und zu b ewerten .

Die s zeigt sich schon an der inhaltlichen Drama-
turgie de s 5 0 0 Seiten umfassenden Werkes , einer
Sammlung bereits veröffentlichter Aufsätze , Arti-
kel und Diskussionsbeiträge sowie einschlägiger
Resolutionen der Vereinten Nationen zum Irak-
Krieg . Chronologisch b eginnend mit dem trans-
atlantischen Streit der Intellektuellen üb er die poli-
tischen und moralischen Anforderungen an einen
»gerechten Krieg« werden in den folgenden Kapi-
teln die rechtsphilo sophischen, rechtspolitischen
und rechtshistorischen Aspekte abgehandelt. D er
re ale B ezug geht dabei niemals verloren, was si-
cherlich dem glücklichen Umstand zu verdanken
ist, dass diese oft wissenschaftlich grundierte Au s-
einandersetzung vorwiegend in den profanen
Printmedien, also in Tage s- und Wo chenzeitungen,
geführt wurde und unverdro ssen weiter geführt
wird . Ganz nebenbei demonstriert diese gelunge-
ne Auswahl das publizistische Phänomen eines
Ressortwechsels . Die kritischen und oft skandalö-
sen Aspekte de s Irak-Kriege s werden vornehmlich
in den Feuilletons abgehandelt und kommentiert.
Die politischen Redaktionen b egnügen sich mit
dem täglichen Brot der Nachrichtenaufb earb ei-
tung und der punktuellen Kommentierung . D ass
ihr Tenor mehr auf mahnende Nachsicht für den
gefallenen Helden, der »westlichen Führungs-

F or u m- Pazi fi s mus

macht« , eingestimmt ist, macht deutlich, dass die
deutschen Medien, die elektronischen ausdrück-
lich einge schlo ssen, so rückständig sind wie die Po-
litiker, in deren Milieu sie sich distanzlo s b ewegen .

Mit wenigen, großen Au snahmen natürlich, wie
gerne eingeräumt wird . D as gilt vor allem für Heri-
b ert Prantl, den Re ssortchef Innenpolitik der »Süd-
deutschen Zeitung« . Gleich fünf Mal ist der promo-
vierte Jurist mit Staatsdiensterfahrung mit seinen
leb endigen Kommentaren und sachkundigen Ana-
lysen vertreten . Ihm gesellen sich no ch fünf weite-
re Journalisten zur Seite . D as Feld der 5 7 Autoren
wird j edo ch von der wissenschaftlichen Promi-
nenz au s D eutschland und den USA beherrscht.
D ass in die ser Schar der um das Völkerrecht
b emühten Köpfe auch ein deutscher Soldat aufge-
nommen werden konnte , ist fast so etwas wie eine
Ehrenrettung für die Bunde swehr. Mit seinem B ei-
trag über »Diese Tätigkeit de s Mordens« greift der
B erufsoffizierJürgen Ro se [siehe den Betrag dieses
A u tors a uf Seite 19 in dieserF or u m- Pazi fi s mus -
A usgabe] nicht nur das heikle und stramm b e-
schwiegene Thema von B efehl und Gehorsam in
Zeiten des Krieges auf. Wie schon seit vielenJahren
macht er auch hier b eharrlich Gebrauch von sei-
nem Recht auf freie Meinungsäußerung als Staats-
bürger in Uniform (was gelegentliche Gängelun-
gen durch die Obrigkeit in Uniform zur Folge hat) .

Die s ist ein rundum nützliches Buch . E s wird sei-
ne Tauglichkeit in den kommenden B emühungen
um eine Stärkung des Völkerrechts, die der Irak-
Krieg und seine Protagonisten ausgelö st hab en,
zweifelsfrei erweisen . Seine Stärke liegt in der Au s-
wahl und der Zu sammenstellung der weit ge-
fächerten B eiträge . Oftmals der Tage saktualität
entsprungen diskutieren sie doch kontrovers die
Fragen, die uns weit üb er den Anlass hinaus b e-
schäftigen werden . Die unmittelb arste am Ende
de s Irak-Ab enteuers , so eine Erkenntnis aus der
Lektüre , wird die Gretchenfrage an die USA sein :
Wie halten sie e s mit den einst von ihnen mitge-
schaffenen Vereinten Nationen? D as alte Europ a
wird davon nicht unb ehelligt bleib en . E s wird sich
entscheiden müssen, ob es die Souveränität die ser
Völkergemeinschaft stärkt o der aus falscher Loya-
lität dem imperialen Irrweg der antiquierten Su-
permacht USA folgen will .

Bernd C. Hesslein

Die große Flucht. Umsiedlung, Vertreibung
und Integration der deutschen Bevölkerung.
DVD − Gegen das Vergessen; Systhema; Mün-
chen 2 0 03

Die b eeindruckende S ammlung von Augenzeu-
genb erichten üb er die Vertreibung und Flucht der
deutschen B evölkerung am Ende und nach dem
Zweiten Weltkrieg aus den Staaten des sp äter so ge-
nannten O stblocks (D okumentation der Vertrei-
bung der D eutschen aus O st-Mitteleurop a, hrsg.
vom Bundesministerium für Vertrieb ene , B onn
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1 9 5 4- 1 9 61 , Nachruck München 1 9 8 4 u . ö .) war lan-
ge Zeit vergriffen . Mehrere Nachdrucke halfen
dem Mangel auf. Nun liegt diese D okumentation
erneut vor − im digitalen und erweitertem Gewan-
de . D er eigentliche Corpu s − die ehemals fünfb än-
dige D okumentation − verschwindet fast hinter
den Informationsmöglichkeiten, die mit dieser
DVD zugleich angeb oten werden : So u . a. die kom-
plette ZDF-D okumentarreihe von G . Knopp , 2 0 02 ,
sowie Karten und zahlreiche B ilder. M aterial, dass
es Menschen, die die se Zeit nicht erlebt haben, ein-
facher macht, sich in sie hineinzuversetzen .

E s ist sehr begrüßenswert, dass die Herau sgeb er
die ser Ausgab e einem großen Nachteil der vorigen
Ausgab en ausgeglichen hab en : Sie stellen das The-
ma von Flucht und Vertreibung in einen größeren
historischen Zusammenhang . E s wird an die Fol-
gen der Religionskriege in Europ a erinnert, an die
Vertreibung und Ermordungen der auto chthonen
B evölkerung in Afrika, Australien und Amerika und
die Folgen de s Sklavenhandels . E s verdient b eson-
derer B e achtung, dass es nicht versäumt wurde , auf
die furchtb aren Flüchtlingszüge zu B eginn des 2 0 .
Jahrhunderts auf dem B alkan 1 9 1 2/ 1 3 und in Arme-
nien 1 9 1 5 hinzuweisen .

D enno ch bleibt ein fahler Nachgeschmack: Die
ersten Opfer europ äischer Vertreibungen ganzer
B evölkerungsgruppen waren jüdische Menschen :
Sie wurden 1 2 9 0 aus England , 1 394 au s Frankreich,
149 2/9 6 aus Sp anien und Portugal und 1 5 4 1 au s
Süditalien vertreib en . Vielleicht kann dieser Man-
gel b ei einer Neuauflage b ehob en werden .

Üb er den Zu sammenhang − ob einer b esteht
und wie er zu verstehen ist − mit dem Völkermord
an europ äischen Juden während de s Zweiten Welt-
kriege s − wird leider nicht reflektiert. Hätten nicht
immerhin Fragen formuliert werden können? D em
Verlag ist die s wohl weniger anzulasten als den B e-
arbeitern und Herausgeb ern die ser DVD , hat do ch
der Verlag in seiner verdienstvollen Reihe »Gegen
das Vergessen« CD-ROM s mit einer »D okumentati-
on des Holo caust« und zum »Häftlingsalltag im KZ
S achsenhau sen 1 9 3 6- 1 9 45 « herausgegeb en .

Üb er die D okumentation der Vertreibung der
D eutschen hinaus werden in gesonderten B eiträ-
gen die unterschiedlichen Integrationserfahrun-
gen der Vertrieb enen sowohl im Westen, als auch
in der damaligen Sowj etischen B esatzungs-Zone
darge stellt. Indem in drei D etaildarstellungen auch
die Geschichte dreier b ayrischer Ortschaften dar-
gestellt werden, kommt darin im Übrigen auch das
Leben und Erleiden von Zwangsarb eitern zu Wort.

Die in den 5 0erJahren von derBunde sregierung
betrieb ene Verengung der Thematik »Vertreibung«
auf die deutsche B evölkerung wird damit zumin-
dest aufgebro chen . D as ist im Zu sammenhang mit
der gegenwärtigen Diskussion um ein europ äi-
sches Zentrum zur D okumentation von Vertrei-
bungen auch bitter nötig.

Die technische Seite zeigt sich von allerb e ster

Qualität. Eine leicht zu b edienende Suchfunktion
erfüllt schnell alle Wünsche . D ank dieser Suche ist
es nun auch leicht möglich, nach b estimmten Ort-
schaften zu suchen, vorau sge setzt man b eherrscht
die deutsche Schreibweise (e s finden sich Einträge
zu Lötzen, ab er nicht zu Gyzicko) . Vielleicht wäre
es für eine weitere Auflage sinnvoll, b eide Ortsb e-
zeichnungen miteinander zu verlinken, so könnten
z . B . deutsch lernende Schülerinnen und Schüler
au s Polen auf die se Weise einige s über die Ge-
schichte ihres Heimatorte s erfahren .

D as Menu ist üb ersichtlich, man findet sich
schnell zurecht. Warum allerdings ein Text erst
dann kopiert werden kann, wenn die Seite aus ei-
nem Internet-Browser heraus aufgerufen wird , ist
nicht ganz verständlich .

Alles in allem eine empfehlenswerte D okumen-
tation, die die Möglichkeiten mo derner digitaler
Technik sinnvoll b enutzt. E s ist dem Verlag zu wün-
schen, auf diese Weise seine Reihe fortzuführen
und weiter au sreifen zu lassen .

Ma tth ias Engelke

Alfred Andersch, Die Kirschen der Freiheit.
Ein Bericht, Diogenes Zürich 1971

Manchmal b edarf es keine s speziellen o der aktu-
ellen Anlasses für eine Buchbe sprechung. »Die Kir-
schen der Freiheit« von Alfred Andersch sind so ein
Buch. E s könnte verwie sen werden auf die damali-

Ja, ich möchte das Forum Pazifismu s-Ab o .
D ie B ezugsgebühr für e in volles Kale nd erj ahr

(4 H efte) b eträgt b eim No rm alab o 2 0 € zzgl . 2 €
für Po rto und Verp ackung; b e i B es tellung innerhalb

des l aufende n Kalende rj ahres e ntsp re che nd we nige r. D ie
B ezugsgebühre n j ewe ils b is zum Ende de s Kalende rj ahres s ind zu

B eginn de s B ezuges fällig, d an ach zu B eginn de s Kale nde rj ahre s . D as Ab o n-
ne me nt ve rl änge rt s ich auto m atis ch um ein weite re s Kale nde rj ahr, we nn nicht
j ewe ils b is zum 3 0 . 1 1 . s chriftlich e ine Kündigung zum J ahre s e nd e e rfolgt ist.

Mir is t b ekannt, d as s ich dies e B estellung innerh alb de r folgende n zwei Wo che n ohne B egrün-
dung b ei Fo rum P azifis mus , Po s tfach 15 0 35 4 , 70 076 Stuttgart s chriftlich wide rrufen kann . Zur
Fris twahrung genügt die re chtze itige Ab s endung . D ies b es tätige ich mit meiner Unters chrift.

D atum Unte rs chrift

Förderab o I (3 0 €) Förderabo II (4 0 €)

Förderab o III * (5 0 €) Normalab o (2 0 €)

Ich mö chte das ermäßigte Ab o ( 1 8 €; nur für DFG-VK-Mitglieder.
Meine Mitgliedsnummer lautet :

Zu den genannten Ab o p reis en ko mmen j ewe ils 2 € für Po rto und Ve rp ackung hinzu ; alle
genannten Preis e inkl . d er ge s etzliche n MWSt.
* D as Fö rderab o II I b e inhalte t zus ätzlich den auto matis chen E rhalt einer CD-ROM mit dem

J ahre sinh alt im PDF-Fo rm at zum J ahres end e .

B LZ

Ich b ezahle b equem per B ankeinzug

B ank

(Organis atio n)

Vo rname

N ame

S traß e

PLZ/O rt

D atum/Unte rs chrift

Ko nto



ge B egründung der Fahnenflucht mit der Wehr-
pflicht o der auch auf die heutigen Anträge von
D eserteuren auf Asyl in D eutschland . D o ch es kann
einfach damals wie heute (wieder) gelesen werden
als das , was e s ist: eine zeitlo se Üb erlegung über die
Flucht vor dem Fluch des Kriege s .

Schon der B eginn ist charakteristisch. Ein klei-
ner Junge sieht, wie Aktive der Räterepublik eine
Straße entlanggeführt werden, um außer Sicht er-
scho ssen zu werden .

»Weiß no ch, dass mich dann am meisten interes-
sierte , zu erfahren, wie e s einem zumute war, der ei-
nen anderen erschießen sollte . Nicht im Zorn –
sondern der mit ihm eine lange Vorstadtstraße ent-
langging, hatte Zeit zu denken, dass er am Ende der
Straße dem anderen das Leben auslö schen würde .
So lange hält Zorn nicht vor. Was währt denn schon
eine Straße lang? Die Dummheit, sich im Recht zu
glaub en? D er B efehl? Die Hetze ? D er verwirrte
Geist, der in anderen nur no ch Ge sindel sieht?
O der das gefällte Gewehr, das zur Entladung
drängt? D er Blick, der sich schon den zu sammen-
brechenden Körper auf die Netzhaut zeichnet?«

Nicht nur die Opfer interessieren ihn, zu denen
er da vielleicht gehört hätte , wenn er zehn Jahre äl-
ter gewesen wäre . Und zu denen er sp äter fast
gehört hatte , als er zehn Jahre älter war.

Nicht nur die großen Täter interessieren ihn .
Zwar werden Ludendorff und Hitler sehr genau b e-
ob achtet. D er eine erscheint als entrückter

Schlachtfeldkünstler, der andere als abgewetzte
Kanalratte . D o ch ihnen fühlt er sich nicht verbun-
den . Schon gar nicht durch einen erzwungenen,
falschen Soldaten-Eid .

B e sonders ab er den kleinen Tätern, den Mitläu-
fern gilt sein Interesse . Mitläufern wie seinem Va-
ter, der immer wieder ge schlagen worden war – mi-
litärisch in den Stellungskämpfen in den Vogesen,
politisch im Putschversuch in München, wirt-
schaftlich als üb erschuldeter Versicherungs- und
Immobilienmakler und gesundheitlich als hinsie-
chender Kriegsverletzter. Mitläufern wie seinem
»Kameraden« Werner, der manchmal von den B e-
fehlen abweichen konnte , do ch schließlich an der
Front b ei der Truppe bleiben wollte . Allerdings
glaubt er, dass nur das Individuum aktiv werden
und ausbrechen kann, das Kollektiv aber immer
p assiv sein und B efehlen Gehorsam leisten wird .

D er Junge mit den tiefsinnigen Gedanken ist der
Erzähler. Er berichtet von der Langeweile und vom
Elend seiner Kindheit, von der unwirklichen, un-
tauglichen Kommunistischen Partei seiner Jugend .
Er b erichtet von seiner Haft in D achau und seiner
»Emigration« auf die Halligen bzw. in sein Innere s .
Vor allem ab er be schreibt er die Geschichte seiner
Fahnenflucht im Zweiten Weltkrieg.

Die se Inhaltsangab e verweist schon auf das The-
ma, um das e s Andersch geht : Freiheit. Natürlich
geht es auch um Mut. Fahnenflucht ohne Mut ist un-
möglich . D o ch es ist keine Geschichte der Ab enteu-
erlust o der des Heldentums . D enn es geht auch um
Angst. Auch sie gehört unb edingt zur D esertion
wie zu j edem freien Handeln dazu . D o ch e s wird
nicht nur eine Flucht o der ein Versteck b eschrie-
b en . »Die Kirschen der Freiheit« sind ein Buch über
die Möglichkeit der Selb stb e stimmung de s Men-
schen auch unter widrigsten Umständen . Wie
selb st in der dornigen Wildnis der italienischen
To skana süße Kirschen blühen, so blühte die Frei-
heit, weder zu töten, no ch getötet zu werden, selb st
in der D eutschen Wehrmacht im Zweiten Welt-
krieg .

Alfred Andersch zeigt, wie Persönliches und Po-
litisches zusammengehört. Seinem Thema ent-
spricht auch sein Stil . Sein S atzb au gibt immer auch
Stimmung und Entwicklung de s Erzählten wider.
Die Lage der Kommunistischen Partei trifft das Bild
vom verschütteten Bier, die innere Emigration das
vom Fährb o ot zu den Halligen ganz genau . An-
dersch selb st nennt sein Werk einen »B ericht« .
D o ch e s ist auch Literatur; der B ericht changiert
immer wieder zwischen Re alität und Fiktion . »D er
Spiegel« schrieb , e s sei eine »neuartige Mischung
aus autobiographischem B ericht, ätzender Zeitkri-
tik und existentialistischer Freiheitsmeditation« .
Gleich, ob ich e s j etzt als Erzählung oder als S ach-
buch le se , lesenswert ist es auf j eden Fall . Und b e-
denkenswert ist die Fahnenflucht als Freiheit vor
dem Krieg auch heute no ch .

Ka i- Uwe Dosch
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